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I. Theorie Teil: 

 

1. Einleitung 

Im Zuge der vorliegenden Diplomarbeit wurde das Thema jüdische Flucht bzw. 

Emigration in der Zeit des Nationalsozialismus in Österreich untersucht. Im Fokus 

dieser Untersuchung liegen die Presseanweisungen des Reichsministeriums für 

Volksaufklärung und Propaganda. Unter der Leitung von Dr. Joseph Goebbels 

wurden in den Jahren des Krieges und auch in den Jahren davor sehr viele 

Presseanweisungen erteilt, unter anderem auch in Bezug auf jüdische 

Flüchtlinge/Emigranten.  

Im Laufe dieser Arbeit sollen einige Presseanweisungen ausgewählt werden, um 

diese dann zu untersuchen und darzustellen, wie diese Anweisungen genau 

ausgesehen haben und inwieweit sie umgesetzt wurden. Wieso ich mein 

Hauptaugenmerk auf die jüdischen Flüchtlinge/Emigranten lege, lässt sich leicht 

begründen. Wir leben in einer Zeit, in der viele Flüchtlinge aus Angst vor Krieg 

und Tod ihre Länder verlassen müssen und hoffen, in einem neuen Land ein neues 

Leben beginnen zu können, ein Leben, das nicht bedroht ist von Angst und Terror. 

Die schreckliche Situation der Flüchtlinge von heute brachte mich auf die Idee, das 

Schicksal der Flüchtlinge von damals zu untersuchen und zu erforschen was sich 

geändert hat. Dieses Interesse wurde noch größer, als ich feststellte, dass 

Presseanweisungen in Bezug auf das jüdische Volk, als es noch versuchte der 

drohenden Gefahr zu entfliehen, noch nicht wirklich wissenschaftlich behandelt 

wurde. Es gibt viele Arbeiten und Studien, die das Schicksal der Juden 

thematisieren, jedoch eher für die Zeit während des Krieges, als Deportation und 

Vernichtung schon voll im Gange waren. Zu Beginn überlegte ich eine 

Gegenüberstellung der Flüchtlinge von damals mit den Flüchtlingen von heuten, 

was hat sich geändert? Wie wurde das Thema in der Presse damals behandelt und 

wie heute? Ich musste allerdings schnell feststellen, dass dies die Grenzen einer 

Diplomarbeit bei weitem überschreiten würde und deswegen beschloss ich, mich 

mit den Flüchtlingen von damals zu beschäftigen, um so die Grundlage zu legen für 

eine spätere Forschung zu den Flüchtlingen von heute, um damit einen Vergleich 

zu ermöglichen.   
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Als Forschungsmaterial wurden drei österreichische Zeitungen gewählt, die 

miteinander verglichen werden. Eine der gewählten Zeitungen ist der „Völkische 

Beobachter“. In Deutschland war er schon vor und während des Zweiten 

Weltkriegs das nationalsozialistische Sprachrohr und in Österreich erschien ab 

April 1938 eine „Wiener Ausgabe“. Die nächste zu untersuchende Zeitung ist „Das 

Kleine Volksblatt“, diese hatte, vor der Gleichschaltung, einen christlich-sozialen 

Hintergrund und zu guter Letzt „Das Kleine Blatt“ mit einem sozialdemokratischen 

Ursprung.  

Ein wichtiger Aspekt dieser Arbeit ist das Propagandasystem zu Zeiten des 

Nationalsozialismus in Deutschland und vor allem in Österreich. Es sollen die 

Vorgehensweisen des „Ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda“ 

aufgezeigt werden und im Besonderen soll die Person Dr. Joseph Goebbels und 

seine manipulativen Fähigkeiten dargestellt werden.  

Der theoretische Hintergrund dieser Arbeit liegt in den Propagandatheorien. Es 

wird die Geschichte der Propaganda und alle relevanten Formen der Propaganda 

aufgezeigt, um den Lesern die theoretischen Paradigmen der Propagandaforschung 

näher zu bringen. Die wichtigsten Theorien sind die „Leipziger Schule“ nach 

Münster und die „Normative Publizistik“ nach Emil Dovifat.  

Die vorliegende Diplomarbeit gliedert sich in zwei Teile: Im ersten Teil wird das 

Forschungsinteresse aufgezeigt, die Theorie untermauert und dargestellt und der 

zweite Teil besteht aus der empirischen Zeitungsanalyse in Bezug auf die 

Presseanweisungen vom Ministerium für Volksaufklärung und Propaganda.  

2. Problemaufriss 

Presseanweisungen spielten sowohl vor, als auch während des Zweiten Weltkriegs 

eine signifikante Rolle. Streng gesehen beeinflussten sie maßgeblich die öffentliche 

Meinung bezüglich des Kriegsablaufes. Sämtliche Presseanweisungen wurden mit 

dem Ziel das Volk für den Krieg zu begeistern, verfasst. Zu Beginn war dies eine 

äußerst erfolgreiche Methode, gegen Ende des Zweiten Weltkrieges war allerdings 

die Begeisterung des deutschen Volkes in Hinblick auf den Krieg schon sehr 

zurückgegangen. Da in dieser Arbeit die Jahre 1933 bis 1939 behandelt werden, 

stammen die verwendeten Presseanweisungen aus einer Zeit, als Goebbels das Volk 
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bzw. die öffentliche Meinung noch fest im Griff hatte, wobei die Jahre, in denen in 

Deutschland die systematische Vereinnahmung der Presse perfektioniert wurde, in 

einem historischen Überblick dargestellt werden, während die Jahre 1938 – 1939 in 

Österreich Hauptgegenstand der Untersuchung sein werden. 

Die Problematik soll an Hand von drei Zeitungen getrennt bearbeitet werden, mit 

dem Ziel, etwaige Unterschiede in den Blattlinien zu erkennen und einem 

besonderen Augenmerk auf den Umgang mit den Presseanweisungen, die von 

Propagandaminister Dr. Joseph Goebbels erteilt wurden. An dieser Stelle darf man 

nicht vergessen, dass im Dritten Reich alle Medien gleichgeschaltet wurden. In den 

früheren Jahren, vor allem vor Beginn des Zweiten Weltkrieges, könnten sich 

eventuell noch Unterschiede aufzeigen lassen.  

Das Problem besteht darin, die Presseanweisungen zum Thema Flüchtlinge und 

Migranten zu finden, um dann die Parallelen respektive Unterschiede in den zu 

untersuchenden Zeitungsartikeln darzulegen. Das Ziel dieser Arbeit ist es zu 

überprüfen, wie weit in diesem Zusammenhang der Einfluss des Regimes auf die 

Medien ging. 

Die zuvor genannte Gleichschaltung der Medien wurde von der 

nationalsozialistischen Führungselite durch bestimmte Kontrollmechanismen 

gewährleistet, wie z.B. die Reichspressekonferenzen bzw. „Ministerkonferenzen“ 

und das Schriftleitergesetz. Die Anweisungen, die in den Pressekonferenzen 

vermittelt wurden, gaben den einzelnen Zeitungen noch ein wenig Spielraum bei der 

Umsetzung der Anweisungen. Der empirische Teil dieser Arbeit möchte eben diesen 

Umgang mit den Anweisungen bezüglich der Flüchtlingssituation untersuchen.  

Der vorliegenden Problemstellung liegen sehr viele Themen zu Grunde: NS-Zeit, 

Kommunikation, Propaganda, Macht, sowohl der Medien, als auch Politik. An 

dieser Stelle ist auch zu sagen, dass die Aufarbeitung dieser Zeit noch nicht oft mit 

Flucht und Migration in Verbindung gebracht wurde, meistens setzt die Forschung 

etwas später an, zu einer Zeit, in der Flucht keine Option mehr war.  

Viele Arbeiten, die in Bezug auf den Nationalsozialismus verfasst wurden, 

beschäftigen sich mit den Medien selbst, ob Film, Zeitung oder Flugblättern, jedoch 

kaum eine untersucht den Kommunikator, der damals dahinter stand, nämlich das 

Propagandaministerium. Hier soll aufgezeigt werden, wie weitläufig die Macht 
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dieses Ministeriums war, wie es damit umging und inwieweit damit in die 

strategische Kriegsführung eingegriffen wurde. 

Für diese Arbeit erscheint es äußerst sinnvoll, einen Einblick in das Leben der Juden 

unter dem NS-Regime zu geben. Die Aufarbeitung des Nationalsozialismus ist 

schon lange im Gange und wird vermutlich noch ebenso lange nicht abgeschlossen 

sein; diese Arbeit soll einen weiteren Aspekt der damaligen Geschehnisse 

aufgreifen, um neue Wege zu neuen Studien zu bahnen.  

Der durch diese Arbeit geleistete Beitrag besteht darin aufzuzeigen, wie das 

Pressewesen durch die Presseanweisungen des Reichsministeriums für 

Volksaufklärung und Propaganda geleitet wurde. Die Zeitungen „Völkischer 

Beobachter“, „Das Kleine Volksblatt“ und „Das Kleine Blatt“ werden im Laufe 

dieser Magisterarbeit, vor allem aufgrund der Durchführung der Presseanweisungen 

untersucht und verglichen. Die Gleichschaltung der Medien zu der Zeit des Dritten 

Reiches wird hier ebenfalls zum Thema gemacht, da die Autorin davon ausgeht, 

dass nicht jede Zeitung jede Presseanweisung exakt gleich bearbeitet und umgesetzt 

hat.  

Im Zuge dieser Arbeit sollen diese Unterschiede herausgestrichen und die generelle 

Macht des Dr. Joseph Goebbels dargestellt werden.  

3. Fachbezug 

Die vorliegende Problemstellung ist zweifellos eine        

kommunikationswissenschaftliche, denn alle betroffenen Teilbereiche gehören der 

Disziplin der Kommunikationswissenschaften an. Auch die gewählte Methode, 

Zeitungsartikel zu analysieren und zu vergleichen, gehört zum Aufgabenbereich der 

Publizistik- und Kommunikationswissenschaft. Drei österreichische 

Tageszeitungen, („Völkischer Beobachter“, „Das Kleine Volksblatt“, „Das Kleine 

Blatt“) die zu der Zeit des Nationalsozialismus erschienen sind, werden untersucht 

und miteinander verglichen, um so Gemeinsamkeiten oder Unterschiede 

herauszuarbeiten. Im Zuge dieser Arbeit werden die Zeitungen auch einzeln 

durchleuchtet, sowohl in Bezug auf ihre Entstehungsgeschichte, als auch wie es 

ihnen während und nach der Machtübernahme des NS-Regimes ergangen ist.  

Die Pressegeschichte vor und während des Zweiten Weltkrieges muss genauer 

betrachtet werden, um das Thema selbst zur Gänze verstehen zu können. Es wird 
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später auch auf die Entstehung des Reichsministeriums für Volksaufklärung und 

Propaganda und die zunehmende Macht über die Presse, bzw. die Medien im 

Gesamten, eingegangen. Im Zuge dessen wird auch das Leben von Dr. Joseph 

Goebbels besprochen, um seine Position als  eigentlicher  Anführer des 

Ministeriums, der er nun einmal war, verstehen zu können. Bei diesen 

Ausführungen wird klar ersichtlich, wie sehr die Tätigkeiten des Ministeriums und 

von Goebbels selbst, die Wahrnehmung und das Wissen der breiten Öffentlichkeit 

beeinflusst haben.  

Ein ebenfalls kommunikationswissenschaftlicher Aspekt dieser Arbeit ist die Macht 

der Presse. Es ist ohne Zweifel ersichtlich, dass die Presse den Krieg mitgelenkt hat, 

wenn auch nicht direkt am Schlachtfeld oder an der Front, so doch schon lange 

davor und während des Krieges in den Köpfen der Rezipienten.  

Des Weiteren leistet die vorliegende Magisterarbeit einen Aufdeckungsbeitrag für 

die Kommunikationsgeschichte zu Zeiten des Zweiten Weltkrieges in Österreich 

bzw. des deutschen Reiches. 

In der ersten Recherche wurde sehr schnell klar, dass die Zeit zwischen 1933 und 

1939 natürlich schon bearbeitete wurde, jedoch der Aspekt der Juden als Flüchtlinge 

bzw. Emigranten nicht sonderlich ausführlich. Während man klare Daten und 

Fakten zu dem Thema in Deutschland findet, fehlt ebendas für Österreich, wo eine 

Einflussnahme von Goebbels und dem Propagandaministerium natürlich erst ab 

1938 möglich war.  

All dies zeigt, dass das Thema dieser Arbeit klar der Publizistik- und 

Kommunikationswissenschaft zuzuordnen ist und demnach besteht die 

Berechtigung, dies zu untersuchen. 

4. Quellenrecherche 

Im Zuge der Recherche stellte sich heraus, dass das Thema in dieser Form noch 

kaum behandelt wurde. Eine wissenschaftliche Arbeit zu der vorliegenden 

Themenstellung wurde nicht gefunden. Es gibt zwar eine Diplomarbeit, die auf 

Presseanweisungen an Tageszeitungen und deren Umgang damit Bezug nimmt, 

diese beschäftigt sich jedoch mit Karikaturen. Die meisten anderen Arbeiten, die das 

Thema Propaganda aufnehmen, behandeln Plakate, Flugblätter oder den Hörfunk.  
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Die Juden als Migranten bzw. Flüchtlinge wurden so noch nicht untersucht und 

daher sehe ich hierin eine Chance, etwas Neues herauszufinden. Im Lauf der 

Recherche wurde Literatur zur Pressegeschichte vor und während des Zweiten 

Weltkriegs durchgesehen, die Geschichte der Juden und Propagandaforschung 

bearbeitet und vieles gefunden, was zu einem späteren Zeitpunkt in dieser Arbeit 

behandelt werden soll.  

5. Sondierung des theoretischen Rahmens 

Die theoretische Annäherung zu der Thematik der vorliegenden Arbeit wurde relativ 

rasch gefunden. Obgleich es viele Theorien und Ansätze gibt, anhand derer man 

dieses Thema erforschen könnte, sei es die Nachrichtenwerttheorie oder die 

Gatekeeper Forschung, erschienen diese Ansätze jedoch zu sehr mit dem 

Nutzenansatz der Nachrichten beschäftigt. 

In der vorliegenden Studie soll jedoch nicht der Nutzen, den der Leser durch die 

Konsumation der Zeitungsartikel hatte, behandelt werden, sondern der Leser sollte 

viel mehr merken, wie diese entstanden sind und was dahinter steckt, nämlich die 

Propaganda. 

Aufgrund dessen wurde der Beschluss gefasst, sich mit den Propagandatheorien 

genauer auseinanderzusetzen und zu veranschaulichen, wie Propaganda funktioniert.  

Thymian Bussemer beschäftigt sich sehr eingehend mit dem Thema Propaganda; in 

seinem Werk „Propaganda. Konzepte und Theorien.“ gliederte er die 

Propagandageschichte in drei Teile. 

Im ersten Teil untersucht er das „Massenparadigma der Propagandaforschung“: 

„Das Ziel der Massenpsychologie war die Beherrschung ihrer Vorherrschaft im 

Bereich der öffentlichen Meinung. Dies sollte durch Kommunikation geschehen. 

Dazu musste man herausfinden was die Massen im Inneren antrieb. […] Die 

Gesetzmäßigkeiten innerer, psychologischer Prozesse sollen aufgedeckt und in ein 

wissenschaftlich fundiertes, sozialpsychologisches System überführt werden. So 

sollte ein Instrumentarium entstehen, mit dem man die Massen systematisch 

manipulieren konnte.“ (Bussemer: 2005 S. 64) 
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Der zweite Teil seines Werkes über Propagandaforschung handelt von „die 

empirische Wende. Propaganda als Sozialtechnik.“ 

„In den frühen 1930er Jahren machte sich unter amerikanischen 

Kommunikationspraktikern und Geschäftsleuten ein zunehmendes Unbehagen mit 

der Massenpsychologie als Basistheorie für Persuasionsversuche breit, das auch 

viele zeitgenössische Sozialwissenschaftler teilten. […] Während der gesamten 

dreißiger Jahre erlebten public opinion polls in den USA einen ungeheuren 

Aufschwung. […] Persuasive Botschaften richteten sich immer weniger an „die 

Masse“ oder das Publikum als solches, vielmehr wurden demopraphisch und 

lebensstilmäßig ausgekundschaftete Gruppen nun selektiv anvisiert. 

(Bussemer:2005, S. 249f.) 

Im dritten Teil seines Werkes beschäftigt sich Bussemer mit der 

Propagandaforschung und ihren Ansätzen nach 1968. Dieser Abschnitt ist für die 

vorliegende Arbeit nicht relevant, da er sich hier mit der Propagandaforschung unter 

dem Einfluss des kalten Krieges auseinandersetzt.  

Die vorliegende Arbeit nimmt stark Bezug zu Bussemers erstem Teil des Werkes, 

da er sich hier mit dem Nationalsozialismus in Österreich beschäftigt und auch die 

Propagandaforschung zu Zeiten des Nationalsozialismus durchleuchtet und neue 

Ansätze zur Aufarbeitung dazu vorschlägt.  

Zunächst soll beschrieben werden, was Propaganda eigentlich ist und wie sie sich 

definieren lässt; des Weiteren werden die Merkmale und Formen von Propaganda 

aufgelistet. Ebenso werden die Paradigmen der Kommunikations- und 

Propagandaforschung im folgenden Kapitel näher betrachtet und mit den Ansichten 

von Adolf Hitler und Joseph Goebbels ergänzt. Als letzter Punkt werden die 

Propagandatheorien aufgelistet und durchleuchtet.  

5.1. Funktionen von Massenmedien 

Zunächst sollen die sozialen Funktionen der Massenmedien angeführt werden; und 

zwar sind das die Sozialisationsfunktion, die soziale Orientierungsfunktion, die 

Rekreationsfunktion (Unterhaltung, Eskapismus) und die Integrationsfunktion. Die 

Sozialisationsfunktion soll die Rezipienten unterstützen, den Alltag zu meistern. Die 

soziale Orientierungsfunktion versorgt die Rezipienten mit einer Fülle von Details, 
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die ihnen das Zurechtkommen in einer immer unüberschaubarer werdenden Umwelt 

erst ermöglicht. Die Rekreationsfunktion oder auch Gratifikationsfunktion gibt 

Rezipienten die Möglichkeit ihren Bedarf nach Zerstreuung und Ablenkung 

entgegenzukommen, besonders nach einer ermüdenden unpersönlichen 

Tagesarbeit. Häufig wird ihr auch eine Eskapismusfunktion zugeschrieben, da sie 

den Konsumenten der Massenmedien die Möglichkeit gibt mit Hilfe der 

Unterhaltung durch die Medien, aus ihrem Alltag zu „fliehen“. Die vierte und letzte 

Funktion ist die Integrationsfunktion. Integration herzustellen und zu bewahren ist 

ein gesellschaftliches Ziel, das in industriellen Großgesellschaften nur mehr mit 

Hilfe der Massenmedien erreicht werden kann. Es hilft den Menschen sich in dieser 

äußerst komplexen Welt zu integrieren, indem es sie mit Informationen versorgt. 

(vgl. Burkart:2002, S. 378ff.) 

Eine weitere Funktion der Massenmedien ist die politische Funktion. Ihr Verdienst 

liegt in der Herstellung der Öffentlichkeit, der Artikulationsfunktion, der politischen 

Sozialisationsfunktion (auch Bildungsfunktion genannt) und in der Kritik- und 

Kontrollfunktion. Die Herstellung von Öffentlichkeit bedeutet das zur Verfügung 

stellen von wichtigen, politischen Themen durch die Massenmedien, damit das 

disperse Publikum sich ihrer bedienen kann. Die Artikulationsfunktion bildet ein 

Sprachrohr der Massenmedien, um diverse Problematiken anzusprechen und in der 

Öffentlichkeit hervorzuheben. Die politische Sozialisations- bzw. Bildungsfunktion 

behandelt Themen, um sie dem Publikum zu erläutern und sie diesbezüglich zu 

sensibilisieren. Die Kritik- und Kontrollfunktion dient den Massenmedien um auf 

die Politik und das gesamte politische System Druck auszuüben, um somit das 

System kontrollieren zu können. (vgl. Burkart:2002, S390ff.) 

Ebenso gibt es die ökonomische Funktion, diese besteht aus der 

Zirkulationsfunktion, der regenerativen Funktion und der herrschaftlichen Funktion. 

Unter ökonomischer Funktion versteht man all jene Leistungen der Massenmedien, 

welche diese im Hinblick auf die gesellschaftliche Umwelt als ökonomisches 

System erbringt. (vgl. Burkart:2002, S. 397f.) 

Zu guter Letzt gibt es noch die Informationsstruktur; sie entzieht sich einer 

eindeutigen Zuordnung zu einem der bekannten Funktionsbereiche, da es sich 

vielmehr um eine Leistung der Massenmedien handelt, die diese sowohl im 
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Hinblick auf das soziale und politische, als auch ökonomisch - gesellschaftliche 

System erbringen. Was im Hinblick auf die massenkommunikative 

Informationsvermittlung als besonders wichtig erscheint ist die Qualität der 

Erfahrung, die zum Informationsgewinn führt. Informationen können sowohl im 

Rahmen einer Primärerfahrung gewonnen werden (d.h. man reduziert oder beseitigt 

das Ausmaß des Nichtwissens bzw. der Ungewissheit aufgrund von eigenen 

Erlebnissen im direkten Umgang mit den „Dingen“), ebenso können sie im Rahmen 

einer Sekundärerfahrung gewonnen werden (d.h. man erfährt die Reduktion oder 

Beseitigung subjektiven Nichtwissens bzw. subjektiver Ungewissheit durch 

Kommunikation, eben indem man sich über die „Dinge“ verständigt, ohne selbst in 

direkten Kontakt zu treten). Informationsvermittlung durch Massenkommunikation 

passiert nur im Rahmen derartiger Sekundärerfahrungen. Anstatt direkt 

zugänglicher, primär erfahrbarer Wirklichkeit präsentieren die Massenmedien 

ständig neue „Wirklichkeiten“, die die Rezipienten als sekundäre Erfahrung längst 

gelernt haben zu akzeptieren. (vgl.Burkart:2002, S.402ff.) 

5.2. Propaganda – eine Definition 

In der Kommunikationswissenschaft war die politische Propaganda ein zentrales 

Thema des 20. Jahrhunderts. Der britische Literatur- und 

Kommunikationswissenschaftler A.P. Foulkes schrieb 1983: „If we refer to the 

nineteenth century as the Age of Ideology, then it seems even more appropriate to 

regard the present country as the Age of Ideology, then it seems even more 

appropriate to regard the present century as the Age of 

Propaganda.”(Foulkes:1983 zit. In: Bussemer:2005, S.11) In internationalen Krisen 

und auch bei der Analyse extremistischer Tendenzen in westlichen Demokratien, 

wir der politischen Propaganda heute noch eine wichtige Rolle zugesagt. Der 

Begriff ist also heute noch allgegenwärtig, jedoch in den meisten Köpfen löst der 

Begriff „Propaganda“ einen sofortigen Bezug zu der Kommunikationspolitik der 

Nationalsozialisten aus. (vgl. Bussemer:2005, S. 11f) „Dass Propaganda auch einen 

sozialen Sachverhalt beschreibt, der für den Meinungswettbewerb in modernen 

Gesellschaften konstitutiv ist, wurde aus dieser Perspektive meist übersehen.“ 

(Bussemer:2005, S. 11) 
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Wer über Propaganda spricht, läuft nach wie vor Gefahr, sowohl im Fachbereich, als 

auch in der Publikumsöffentlichkeit nicht oder gründlich falsch verstanden zu 

werden. „Das babylonische Sprachengewirr, das die bloße Nennung des Wortes 

‚Propaganda‘ auslöst, prägt nicht nur das Alltagsverständnis. Es bestimmt 

weitgehend auch die wissenschaftstheoretischen Diskussionen.“ (Rollka: 2000, S. 

V) 

Das Wort Propaganda stammt aus dem Lateinischen und bedeutet so viel wie 

ausstreuen, ausbreiten, fortpflanzen und geht zurück auf die „sacra congregatio de 

propaganda fide“, im Jahr 1622 gegründet von Papst Gregor XV. Dies war ein 

Gremium katholischer Gelehrter, die sich aufgrund der Gegenreformation, mit der 

Möglichkeit Missionstätigkeiten der römisch-katholischen Kirche zu 

professionalisieren, auseinandersetzten. Hier wurde der Begriff Propaganda erstmals 

auf den Kommunikationsbereich angewendet. (vgl. Bussemer:2005, S. 25) „Die 

erste Assoziation von Propaganda mit geheimen und nicht kontrollierbaren 

Machenschaften einer schmalen Herrschaftselite setzte in der Epoche der 

Aufklärung ein, als aufklärerische Publizisten in der „congregatio de propaganda 

fide“ eine Geheimagentur ausmachten, welche die Menschen systematisch in 

Unmündigkeit hielt.“ (Bussemer: 2005, S. 25.) 

Eine klare Trennung der Begriffe Propaganda und Werbung etablierte sich erst in 

den 1930er Jahren, in Deutschland war dies angetrieben durch den Druck der 

Nationalsozialisten, da sie den Begriff Propaganda für die Politik allein reservieren 

wollten.(vgl. Bussemer:2005, S. 26)„Vorangegangen war eine im Ersten Weltkrieg 

eingeleitete Politisierung bzw. Militarisierung des Propagandabegriffs. Propaganda 

war jetzt eine auf konkrete Effekte gerichtete kommunikative Technik, die auf dem 

Schlachtfeld und an der Heimatfront Verwendung fand und von speziell hierfür 

geschulten Militärs betrieben wurde.“ (Bussemer:2005, S. 26) 

Der Soziologe Johann Plenge definierte Propaganda 1922 erstmals 

sozialwissenschaftlich. Für Plenge war Propaganda die „Verbreitung geistiger 

Antriebe, die Handlungen auslösen sollen.“ Sie sei, „genauer gesagt, ein Unterfall 

des Ausstreuens solcher geistiger Antriebe und gehört damit zu den Grundtatsachen 

des menschlich-gesellschaftlichen Zusammenlebens.“ (Plenge:1922 zit. In: 

Bussemer:2005, S.27) Mit dieser Definition sagt Plenge, dass die Propaganda aus 
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der symbolischen Welt der Ideen und Metaphern stammt, jedoch auf Veränderung in 

der realen Welt abzielt. (vgl. Bussemer:2005, S.27) 

Der US-amerikanische PR-Berater Edward L. Bernays definierte Propaganda 

folgendermaßen: „Modern propaganda is a consistent, enduring effort to create or 

shape events to influence the relations of the public to an enterprise, idea or 

group.” (Bernays:1928 zit. In: Bussemer:2005, S.27) In dieser Definition, die schon 

etwas weiter gefasst ist, umschließt Propaganda auch Werbung. Harold D. Laswell, 

der Pionier der amerikanischen Propagandaforschung, definierte Propaganda 1927 

als „management of collective attitudes by the manipulation of the significant 

symbols“. Der Begriff des Manegements verweist in dieser Definition darauf, dass 

es um die geplante Steuerung der Haltungen und Einstellungen sozialer 

Großgruppen geht. Unter „attitude“ verstand er eine „tendency to act according to 

certain patterns of valuation.“ (Lasswell:1927a, S.627)  

Laswells Definition schreibt der Bedeutung von Symbolen einen hohen Wert zu. 

Als Symbole definierte er „words or word substitutes like pictures and gestures”. 

(Laswell: 1927 zit. In: Bussemer:2005, S.28) Das Wirkungspotential von 

Propaganda sah er in der geschickten Manipulation dieser. (vgl. Bussemer: 2005, S. 

28) 

Damit wurde die Propaganda Ende der 1920er Jahre so definiert, wie sie auch heute 

noch in der Sozialwissenschaft angesehen wird. Die wohl treffendste 

Nominaldefinition im deutschsprachigen Raum geht auf Maletze zurück: 

„‘Propaganda‘ sollen geplante Versuche heißen, durch Kommunikation die 

Meinung, Attitüden, Verhaltensweisen von Zielgruppen unter politischer Zielsetzung 

zu beeinflussen.“ (Maletze:1972 zit. In: Bussemer:2005, S.28) 

Im Jahr 200 hat Klaus Merten eine konstruktivistische Definition von Propaganda 

formuliert: „Propaganda […] eine Technik zur Akzeptanz abgesonnener 

Verhaltensprämissen, bei der die kommunizierte Botschaft durch Reflexivisierung 

generalisierte Wahrheitsansprüche erzeugt, deren Akzeptanz durch Kommunikation 

latenter Sanktionspotenziale sichergestellt werden.“ (Merten:2000 zit. In: 

Bussemer:2005, S. 29) 
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Mit der Definition der Propaganda als Technik möchte Merten aufzeigen, dass die 

Propaganda weder an ein Medium, noch an eine Textsorte gebunden ist, „sondern 

eine ausschließlich kommunikativ definierte Form der Anwendung von Macht 

(Einfluss), die nur als mehrstellige Relation (zwischen Kommunikator, Rezipient und 

Situation) zufriedenstellend zu erklären ist“. (Merten:2000 zit. In: Bussemer:2005, 

S.29) 

Bussemer versucht sich an einer Super-Definition von Propaganda: 

„…als die in der Regel medienvermittelte Formierung handlungsrelevanter 

Meinungen und Einstellungen politischer oder sozialer Großgruppen durch 

symbolische Kommunikation und als Herstellung von Öffentlichkeit zugunsten 

bestimmter Interessen verstanden werden. Propaganda zeichnet sich durch die 

Komplementarität vom überhöhten Selbst- und denunzierenden Fremdbild aus und 

ordnet Wahrheit dem instrumentellen Kriterium der Effizienz unter. Ihre 

Botschaften und Handlungsaufforderungen versucht sie zu naturalisieren, so dass 

diese als selbstverständliche und nahe liegende Schlussfolgerungen erscheinen.“ 

(Bussemer: 2005, S.30) 

Diese Definition bedingt jedoch weitere Präzisierung und Operationalisierung, um 

sinnvoll verstanden zu werden. Im Folgenden soll dies mit Hilfe einer Merkmalliste 

von Propaganda versucht werden. 

5.2.1. Merkmalliste von Propaganda nach Bussemer 

1.  „Zunächst einmal ist Propaganda Kommunikation in dem Sinne, dass sie keine 

objektiven Veränderungen der Realität vornimmt, sondern Veränderungen in 

der subjektiven Realitätskonstruktion der Menschen, die dann allerdings zu 

fassbaren Realitätsveränderungen führen können.  

2. Propaganda ist nicht dinglich, sondern symbolisch oder medial. Die von 

Propaganda bewirkten Realitätsveränderungen bleiben auch dann noch 

bestehen, wenn sich die unsichtbare Propaganda längst verflüchtigt hat und von 

ihr nur noch Artefakte wie Flugblätter oder Propaganda übrig geblieben sind. 

3. Propaganda ist eine Technik, die bestimmten vorher definierten politischen 

Zielen folgt und dafür spezifische Strategien anwendet. Sie ist auf ein 
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Mediensystem angewiesen, das ihr eine ausgedehnte Verbreitung ihrer 

Botschaften erlaubt. 

4. Propaganda ist ein historisch spezifischer Kommunikationstyp, da er 

voraussetzt, dass die öffentliche Meinung einen gewissen Einfluss auf die 

politische Entscheidungsfindung hat und die Medien die wichtigsten 

Organisatoren des öffentlichen Diskurses sind. 

5. Propaganda ist meist wissenschaftlich gestützt, da Propagandisten sich sowohl 

sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse über den Verlauf von 

Persuasionsprozessen, als auch über ihre Zielgruppen bedienen. 

6. Propaganda zielt auf Überredung. Sie will Menschen davon überzeugen, zu 

einer spezifischen Frage eine bestimmte Haltung einzunehmen und auch nach 

dieser Überzeugung zu handeln. Oft geht es auch darum, Menschen in einer 

bestehenden Einstellung zu bestärken. 

7. Propaganda arbeitet über und mit Sprache und Bildern. Diese werden von ihr 

dahingehend manipuliert, dass im Rezeptionsprozess neue Verknüpfungen 

zwischen vorhandenen positiven oder negativen Einstellungen und bestimmten 

Sachverhalten hergestellt werden. Dieser Prozess funktioniert entweder durch 

die Manipulation semiotischer Kopplungen („Juden sind geizig“) oder durch 

die Verfälschung von Fakten. 

8. Propaganda ist im doppelten Sinne medial. Erstens bedient sie sich der 

Tatsache, dass die Menschen einen großen Teil der Welt nur noch aus zweiter 

Hand d.h. vor allem durch die Medien wahrnehmen, und dass es einflussreichen 

Eliten möglich ist, die mediale Repräsentation der Welt zu verfälschen. Zweitens 

gebraucht sie die unterschiedlichsten Medientypen als Trägermedien zur 

Verbreitung ihrer Botschaften. 

9. Propaganda geht vom politischen System bzw. einzelnen politischen Akteuren 

aus und ist in der Regel auf den Gewinn oder den Erhalt von Macht orientiert. 

Sie orientiert sich nicht primär an der Logik des Mediensystems, sondern macht 

sich Medien durch Zwang (Gleichschaltung, Zensur) gefügig. Sie bedient sich 

meist einer umfassenden Ideologisierung der Wirklichkeit und arbeitet mit 

eindeutigen Dichotomien (etwa: gut/böse). Vielfach verbindet sie konkrete 

Handlungsaufforderungen mit einem ideologisierten Weltbild. 
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10. Die Handlungsoptionen, die Propaganda nahe legt, erscheinen alternativlos, 

Zuwiderhandlungen oder Nicht-Befolgung werden mit Sanktionen belegt. Um 

akzeptiert und rezipiert zu werden, muss sich Propaganda in ihren Botschaften 

und in ihrer Form an vorhandenen Meinungen, Bedürfnissen, Erwartungen und 

(Rezeptions-)Gewohnheiten des avisierten Publikums orientieren. Deshalb greift 

sie vorhandene Inhalte und Kommunikationsformen auf und „überschreibt“ 

diese mit eigenen Botschaften. 

11. Zur Wahrheit hat Propaganda dabei ein rein instrumentelles Verhältnis, das 

heißt, sie ist nicht der Wahrhaftigkeit verpflichtet, sondern setzt Wahrheit nur 

dort ein, wo diese für die eigenen Anliegen von Nutzen ist oder die Gefahr einer 

Entdeckung von Lügen besteht. 

12. Propaganda kann verschiedene Formen annehmen, sie kann sich für 

(Machterhalt) oder gegen (Revolution) etwas richten und über alle 

Mediengattungen versendet werden.“ (Bussemer:2005, S. 30f.) 

  

„Die Propaganda hat zwei entscheidende Elemente, die Glaubwürdigkeit und die 

zentrale Steuerung der Propaganda. In der Weltliteratur über Propaganda wird zur 

Frage der Glaubwürdigkeit vorausgesetzt, dass die Propaganda „wahr“ sein 

müsse.“ (Hundhausen:1975, S.14) Hier stellt sich die Frage, ob die Propaganda 

wahres, objektives Wissen oder „subjektiv und objektiv zureichendes 

Fürwahrhalten“ zum Inhalt hat und verbreitet.  

„Adolf Hitler hat den schmalen Grat zwischen Wahrheit und Lüge in der 

Propaganda wie folgt deutlich gemacht: „Durch kluge und dauernde Anwendung 

von Propaganda kann einem Volk selbst der Himmel als Hölle vorgemacht werden 

und umgekehrt das elendste Leben als Paradies.“ Das Zitat kann in letzter 

Konsequenz und im Hinblick auf weitgesteckte und weltbewegende Ziele nur dann 

angewendet werden, wenn Parteilichkeit und Nützlichkeit zusammengefasst und als 

Wahrheit ausgegeben werden.“ (Hundshausen:1975, S. 15) 

Dem Prinzip der Nützlichkeit begegnet man auch bei Joseph Goebbels. Der 

Propagandaminister selbst meinte, dass das deutsche Volk in seinen breiten Massen 

unangenagt sei. Viele der eigenen Äußerungen Goebbels lassen den Schluss zu, dass 
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er als Propagandist des NS-Dogmas von der mathematischen Richtigkeit der 

Gleichung:  

„Parteilichkeit + Nützlichkeit = Wahrheit“ 

überzeugt gewesen ist, wenn er auch unmittelbar vor dem sicheren Ende selbst 

niederschrieb (vgl. Hundshausen:1975, S.15): „Wir müssen jetzt heran; die 

entscheidende Stunde ist gekommen.“ (Goebbels:1945 zit. In: Hundshausen:1975, 

S.15) 

Goebbels, sowie Hitler, scheiterten da sie nicht verstehen wollten, dass Propaganda 

glaubwürdig sein muss. Die öffentliche Glaubwürdigkeit der Propaganda ist 

entscheidend, Abraham Lincoln hat dies schon 1858 erkannt: (vgl. 

Hundhausen:1975, S.16) „Die öffentliche Meinung ist alles. Mit der öffentlichen 

Meinung kann nichts schief gehen; ohne sie gibt es keinen Erfolg!“ (Lincoln:1858 

zit. In: Hundshausen:1975, S.16) 

Es ist beachtlich, dass einerseits die Propaganda und besonders die Agitation mit 

großem Misstrauen und Skepsis betrachtet wird, jedoch andererseits die 

Anforderung gestellt wird, dass Propaganda „wahr“ sein müsse.  

Josef Goebbels ließ sogar so etwas wie eine „Lehre“ in seine geheimen 

Ministerprotokolle eintragen: 

a) „Lügen darf man nur als Abwehrmaßnahmen gebrauchen, nicht aber um 

Erfolge vorzutäuschen“ 

b) „zur Lancierung von Lügen darf man sich niemals amtlicher Apparate, 

Nachrichtenagenturen usw. bedienen, sondern man muss grundsätzlich die 

Quelle der Lüge sofort vernebeln“ 

c) „Rundfunk und Presse im eigenen Lande dürfen überhaupt nicht mit solchen 

Lügen belastet werden, sondern nur die ins Ausland gehenden Kanäle dürfen 

solche Lügen aufnehmen.“ (Hundshausen:1975, S.16f) 

Zwischen Wahrheit und Unwahrheit ist irgendwo die Glaubwürdigkeit zu finden. 

Von ihr sagte Thomas C. Sorensen in seinem Buch “The Word War: The Story of 

American Propaganda”: „While good propaganda is thruthful, the truth…is not 

always good propaganda.”(Sorensen: 1968 zit. In: Hundshausen:1975, S.17) Ebenso 
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sagte er aber auch: “Um überzeugen zu können, müssen wir glaubwürdig sein; um 

glaubwürdig zu sein, müssen wir uns Vertrauen erworben haben; um Vertrauen zu 

erwerben, muss man wahrhaftig sein”, und er fügte hinzu: „Nichts ist einfacher als 

das.“ (Sorensen:1968 zit. In: Hundshausen:1975, S.17)  

5.3. Propagandageschichte 

An dieser Stelle sollen die historischen Wurzeln des Phänomens Propaganda gezeigt 

werden, um eben diese besser zu verstehen.  

Propaganda wurde im 17. Jahrhundert als Instrument der christlichen 

Missionarisiserungsarbeit und der Gegenreformation genutzt. Im 18. Jahrhundert hat 

Propaganda, als Kommunikationstechnik der Gegenaufklärung, eine negative 

Bedeutung. Im 19. Jahrhundert wurde durch die Französische Revolution 

Propaganda zu einer Technik, um Ideologien zu verbreiten. Durch das Aufkommen 

moderner Massenmedien und der Propaganda als Instrument der Politik erlebte sie 

hier eine Aufwertung.  (vgl. Bussemer: 2008, S. 26) 

„Im beginnenden 20. Jahrhundert spricht man dann vom Beginn der „modernen“ 

Propaganda. Im ersten Weltkrieg wird Propaganda zum unverzichtbaren Bestandteil 

der Kriegsführung. Ihre (vermeintlichen) Erfolge inspirieren die totalitären 

Bewegungen in Deutschland, Italien und Russland. In diesen Staaten wird 

Propaganda zur zentralen Herrschaftstechnik, die sämtliche Lebensbereiche 

durchdringt.  In allen Ländern wird sie Mittel der „governmentalen“ 

Selbstrepräsentation von Staaten, vor allem in der Außenpolitik. In den wesentlichen 

Demokratien wird Propaganda ab den 1930er Jahren zudem als Mittel zur 

Herstellung gesellschaftlicher Stabilität eingesetzt und in diesem Prozess nachhaltig 

verwissenschaftlicht. Im kalten Krieg entstehen spezielle Formen der 

psychologischen Kriegsführung und der kulturellen Freiheitspropaganda, die auf die 

Anfänge der Propaganda als Geheimtechnik zurückverweisen.“ (Bussemer: 2008, S. 

26)   

Ebenso im 21. Jahrhundert wird der Begriff Propaganda weitergeführt: „Es besteht 

hier eine Koexistenz eines „engeren“ und eines „weiteren“ Propagandabegriffs. Der 

„engere“ bestimmt die Diskussion um Psychological Warefare, Public Diplomacy 

und Information Operations in einer globalen Informationswelt, der „weitere“ 
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konnotiert die professionell geplante Meinungswerbung in Demokratien.“ 

(Bussemer:2008, S.27)  

Bussemers historischer Abriss soll an dieser Stelle helfen das Gesamtphänomen aus 

geschichtlicher Perspektive besser verstehen zu können. Propaganda hat sich im 

Laufe der Zeit sehr stark gewandelt. Man betrachte beispielsweise die Propaganda 

der Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert, hier war sie nichts Negatives. Sie wurde 

unter anderem dazu verwendet, um Sozialleistungen durchzusetzen. Erst durch die 

beiden Weltkriege bekam der Terminus Propaganda seinen bitteren Beigeschmack, 

da sie hier als Kriegsführungsinstrument gebraucht wurde. Erst gegen Ende des 20. 

Jahrhunderts wurde aus dem Propagandabegriff das, was er heute ist. (vgl. Bussemer: 

2008, S. 27) 

Die wohl treffendste aus dem deutschen Sprachraum kommende Definition von 

Propaganda geh auf Gerhard Maletzke zurück: „Propaganda sollen geplante 

Versuche heißen, durch Kommunikation die Meinung die Attitüden, 

Verhaltensweisen von Zielgruppen unter politischer Zielsetzung zu beeinflussen.“ 

(Maletzke:1972 zit. In: Bussemer:2008, S.31)  

Für lange Zeit blieb Maletzkes Definition innerhalb der 

Kommunikationswissenschaft gültig, da sie niemand ergänzte oder gar widerlegte. 

Doch er sollte nicht der einzige bleiben, der sich mit dem Terminus Propaganda 

beschäftigte. 28 Jahre später stelle Merten, die schon oben erwähnte Definition 

„Propaganda […] eine Technik zur Akzeptanz an gesonnener Verhaltensprämissen, 

bei der die kommunizierte Botschaft durch Reflexivisierung generalisierte 

Wahrheitsansprüche erzeugt, deren Akzeptanz durch Kommunikation latenter 

Sanktionspotentiale sichergestellt wird.“ auf. (Merten:2000 zit. In: Bussemer:2008, 

S.31) 

Merten ist der Meinung, dass Propaganda an kein bestimmtes Medium gebunden ist, 

für ihn ist Propaganda reine Kommunikation, im Gegensatz dazu, sieht Maletzke in 

Propaganda auch die Verbreitung durch die Medien. 

Merten sieht sie als Machtinstrument ohne Bindung an ein bestimmtes Medium, 

„sondern eine ausschließlich kommunikativ definierte Form der Anwendung von 

Macht (Einfluss), die nur mehr als mehrstellige Relation (zwischen Kommunikator, 
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Rezipient und Situation) zufrieden stellend zu erklären ist“. Weiters verweist seine 

Definition darauf, dass Propaganda darauf abzielt, eigentlich nicht 

selbstverständliche Positionen im Diskurs zu neutralisieren und als 

wahrheitsbeanspruchend darzustellen. Schließlich wird auch noch deutlich, dass 

Propaganda Zwangskommunikation im dem Sinne ist, dass das Nicht-Befolgen der 

nahe gelegten Handlung sanktioniert werden kann, etwa durch Ausschluss vom 

weiteren Diskurs, aber auch durch physische Gewaltanwendung. Zwang ist hier von 

Anfang an in die Kommunikation eingebaut, denn die Propaganda suggeriert dem 

Propagandaempfänger, dass die Verweigerung seiner Mitwirkung am 

Überredungsversuch negative Konsequenzen habe.“ (Merten:2000 zit. In: 

Bussemer:2008, S. 32) 

Mertens Definition von Propaganda erscheint für diese Arbeit am passendsten, da sie 

zeigt wie die Propaganda im Zweiten Weltkrieg verwendet wurde. Sie benötigte 

damals kein bestimmtes Medium, sondern es ging rein um die Botschaft, die 

Kommunikation. Medien sollen hier nicht gänzlich ausgeschlossen werden, da man 

sie benötigt um die Botschaft schnell zu verbreiten, es soll nur deutlich gemacht 

werden, dass der Kern die Kommunikation an sich ist. Als Beispiel dafür kann man 

die Ministerkonferenzen des Reichsministeriums für Volksaufklärung und 

Propaganda nehmen, viele der Aufträge, die Joseph Goebbels im Zuge dieser 

Konferenzen mündlich an die Schriftleiter weiter gab, waren ebenso Propaganda und 

bedingten kein Medium. 

5.4. Formen von Propaganda 

Abgesehen von den oben genannten Merkmalen der Propaganda, lässt sie sich weiter 

noch in vier große Überkategorien zusammenfassen. Nach Bussemer gibt es 4 

Formen der Propaganda: die Kriegspropaganda, die Auslandspropaganda, die 

soziologische Propaganda und die politische Propaganda in Demokratien. Da die 

Kriegspropaganda am meisten Bezug zu der vorliegenden Arbeit nimmt, wird im 

Folgenden auf sie am Meisten eingegangen, während die anderen nur kurz skizziert 

werden.  
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5.4.1. Kriegspropaganda 

Die Kriegspropaganda wird hauptsächlich vom Militär betrieben und ist als 

unmittelbarer Teil der Kriegsführung anzusehen. Sie dient dem Zwecke die 

gegnerischen Streitkräfte zu schwächen und durch sie soll das eigene Heer 

moralische Unterstützung erfahren. „Typische Techniken sind etwa Täuschung, 

Desinformation und die (Zer-)Störung der Kommunikationsinfrastruktur des 

Feindes. Kriegspropaganda hat meist klar definierte Ziele und ist entsprechend 

räumlich und zeitlich auf den Zeitraum der Krise bzw. der Kampfhandlung begrenzt. 

Die Kriegspropaganda ist die wohl am Häufigsten untersuchte Unterform von 

Propaganda und ein Großteil der gesamten Propagandaliteratur bezieht sich nur 

auf sie.“ (Bussemer:2008, S. 35) 

Kriegspropaganda ist genauer betrachtet ein taktisches Vorgehen, das darauf abzielt 

gewünschte Ziele im Kriegsgeschehen zu erreichen. Harold D. Lasswell beschäftigt 

sich 1927 damit und spricht der Kriegspropaganda drei Aufgaben zu: Die erste 

Aufgabe der Kriegspropaganda ist es, die Moral in der Heimat aufrecht zu erhalten, 

eine weitere die Beziehungen zu befreundeten Ländern zu pflegen, die dritte ist die 

Bekämpfung des Feindes mit propagandistischen Mitteln. Im Gegensatz zu Lasswell 

sprechen andere Wissenschaftler der Kriegspropaganda lediglich die Aufgabe der 

Verfolgung militärischer Zwecke zu; dabei unterscheiden sie oft zwei Arten: weiße 

und schwarze Propaganda. (vgl. Bussemer:2008, S.35) 

„Häufig gebraucht wird in diesem Zusammenhang die Unterscheidung zwischen 

weißer Propaganda, welche durch publizistische Kanäle kommuniziert wird, die 

sich selbstidentifiziert (wie etwa die BBC im Zweiten Weltkrieg oder heute Voice of 

America) und schwarzer Propaganda, die entweder die Senderidentifikation nicht 

zu erkennen gibt oder diese absichtlich verfälscht.“ (Bussemer:2008, S.36)  

Schwarze Propaganda wäre z.B. die Fälschung von Dokumenten, die dann dem 

Gegner mit der Absicht zugeschrieben werden, diesen zu diskreditieren. Die graue 

Propaganda ist der Bereich zwischen der weißen und der schwarzen Propaganda. 

Graue Propaganda ist nicht zwangsläufig Desinformation, kann es aber durchaus 

sein. (vgl. Bussemer:2008, S.35) 
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5.4.2. Auslandspropaganda 

Die Auslandspropaganda ist für die Darstellung nach außen   sowohl von 

Demokratien, als auch Diktaturen von großer Bedeutung. In diesem Zusammenhang 

wird auch oft der Begriff public democracy verwendet. „Er umfasst alle 

Maßnahmen, die ein Staat oder ein Staatenverbund ergreift, um die eigenen 

Sicherheitsbedürfnisse, strategische Interessen und ökonomische Ziele international 

zu kommunizieren.“ (Bussemer: 2008, S.36)  

In Verbindung mit Auslandspropaganda wird heutzutage oft das Wort Lobbying 

genannt, welches diese Form von Propaganda auch gut erklärt. (vgl. Bussemer: 

2008, S. 36) 

5.4.3. Die soziologische Propaganda 

Die soziologische Propaganda geht auf Jacques Ellul, einen französischen 

Propagandaforscher, zurück. „Sie beschreibt alle Versuche von Regierungen, durch 

Propaganda die Internalisierung bestimmter Normen zu erreichen. Obwohl eine 

derartige Integrationspropaganda auch in Demokratien existiert. (z.B. im Rahmen 

der politischen Bildung), ist sie vor allem für die totalitären Regime des 20. 

Jahrhunderts typisch. Sowohl die Nationalsozialisten, als auch die sowjetischen 

Kommunisten hingen dem Ideal eines ‚neuen Menschen‘ an, der durch Propaganda 

und Erziehung geschaffen werden sollte.“ (Bussemer:2008, S. 37) 

Um die Souveränität des Herrschers abzusichern und für alle Lebensbereiche zu 

legitimieren wurde in diesen Regimen Propaganda omnipräsent angewendet. (vgl. 

Bussemer:2008, S.37) 

5.4.4. Die politische Propaganda in Demokratien vs. 

Propaganda in Diktaturen 

Bei dieser Propaganda handelt es sich um die geplant persuasive Kommunikation 

bei Meinungsstreitigkeiten in der Politik, man kann sie z.B. zu Wahlkampfzeiten 

ständig beobachten. Der Begriff politische Propaganda lässt sich den Begriffen der 

politischen Kommunikation und auch den Public Relations zuordnen.  

„Sie bezeichnet strategische Formen des Werbens um Zustimmung, die unter den 

Konkurrenzbedingungen des Meinungspluralismus stattfinden und dem Publikum 
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die Zuordnung einer bestimmten Botschaft zu den partialen Interessen einer Gruppe 

oder Partei erlaubt.“ (Bussemer: 2008, S. 37) 

Durchaus logisch ist es, dass sich die Propaganda in Demokratien und die 

Propaganda in Diktaturen vollständig unterscheiden. Findet Propaganda in einer 

Diktatur Anwendung, so wird sie vom Herrscher gebraucht, um das Volk für seine 

Zwecke zu manipulieren und für seine Interessen auszubeuten. Sollte sich die 

Bevölkerung weigern, drohen Sanktionen, so wie z.B. Ausschluss oder gar 

Gewaltandrohung. Eine solche Sanktionierung bei mangelnder Wirkung der 

Propaganda, wäre in Demokratien undenkbar. (vgl. Bussemer: 2008, S.37) 

5.5. Paradigmen der Kommunikations- und 

Propagandaforschung 

Ebenso wie der Begriff Propaganda im Laufe der Zeit einigen Veränderungen 

unterlag, änderten sich auch die theoretische Konzeption und die Paradigmen der 

Propagandaforschung. Im Entstehen neuer und der Ablösung alter Paradigmen 

spielen einerseits gesellschaftliche Umstände und andrerseits der generelle 

Fortschritt der Kommunikationswissenschaft eine beträchtliche Rolle. Die 

Fachrichtung Publizistik- und Kommunikationswissenschaft wurde ebenso durch 

den Aufstieg neuer als auch den Niedergang alter Paradigmen geprägt. Im Laufe der 

Zeit verwandelte sich die „Zeitungswissenschaft“ allmählich in die 

„Publizistikwissenschaft“, die sich fortan nicht damit begnügte Zeitungen zu 

analysieren und zu erforschen, sondern sie widmete sich allen Medien (Fernsehen, 

Rundfunk, Film) und erforschte diese.  

„Der wissenschaftliche Diskurs über Propaganda ist von diesen Entwicklungen 

nachhaltig beeinflusst worden und hat zum Teil selbst auf den Verlauf der 

kommunikationswissenschaftlichen Diskussion Einfluss ausgeübt. Nicht umsonst 

stellen einige der zitierten Phasenmodelle die Propagandaforschung an den Anfang 

der kommunikationswissenschaftlichen Theoriendiskussion. Eine direkte 

Übertragung der kommunikationswissenschaftlichen Paradigmen auf die 

Propagandaforschung erscheint allerdings nicht möglich. Propagandaforschung ist 

zwar über weite Strecken Bestandteil der Kommunikationswissenschaft bzw. in 

Deutschland der Zeitungs- und Publizistikwissenschaft gewesen, war aber 
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gleichzeitig Einflüssen ausgesetzt, die für andere Bereiche des Faches nicht galten.“ 

(Bussemer:2005, S. 45) 

Es wird ersichtlich, dass für die Propagandaforschung eigene Paradigmen aufgestellt 

werden müssen. Bussemer zählt in seinem Werk „Propaganda – Konzepte und 

Theorien“ vier Paradigmen der Propagandaforschung auf, die sich im Laufe der 

Jahre abgewechselt haben. 

5.5.1. Das Paradigma der Massentheorie 

Das Paradigma der Massentheorie steht in starker Verbindung zu den 

gesellschaftlichen Transformationsgesetzten am Ende des 19. Jahrhunderts. Zur 

damaligen Zeit hatten die Medien, bzw. das Haupt-Medium Zeitung, bei weitem 

noch nicht dasselbe Entfaltungspotential, wie im darauffolgenden 20. Jahrhundert. 

Die Massenpresse musste sich erst entwickeln, um Einfluss auf das Publikum haben 

zu können.  

„An der Wende zum 20. Jahrhundert wird deutlich, dass Öffentlichkeit nur noch 

über Medien hergestellt werden kann, dass Gefolgschaft in so empfundenen 

Massengesellschaften kommunikativ erzeugt werden muss. Propaganda ist die 

Antwort der Eliten auf die drohende gesellschaftliche Anomie. Nach dem 

Verständnis der Massentheorie bemächtigen sich übermächtige 

Propagandabotschaften des atomisierten, schutzlos ausgelieferten und irrational 

veranlagten Individuums und manipulieren es. (Vertreter dieses Ansatzes sind etwa: 

Le Bon, Plenge, Domizlaff, Dovifat u.a.). Propaganda ist ein außeralltägliches 

Phänomen, das mit dem Extremzustand des Ersten Weltkrieges assoziiert und als 

Verführung verstanden wird.“ (Bussemer:2005, S. 50) 

Bussemer sagt, dass „das Menschenbild der Massentheorie pessimistisch und 

hochgradig spekulativ“ ist (vgl. Bussemer:2005, S.50), da dieser Ansatz davon 

ausgeht, dass der Mensch ein irrationales Individuum ist, das nicht die Fähigkeit 

besitzt selbst zu denken und lediglich auf eine Elite wartet, die ihm vorgibt, wie und 

was er zu denken hat.   
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5.5.2. Das kulturkritische Paradigma 

Gleichzeitig mit der oben behandelten Massentheorie tritt das kulturkritische 

Paradigma auf. Dies formiert sich aus einer liberalen bzw. humanistischen 

Gegenbewegung zum bestehenden Paradigma der Massentheorie. „Diese 

kulturkritische Richtung bestand bzw. besteht von ihrer Formierung im Ersten 

Weltkrieg bis heute. […] Ihr geht es vor allem um die Verteidigung eines Bildes vom 

Individuum als rational handelndem Gesellschaftsmitglied, das vor übermächtigen 

Persuasionskräften geschützt werden muss. Propaganda gilt als Angriff auf die 

Menschenwürde und auf die Grundlagen der Demokratie.“  (Bussemer:2005, S. 50) 

Die Vertreter dieses Paradigmas sind u.a. das „Institute for Propaganda Analysis“ 

oder Medienpädagogen wie Neil Postman. (vgl. Bussemer: 2005, S. 50) 

5.5.3. Die empirisch-quantitative Schule 

Die empirisch-quantitative Schule war ab den 1930er Jahren führend in der 

amerikanischen Propagandaforschung. Die Disziplin der 

Kommunikationswissenschaft, wie wir sie heute kennen, ist zum Teil darauf 

zurückzuführen. „Das Aufkommen des empirischen Paradigmas ist einerseits auf 

das Versagen der massenpsychologischen Denkweise im Bereich der 

propagandistischen Strategiebildung zurückzuführen. Andererseits steht es im 

Zusammenhang mit der Ausdifferenzierung des Mediensystems, dem Aufkommen der 

modernen Sozialwissenschaften und einem Prominenz gewinnenden Modell von 

‚schwachen‘ Medienwirkungen.“ (Bussemer: 2005, S. 51) Aus der Sicht des 

Paradigmas ist Persuasion schwierig, jedoch die Methoden der 

Zielgruppenforschung erhöhen die Erfolgschancen für maßgeschneiderte 

Propagandaangebote. (vgl. Bussemer:2005, S. 51) 

„Propaganda wird als (nützliche) Sozialtechnik begriffen und in ein pluralistisches 

Gesellschaftsbild eingeordnet. Der Mensch gilt im Sinne des Positivismus bzw. des 

Behaviorismus als ‚messbar‘.“ (Bussemer: 2005, S. 51) Durch die militärische 

Propagandaforschung zu Zeiten des Zweiten Weltkrieges und der Nachkriegszeit 

nahm das empirische Paradigma an Bedeutung zu und wurde nun auch zum ersten 

Mal als „exakte Wissenschaft“ bezeichnet. In Deutschland wurde dieses Paradigma 

erst ab Mitte der 60er Jahre intensiv rezipiert und löste die u.a. von der normativen 
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Publizistik vehement vertretene Massentheorie ab. Im Rahmen des empirischen 

Paradigmas wurde Propaganda als Sozialtechnik begriffen. (vgl. Bussemer:2005, S. 

51) 

5.5.4. Das pluralistische Paradigma 

In den 1960er Jahren wurde das Forschungsfeld Propaganda grundlegend neu 

definiert. Die Propagandaforschung wurde durch ein verstärktes Interesse an 

Ideologiekritik zunehmend zu einem theoretisch gehaltvollen System entwickelt, 

welches den Propaganda - Begriff entgrenzte. „Verfügte die traditionelle 

Propagandaforschung noch über ein klares Materialobjekt in Gestalt von bewusst 

Propaganda betreibenden Institutionen, konzentrieren sich die neuen Ansätze eher 

auf abstrakte Hegemoniekonzepte und die Idee einer durch und durch mit 

Propagandakommunikationen durchsetzten Welt. So wurde etwa die Erziehung 

nicht länger als Immunisierung des Menschen gegen Propaganda, sondern als 

exaktes Gegenteil begriffen; sie diente nun dazu, Menschen durch konformistische 

Propaganda in die Gesellschaft einzugliedern. Gleichzeitig führten neue Ergebnisse 

der Medienwirkungsforschung zu einem relativierten Bild der Wirkungsmacht von 

Propaganda. Insofern lässt sich hier von einem pluralistischen Paradigma 

sprechen, welches die Omnipräsenz von Propaganda in modernen Gesellschaften 

kritisiert, und ihr kommunikationspolitisch zu begegnen versucht, gleichzeitig aber 

persuasive Kommunikation als Bestandteil der Moderne akzeptiert.“ (Bussemer: 

2005, S.51f.) 

Aufgrund der eben genannten Begebenheiten, teilte sich die Propagandaforschung in 

zwei Stränge auf; „während ideologiekritische und neomarxistische Positionen das 

manipulative Potenzial von Propaganda betonten und dabei einen universellen 

Verblendungszusammenhang ausmachten, beschäftigte sich die im engeren Sinne 

kommunikationswissenschaftliche Forschung, die sich nun nicht mehr Propaganda-, 

sondern PR-Forschung nannte, vor allem mit dem Nachweis der Kompatibilität von 

Public Relations und demokratischer Öffentlichkeit.“ (Bussemer: 2005, S. 52) 
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5.6. Hitler und Goebbels in Bezug auf die Propaganda 

Paradigmen 

Jedes der vier oben genannten Paradigmen ist sehr wichtig für das generelle 

Verständnis der Propagandaforschung. Um die Zeit vor und während des Zweiten 

Weltkrieges zu erforschen, bedient man sich vor allem des Paradigmas der 

Massentheorie und dem der empirisch-quantitativen Schule. Diese Entscheidung 

fällt leicht, da sie die damaligen Menschenbilder gut beschreibt und ebenso 

erscheint der ihnen zu Grunde liegende Propagandabegriff für diese Zeit äußerst 

treffend.  

Wenn man die vier Paradigmen betrachtet, kristallisiert sich eindeutig heraus, dass 

Hitler Anhänger der Massentheorie war. Für ihn war Propaganda das Mittel zur 

Ausdehnung von Macht. Er hatte ein sehr pessimistisches Bild von den Menschen; 

er sah das Volk nicht als Summe rational denkender Wesen, die eigene Gedanken 

hatten, er sah vielmehr eine irrationale Masse, die es zu führen galt. Auch wenn 

Adolf Hitler kaum Gutes über die Menschen dachte, war ihm doch logisch, dass er 

das Volk benötigte um an die Macht zu kommen und dies wurde am einfachsten 

durch Propaganda ermöglicht. 

„Hitler hatte sich nach eigener Auskunft schon immer für die ‚Tätigkeit der 

Propaganda außerordentlich interessiert‘. Er sah in ihr ein Instrument, das gerade 

die sozialistisch-marxistische Organisationen mit meisterhafter Geschicklichkeit 

beherrschten und zur Anwendung zu bringen verstanden. Gleichzeitig erkannte 

Hitler, dass die richtige Verwendung der Propaganda eine wirkliche Kunst 

darstellt, die den bürgerlichen Parteien fast so gut wie unbekannt war und blieb.“ 

(Bussemer:2005, S. 174) 

Den Ursprung Hitlers Begeisterung der Propaganda findet man im Wien der 

Vorkriegszeit, als er die Propagandaveranstaltungen der Arbeiterbewegungen 

besuchte und mit dem damaligen Wiener Bürgermeister Karl Lueger in Kontakt 

kam. Luegers Wirkung auf das Publikum faszinierte Hitler und auch in späteren 

Jahren kam er immer wieder auf das Beispiel Lueger zurück, wenn er über den Wert 

der politischen Propaganda sprach.  (vgl. Bussemer: 2005, S. 174) 
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Thymian Bussemer beschreibt in seinem Werk „Propaganda- Konzepte und 

Theorien“ das Verhalten von Hitler gegenüber dem Volk: „Die Rolle der Masse, so 

wie Hitler sie in seinen Schriften modelliert, ist zweideutig. Auf der einen Seite 

charakterisiert er sie mit all den bekannten negativen Attributen, auf der anderen 

Seite spricht er ihr so etwas wie einen moralischen Grundwillen zu. Diese 

Ambivalenz der Masse leitet sich bei Hitler daraus ab, dass er sie verachtet, 

gleichzeitig aber auf sie angewiesen ist. Sie sollte ihm zur Macht verhelfen, sie war 

die Projektionsfläche, an der er sein propagandistisches Können maß.“ 

(Bussemer:2005, S. 176) 

Adolf Hitler stand stets im Vordergrund, war der Mann, dem das Volk zuhörte und 

folgte, währenddessen stand Joseph Goebbels hinter ihm und zog seine Fäden im 

Hintergrund. Hitlers Glaube an die Omnipotenz von Propaganda war so stark, dass 

er meinte, man könne mittels ästhetischer Inszenierung den Massen auch 

Botschaften „einhämmern“, die überhaupt keine Entsprechung in der Realität 

hätten. Mit solchen Sichtweisen zählte Hitler zu den Vertretern eines extrem 

simplifizierten Massenbegriffs und damit eines mehr als reduktionistischen 

Menschenbildes. Offensichtlich glaubte er an die Existenz einer kollektiven 

Massenseele, die – verkümmert und primitiv wie sie war – nur darauf wartete, in 

Ekstase versetzt zu werden und dann die niedrigsten Triebe freizusetzen. 

(Bussemer:2005, S. 177) 

An anderer Stelle behauptete Hitler: „Die Aufnahmefähigkeit der großen Masse ist 

nur sehr beschränkt, das Verständnis klein, dafür jedoch die Vergesslichkeit groß. 

Aus dieser Tatsache heraus hat sich jede wirkungsvolle Propaganda auf nur sehr 

wenige Punkte zu beschränken und diese schlagwortartig solange zu verwerten, bis 

auch bestimmt der Letzte unter einem solchen Worte das Gewollte sich vorzustellen 

vermag.“ (Hitler:1938, S. 198 zit. In: Busssemer:2005, S.176) 

Bis zu einem gewissen Maße stand auch Goebbels hinter der Massentheorie, jedoch 

erkennt man auch eine Neigung zum empirisch-quantitativen Paradigma. Das 

Menschenbild, das Adolf Hitler hatte, stimmt nicht gänzlich mit dem Goebbels‘ 

überein, der dem Volk durchaus eine gewisse Mündigkeit zusprach.  
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„Häufig griff er in seinen Tagebuchnotizen auf einen simplifizierten Massenbegriff 

zurück, doch dem stehen auch zahlreiche Überlegungen zur von ihm durchaus 

anerkannten Diskurs-Befähigung des Publikums gegenüber.“ (Bussemer:2005, S. 

179) 

Auch das Modell der ‚schwachen Medien‘ bringt Goebbels der empirisch-

quantitativen Schule näher. „Sein Ziel war es, die gesamte Presse, den Rundfunk 

und auch alle anderen Formen der publizistischen Meinungsäußerung unter die 

rigide Kontrolle der Nationalsozialisten zu bringen. Denn die Gleichschaltung der 

Medien war die unabdingbare Voraussetzung dafür, den Nationalsozialisten ein 

Monopol über die veröffentlichte Meinung in Deutschland zu schaffen, was ihnen 

wiederum ermöglichte den Informations- und Meinungsfluss beinahe vollkommen 

nach ihrem Belieben zu steuern.“ (Bussemer: 2008, S. 181) 

 

Es wird deutlich, dass Hitler und Goebbels den Propaganda-Begriff unterschiedlich 

verstanden. Goebbels sah, im Gegensatz zu Hitler, darin nicht ein reines 

Machtwerkzeug, sondern vielmehr eine nützliche Sozialtechnik. Dies zeigt sich in 

seiner peniblen Planung jedes einzelnen Schrittes. „Während Hitler in seinen Reden 

auf eine massenpsychologische Überwältigung des Publikums abzielte, wollte 

Goebbels es mittels ästhetisch feinsinnig verpackter Botschaften, gekünstelter 

Formulierungen und beeindruckender Effekte verführen. Der Propagandaminister 

glaubte nicht an die Existenz eines kollektives Massenrausches und sicherte die 

Wirkung seiner Propaganda routiniert durch Gewaltandrohungen und anderer 

Restriktionen ab.“ (Bussemer: 2008, S. 180) 

 

Im Zweiten Weltkrieg kam die Propaganda ständig zur Anwendung, die 

Propagandaforschung rückte allerdings immer weiter in den Hintergrund. Zunächst 

wollte das NS-Regime eine eigene Propagandaforschung einrichten, da es sich 

davon zu profitieren versprach. Dieses Vorhaben wurde jedoch bald aufgegeben, da 

den Machtinhabern bewusst wurde, dass sie dafür den gesamten Propagandaapparat 

hätten durchleuchten müssen und dies war nicht in ihrem Sinne. Sie erwarteten von  

der Propaganda lediglich, dass sie funktionierte. (vgl. Bussemer:2008, S. 180) 
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5.7. Wissenschaft und Propagandatheorien – zwei Schulen 

In den Anfängen des Dritten Reiches wurde angestrebt, aus der damaligen 

Fachrichtung Zeitungswissenschaft eine Wissenschaft mit publizistischen 

Führungsmitteln zu entwickeln. Die Zeitungswissenschaft wurde mit den Bereichen 

Rundfunk und Film ergänzt und entwickelte sich langsam zur 

Publizistikwissenschaft. „Als zentrale Aufgabe der neuen Wissenschaften wurde auf 

der einen Seite die wissenschaftliche Legitimationserbringung für die extensiven 

Propaganda- und Kontrollmaßnahmen der neuen Machthaber gesehen, auf der 

anderen Seite die Entwicklung von Propagandatechniken, die im Medienverbund 

zum Einsatz kommen konnten.“ (Bussemer:2005, S. 157) 

Wie oben von Bussemer formuliert, zeigt sich, dass die Publizistik durchaus die 

Aufgabe hatte, sich mit Propaganda auseinanderzusetzen. Dies änderte sich im 

Laufe des Zweiten Weltkrieges jedoch dahingehend, dass mit dem Fortschreiten der 

Propagandaforschung den Machthabern bewusst wurde, dass eben diese Forschung 

ihrem Vorhaben und dessen Endziel mehr schade, als nütze. „Diese begriffen ihre - 

massenpsychologisch inspirierten – Theoreme als Herrschaftstechnik, die geheim zu 

halten war, und glaubten gleichzeitig, dass Propaganda eine Kunst sei, die nur 

bedingt wissenschaftlich zu erschließen oder zu vermitteln sei. Vor diesem 

Hintergrund kam es im zweiten Teil der dreißiger Jahre zu einem bizarren Streit, 

der die ehrgeizigen Pläne einer Propagandawissenschaft kurz vor ihrer Umsetzung 

doch noch vereitelte.“ (Bussemer: 2005, S.160) 

Diese zwei Gründe zeigen, dass der Umgang der Nationalsozialisten mit 

Propaganda geheim blieb, denn anderenfalls hätte das Regime keine Legimitation 

mehr gehabt, weder vor der Wissenschaft, noch vor der Bevölkerung.  

„Eine gründliche wissenschaftliche Erforschung der Führungsmittel, wie 1933 

eingeleitet, musste auch Untersuchungen darüber einschließen, wie die Medien 

miteinander verzahnt waren, welche Wirkung sie haben sollten und tatsächlich 

hatten. Solche Erkenntnisse sollten aber dem Kreis der ‚Führenden‘ vorbehalten 

bleiben und nicht an die Öffentlichkeit der Universität getragen werden, da dort 

auch solche Personen zu finden waren, die […] keineswegs mit den Zielen des 

Regimes sympathisierten. Ihnen sollten Informationen über Methoden und 
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Wirkungen der nationalsozialistischen Propaganda verschlossen bleiben.“ 

(Benedikt 1986: S. 163 zit. In: Bussemer: 2005, S. 164) 

Aus den genannten Gründen war es fast unmöglich die Propagandaforschung in den 

Jahren des Zweiten Weltkrieges zu behandeln; trotz allem gab es zwei 

Wissenschaftler, die sich mit ihr auseinandersetzten und zwei Schulen der 

Propagandawirkungsforschung etablierten: Die Leipziger Schule bzw. deren 

Anfänge, gegründet von Hans Amandus Münster und die normative Publizistik von 

Emil Dovifat; beide versuchten eine Theorie über Propaganda aufzustellen. 

5.7.1. Die Leipziger Schule 

Der Gründer der Leipziger Schule, Hans Amandus Münster, erlangte die Professur 

in Leipzig im Jahr 1934. Als er den Lehrstuhl innehatte, etablierte sich Münster zu 

einem der bedeutendsten Vertreter der nationalsozialistischen Theorie. Nach der 

Machtergreifung 1933 diente sich Münster dem neuen Regime schnell als nützlicher 

Helfer an. […] schon im September 1933 machte Münster in einem 

programmatischen Aufsatz in der Zeitungswissenschaft deutlich, dass er die neue 

Pressepolitik des Regimes befürwortete und voll mittrug (Bussemer:2005, S. 194): 

„Freiwillige Unterordnung unter die neue Idee ist der erste Grundsatz des 

Journalisten im neuen Staat! Hat er den Sinn der neuen Zeit verstanden, ist er 

innerlich überzeugt, dass es keinen anderen Weg aus dem Chaos mehr gibt, so wird 

er jeden Augenblick auch ohne Befehl aus Berlin – von selbst die Antwort auf die 

Tagesfragen finden.“ (Münster: 1933, S. 282 zit. In: Bussemer:2005, S. 194f.) 

Münster war der Meinung, dass sich die Publizistik mit zwei zentralen 

Forschungsinteressen beschäftigen sollte: die Medienwirkungsforschung und eben 

diese sollte nicht isoliert betrachtet, sondern im Bezug zum kompletten 

Medienverband untersucht werden. Des Weiteren merkte er an, dass das 

Hauptaugenmerk nicht die   Volksaufklärung über die Propagandataktikten sein 

sollte, sondern vielmehr die der   Führungseliten. (vgl. Bussemer:2008: S. 199) 

Die Zeichentheorie war ein weiterer wichtiger Teil seiner Propagandakonzeption. 

„Durch den Verweis auf Zeichen als konstitutive Elemente der Kommunikation wird 

deutlich, dass Münster erkannt hatte, dass Sprache Dinge nicht direkt abbildet, 

sondern nur eine kulturelle Übereinkunft über deren Symbolisierung darstellt, 
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wobei Verzerrungen und Manipulation das Verhältnis zwischen dem bezeichnenden 

Tatbestand und dem dafür gewählten Zeichen sind. […] Mit dieser Zeichentheorie, 

einer rudimentären Semiotik, hatte Münster die theoretische Grundlage für den 

Symbolismus der nationalsozialistischen Propaganda nachgereicht.“ (Bussemer: 

2008, S. 200) 

Unter Zeichen bzw. Symbolen versteht man hier u.a. Fackelzüge, Aufmärsche und 

auch den Hitler-Gruß und ebenso die Nachrichten der gleichgeschalteten Medien. 

„Zur Operationalisierung seines zeichentheoretischen Ansatzes für die 

publizistikwissenschaftliche Praxis, schlug Münster eine Verengung der fachlichen 

Erkenntnisinteressen auf diejenigen Prozesse der Kommunikation vor, die öffentlich 

seien und auf Beeinflussung zielten. Dies ist der Punkt seiner Theorie, wo 

Verständigung als Kategorie abgelehnt und Kommunikation ganz auf Führung 

fokussiert wird.“ (Bussemer:2008, S. 200) 

Münster konzentrierte sich darauf, die Kommunikation als Führungsinstrument zu 

untersuchen und zu verbessern. Die alltägliche zwischenmenschliche 

Kommunikation war für ihn nicht von Bedeutung. 

Neben der Zeichentheorie schrieb Münster der empirischen Sozialforschungen 

große Bedeutung zu. Sein Ziel war es das Herrschaftsinstrument Propaganda für die 

Führungselite zu verfeinern und zu optimieren. Die empirische Publikumsforschung 

im Bereich der Mediennutzungs- und Medienreichweitenforschung war sein 

wesentliches Forschungsinteresse. Seine Studien brachten ihn zu folgenden 

Schlüssen: „An erster Stelle ist eine vorsichtige Abschwächung 

massenpsychologischer Theoreme zu nennen, da der konkrete Kontakt mit den 

Rezipienten den Forschern klarmachte, dass sie es mit keinem amorphen Publikum 

zu tun hatten, sondern mit Leuten, die sehr konkrete Anforderungen und 

Erwartungen an die von ihnen benutzten Medien herantrugen und diese auch auf 

durchaus eigensinnige Art und Weise verbreiteten. Die zweite wichtige Erkenntnis, 

zu der die Leipziger gelangten, war das heute unumstrittene Prinzip der reziproken 

Beeinflussung zwischen Kommunikator und Publikum, das selbst ohne persönliche 

Indikation zwischen beiden Parteien Geltung hat, da sich der Kommunikator vor 

den erwarteten Eigenschaften und Reaktionen seines Publikums leiten lässt.“ 

(Bussemer: 2008, S. 203) 
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5.7.2. Die Schule der normativen Publizisten 

Als Begründer der Schule der normativen Publizistik ist Emil Dovifat zu nennen; er 

kann, obwohl er nie den Anspruch erhob, eine in sich geschlossene 

Propagandatheorie vorzulegen, als einer der bedeutendsten deutschen Beiträger zu 

einer Theorie der publizistischen Führung gesehen werden. (vgl. Bussemer: 2005, S. 

203) 

Sein Hauptfokus lag in der Erforschung der politischen Persuasion durch 

Kommunikation. Im Gegensatz zu Münster war er kein Anhänger des 

nationalsozialistischen Gedankengutes, erlaubte sich in den Anfängen sogar 

öffentlich gegen das System zu sein, lernte jedoch schnell, dass es klüger war, sich 

nicht öffentlich dagegen zu äußern und beschloss sich allein mit seiner Forschung 

zu beschäftigen. (vgl. Bussemer: 2005, S. 204f) „Trotz gegenteiliger Behauptungen 

mancher Autoren war Dovifat mit Sicherheit kein Freund der Nationalsozialisten, 

geschweige denn einer ihrer Anhänger. Betrachtet man Dovifats Verhalten im 

Dritten Reich wird jedoch klar, dass er über weite Strecken eher den Weg der 

unauffälligen Anpassung als den der geschickten Camouflage wählte.“ 

(Bussemer:2005, S. 206) 

Der Mittelpunkt seiner Forschung war die „Führungsfunktion“ der Medien. Dies 

bedeutet, dass er die Rezipienten untersuchte und erforschte, inwieweit sie durch die 

Medien gesteuert werden konnten. Seine Funktionszuweisung der Medien hatte, 

trotz seiner ablehnenden Haltung gegenüber den Nationalsozialisten, viel 

Ähnlichkeit mit der des NS-Regimes: „Dovifat war überzeugt, dass Journalismus 

die Leser in erster Linie zu führen und zu richtigem Handeln anzuleiten habe. […] 

Dieses Modell setzt voraus, dass sich das Instrument in den richtigen Händen 

befindet. Das permissive System eines völlig freien Zugangs zu den Medien lehnte er 

ab. Insofern befand sich sein Modell in bestimmtem Umfang auch im Einklang mit 

nationalsozialistischen Vorstellungen, die die Presse als Führungsmittel 

betrachteten. Er lehnte jedoch den Inhalt, mit dem die nationalsozialistische Presse 

gefüllt wurde, entschieden ab. Andererseits aber sah Dovifat keinen Anlass, von 

seiner wissenschaftlichen Lehrmeinung abzugehen, nur weil sich politische Gegner 

der gleichen Grundsätze bedienten.“ (Bussemer: 2005, S. 211) 
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Zu Beginn war er zwar strikt dagegen, die Disziplin der Zeitungswissenschaften zu 

der neuen Wissenschaft der Publizistik umzuwandeln, später  kam es aber doch zu 

einem Wandel in seiner Grundgesinnung. Umso länger der Krieg dauerte, umso 

intensiver beschäftigte er sich mit diesem Vorgang und kam zu einer neuen 

Definition von Publizistik: „Als Publizistik definierte er jetzt die öffentliche 

politische Meinungs- und Willensbildung durch Überzeugung […]. Publizistik ist 

also die Form der öffentlichen Beeinflussung, die seelisch wirbt und in dem 

Umworbenen eine Tatwirkung auf Grund innerer Überzeugung erzielen soll. Das 

Lehrfach ‚Allgemeine Publizistik‘ sei, so Dovifat, Erforschung und Lehre der 

seelischen und sachlichen Technik der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung.“ 

(Bussemer:2005, S. 212) 

Dovifat setzte sich jedoch nicht allein mit dem Mediensystem auseinander, sondern 

kam auch nicht darum herum, sich mit dem Begriff Propaganda 

auseinanderzusetzen. Grundlegend für Dovifats Verständnis von politischer 

Propaganda war ein massenpsychologisches Basistheorem, dem er sein Leben lang 

anhing. Das Verhältnis von Führenden und Geführten im publizistischen Prozess 

war Dovifats großes Thema, so schrieb er noch 1963: „Die Masse, soweit man 

bereit ist, ihr eine Gesinnung zuzusprechen, gehorcht groben und einfachen 

Gesetzen.“ (vgl. Bussemer: 2005, S. 216) Die ‚Masse‘ definierte er wie folgt: 

„Masse ist eine nicht organisch und nicht bleibend gebundene Vielheit von 

Menschen, die, meist vorübergehend und begrenzt, von gleichen Neigungen, 

Strebungen und Trieben geleitet sind. Weil sie ihre Lage als vorübergehend, als 

verbesserungsfähig oder gefährdet empfindet, ist Masse leicht in dynamische 

Bewegung zu bringen.“ (Dovifat:1968, S. 106 zit. In: Bussemer: 2005, S. 217) 

Der letzte Retter der zivilisierten Welt ist, laut Dovifat, der Publizist, der die von der 

Masse ausgehenden Gefahren erkennt und ihnen vorbeugt, indem er die Führung der 

orientierungslosen Massen übernimmt. Gelingt dies nicht, fällt die Masse in die 

Hände bösartiger Propagandisten, denen sie schutzlos ausgeliefert ist. (vgl. 

Bussemer: 2005, S.217) „Unter ‚Mitteln der Massenführung‘ verstand er ‚die 

Zeitung der Großauflage‘, die illustrierte Zeitschrift in Millionen, die Reden von 

Zehntausenden, der Massenaufmarsch unter Lautsprechern und Spruchbändern, 
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und dann der Film in milliardenfach einprägender Bildwirkung, schließlich 

Rundfunk und Fernsehen.“ (Dovifat: 1956: S. 157 zit. In. Bussemer: 2005, S. 218) 

Emil Dovifats Verständnis von Wirken politischer Propaganda basierte auf einem 

dualistischen System: Ein überzeugungswilliger Führer mit suggestiven Fähigkeiten 

steht einem mehr oder minder willenlosen Volk gegenüber, das alles aufnimmt was 

der Führer ihm vorgibt und ‚befiehlt‘. Wegen dieses Dualismus entwickelte Dovifat 

seine ‚Grundgesetze der Massenführung‘: 

a) Die geistige Vereinfachung; darunter Verstand Dovifat den ‚vereinfachten, 

einprägsamen, anschaulichen Ausdruck. Noch der Letzte soll begreifen, und der 

Erste darf nicht abgestoßen werden. Das fordert eine geschlossene und 

einheitliche Führung. 

b) Die einhämmernde Wiederholung; diese bezeichnete Dovifat als „rhythmisches 

Gesetz der Massenführung“. Erst die unermüdliche Wiederholung ermöglicht 

die Propaganda in den Köpfen der Rezipienten zu verfestigen.   

c) Die gefühlsmäßige Steigerung: Diese bezeichnet Dovifat als das wirksamste 

Element der Massenführung. Es gilt, das Publikum emotional an die Inhalte der 

Propaganda zu binden. Das Spektrum der Emotionen reicht hier vom „flach 

Sentimentalen über die flammende Erregung bis zur krassen Triebhaftigkeit. 

(vgl. Bussemer: 2005, S. 218f.) 

Das Mittel „gefühlsmäßige Steigerung“ und die emotionale Ansprache an das 

Publikum wurden von Dovifat noch in folgende Unterkategorien geteilt: Er nannte 

den Hass, der „als Mittel der Massenführung an erster Stelle stehe“, (Dovifat:1968 

zit. In: Bussemer:2008, S.  218) weiters führte er das Mitleid an, welches im Grunde 

ein positiver menschlicher Trieb sei, jedoch künstlich aufgebaut werden könnte. Als 

nächstes glaubte er in jeder Propaganda sexuelle Anspielungen sehen zu können, 

wobei er den totalitären Mächten das Ausnutzen des sexuellen Elements am meisten 

ankreidete. Das massenüberhöhende Geltungsbedürfnis sieht er als vierte 

Unterkategorie, damit ist ein überhöhtes Geltungsbedürfnis eines Einzelnen aus der 

Masse gemeint. Fünftens gestand er der Masse einen moralischen Grundwillen zu. 

(vgl. Bussemer:2008. S.218) So schrieb Dovifat: „Gesetzt den Fall, ein Führer mit 

der richtigen Gesinnung spricht die Masse an, dann wird sich diese auch gutartig 

verhalten, denn: Der Masse wohnt ein moralischer Grundwille inne. […] Die Masse 
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will nicht belogen, nicht irregeführt werden.“ (Dovifat: 1968, S. 146 zit. In: 

Bussemer:2008, S. 219) Als sechstes Motiv listet Dovifat den „Massenwahn“ auf, 

den er auch als „ethischen Entlastungstrieb“ verstanden wissen wollte. Dies sagt 

aus, dass das Schuldverständnis des Einzelnen durch die Masse relativiert wird, da 

man sich innerhalb einer Druck ausübenden Masse befindet, schiebt man die Schuld 

von sich selbst dem Hassopfer zu. Den Höhepunkt der Wirkung von Propaganda sah 

Dovifat schließlich in einem siebten Faktor, dem der „psycho-chemischen 

Überwältigung“, die für ihn gleichzeitig das „Ende der Publizisik“ darstellte. Unter 

dieser ‚psycho-chemischen Überwältigung‘ verstand Dovifat den tatsächlichen 

Einsatz von sinnesberauschenden Wirkstoffen, die die Masse absolut unter die 

Kontrolle der Machthaber stellen würde. Dies würde dazu führen, dass jeglicher 

freie Wille der Masse gebrochen wäre und das Regime ungestört handeln könnte, 

was für ihn das Ende der Publizistik bedeuten würde. Dies sollte jedoch eine reine 

Zukunftsspekulation bleiben. (vgl. Bussemer: 2005, S. 218ff.)  

5.8. Neue theoretische Ansätze der Propagandaforschung 

Seit den Ereignissen vor und während des Zweiten Weltkriegs hat Propaganda einen 

sehr schlechten Ruf, weil in erster Linie immer an die Propaganda der 

Nationalsozialisten gedacht wird. Es dauerte viele Jahre nach dem Ende des 

Krieges, bis das Thema wieder aufgenommen und weiter erforscht wurde.  

Günter Bentele defininert Propaganda folgendermaßen: „Während das Verb 

propagieren auch heute noch neutral das Verbreiten von Ideen oder Informationen 

bezeichnet, wird der Begriff Propaganda heute innerhalb der politischen 

Kommunikation vorwiegend in negativen Kontext gebracht. Während 

Öffentlichkeitsarbeit von Parteien oder politischen Institutionen, ebenso wie die 

politische Werbung, als legitime notwendige Kommunikationsaktivitäten begriffen 

werden, versteht man unter Propaganda einseitige, beschönigende oder verzerrte 

Kommunikation. Moderne Propaganda wird heute meist als unidirektionale, 

persuasive Kommunikation definiert, die die wahrheitsgemäße Information 

unterordnet oder bewusst ausklammert, die in der Regel mit einfachen 

Kommunikationsmitteln […], häufig emotionalisiert und  mit Feindbildern arbeitet 

und zu ihrer vollen Entfaltung nur innerhalb einer zentralisierten, nicht 
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demokratischen Öffentlichkeitsstruktur kommt, d.h. in Systemen, deren 

Mediensystem staatlich abhängig bzw. gelenkt ist.“ (Bentele:2005, S. 603) 

Noch vor dem Ersten Weltkrieg wurde die Propaganda noch „als 

meinungsbeeinflussende Massenkommunikation gesehen, deren Technik man 

notwendigerweise beherrschen musste, um in politischen oder internationalen 

Auseinandersetzungen Erfolg zu haben.“ (Arnold: 2002, S.38) Zu dieser Zeit war 

man noch der Meinung, dass Propaganda auch in Demokratien verwendet werden 

könnte, erst durch die beiden Weltkriege wurde die Propaganda zu etwas 

Negativem. Betrachtet man die Rolle der Propaganda während der Dauer des Dritten 

Reiches, so sieht man, dass Propaganda damals nicht systematisch untersucht, 

sondern als Staatsaufgabe angesehen wurde. (vgl. Arnold:2002, S. 39) „Hitler 

wurde in seinem Verständnis von Propaganda außer von Le Bon auch von Friedrich 

Sössemann, einem Schüler von Plenges, beeinflusst, der unter Propaganda die 

Beeinflussung mit möglichst einfachen Mitteln verstand. Die Richtigkeit von 

Propaganda war für Hitler ausschließlich an ihrem Erfolg zu messen. Sie musste 

primitiv und auf die beschränkte Aufnahmefähigkeit der Massen abgestimmt sein. 

[…] Auch Goebbels betonte die Notwendigkeit von Einfachheit und Wiederholung, 

sonst sei in der Propaganda alles möglich, wenn es nur Erfolg habe.“ 

(Arnold:2002, S.40) 

Die negativ belastete Assoziation, die dem Begriff Propaganda durch die 

Vorgehensweisen der Führungskräfte des Zweiten Weltkrieges anhaftete, begann 

erst viele Jahre nach Ende des Krieges allmählich zu schwinden. In der 

Nachkriegszeit wurde der Terminus Propaganda kaum wissenschaftlich bearbeitet 

und wenn doch, dann wurde er meist gleichgesetzt mit illegitimer 

Meinungsbeeinflussung. Illegitim dadurch, dass sie „zweifelhafte Methoden wie 

Verzerrungen, Suggestionen, Emotionen, etc. anwenden oder Quellen und/oder 

Ziele verstecken“ Es dauerte also einige Jahre bevor die Wissenschaft sich wieder 

mit der Propagandaforschung beschäftigte. Otto Groth, ein deutscher 

Medienwissenschaftler, beschäftigte sich Anfang der 1960er Jahre mit dem Begriff 

Propaganda und setzte sie mit dem Begriff Werbung in Verbindung. Er unterschied 

unter dem Oberbegriff „Werbung“ die Propaganda und die Reklame als die beiden 

Formen der Massenwerbung. (vgl. Arnold:2002, S. 45ff.) „Mittel und Methoden 
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seien bei beiden die gleichen. Der Unterschied liege im Zweck. Werbung sei vor 

allem mit persönlichen oder privaten Zielen verbunden. Propaganda hingegen diene 

einer „Gesamtidee“ und erstrebe „geistige Einwirkungen in sozialen (kollektiven) 

Angelegenheiten“, mit dem Ziel eine „Gesinnung, eine dauernde Richtung des 

Strebens hervorzurufen. Um Erfolg zu haben, lüge, verfälsche und verleumde sie.“ 

(Groth: 1961, S. 333 zit. In:Arnold:2002, S. 45) Groth setzt hiermit die Propaganda 

in Verbindung mit Werbung und holt sie demnach etwas weiter weg von der 

negativen Assoziation der Jahre zuvor.  

In den letzten Jahren findet der Terminus Propaganda ein neues zu Hause in der 

Public Relations Forschung. Ebenso wie bei Groth und der Propaganda-Werbung 

Beziehung, tritt hier die negative Behaftung in den Hintergrund und die PR in den 

Vordergrund, wobei der Unterschied hier darin liegt, dass die beiden Begriffe sich 

nicht verknüpfen, sondern durchaus eigenständig bestehen bleiben.  

Die deutsche Kommunikationswissenschaftlerin Romy Fröhlich versucht PR und 

Propaganda voneinander abzugrenzen: 

„Zur Gruppe der stark normativen und idealisierenden Abgrenzungsversuche 

zählen auch Argumente, die PR als informationsbetont und Propaganda als 

meinungs- und/oder ideologiebetont charakterisieren, sowie Argumente, die den PR 

bescheinigen, sie wollten überzeugen, während das Ziel von Propaganda die 

Manipulation sei, oder auch Argumente, die PR als rationale und Propaganda als 

emotionale Kommunikationsform bezeichnen. […] Das Problem hierbei ist erstens, 

dass angewandte PR nicht immer und überall diesen Idealvorstellungen entsprechen 

und zweitens, dass […] sich PR in einzelnen Teilbereichen durchaus und legitimer 

Weise propagandistischer Kommunikationsziele bedient.“ (Fröhlich In: Bentele et 

al.: 2002, S. 106) Schafft man es hier die Geschichte der NS-Zeit auszuklammern, 

ergibt dies durchaus Sinn. Fröhlich weiter: „Ein wirkliches Problem ergibt sich aus 

dieser unbefriedigenden Situation nach meiner Einschätzung allerdings nur aus der 

speziellen deutschen Sicht: Da der Begriff ‚Propaganda‘ historisch bedingt im 

deutschen und zum Teil auch europäischen Sprachraum extrem negativ belastet ist, 

entsteht auf Seiten der PR ein umso größeres Bedürfnis, sich von einem solchen 

negativen Propagandaverständnisses anzugrenzen. In den USA z.B. wird die 
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Notwendigkeit einer klaren und deutlichen Abgrenzung von PR und Propaganda 

weitaus weniger dringlich empfunden.“ (Fröhlich In: Bentele et al. 2002, S. 106) 

Klaus Merten, ebenfalls ein bekannter Kommunikationswissenschaftler, nimmt den 

Begriff Propaganda und setzt ihn in Relation mit PR und Werbung. In seiner Arbeit 

vergleicht Merten die unterschiedlichen Erkenntnisse und Lehren zum Thema 

Propaganda, begonnen bei Aristoteles (338-322 v. Christus) bis zu Hundhausen 

(1975) und kommt dabei zu folgender Erkenntnis: „Deutlich wird hier zunächst, 

dass die Grenzziehung zwischen Werbung, PR und Propaganda uneinheitlich und 

widersprüchlich wahrgenommen wird. Einig sind sich die Autoren offenbar 

durchgängig darin, dass Propaganda nicht als wahrheitsmäßig angesehen werden 

kann. Sie gestehen der Propaganda – damit zusammenhängend – keinen 

Wahrheitsbezug zu. Einig sind sich die Autoren auch über die Mittel sowie über 

latente und manifeste Funktionen von Propaganda.“ (Merten:2000, S. 148) Um dies 

zu verfestigen unterscheidet Merten Propaganda vehement von Werbung, indem er 

festhält, dass Propaganda „in ihrem Anspruch totalitärer vorgeht und die 

Nichtausführung (Nichtbefolgung) der an gesonnenen Handlungsalternativen mit 

Sanktionen belegt. Dass diese Androhung im Prozess der Indoktrination an 

Sichtbarkeit und Notwendigkeit abnehmen kann und nunmehr latent wirksam bleibt, 

sagt nichts gegen ihre prinzipielle Verfügbarkeit.“ (Merten:2000, S. 150) 

In seinem Werk „Kalter Krieg im Äther“ beschäftigt sich Klaus Arnold mit der 

Propagandakonzeption Mertens: „Merten versucht auch, Propaganda von Werbung 

und PR abzugrenzen. Demnach ist die Funktion von Werbung die kurzfristige, 

produktbezogene Überredung, die PR die langfristige Überzeugung und die der 

Propaganda die Manipulation (Kontrolle).“ (Arnold:2002, S.67) 

Merten stellt eine neue Definition von Propaganda auf, denn für ihn ist, wenn man 

die Propagandageschichte von ihren Anfängen mit den neuen Ansätzen verbindet,  

Propaganda: „eine Technik zur Akzeptanz an gesonnener Verhaltensprämissen, bei 

der die kommunizierte Botschaft durch Reflexivisierung generalisierte 

Wahrheitsansprüche erzeugt, deren Akzeptanz durch Kommunikation latenter 

Sanktionspotentiale sichergestellt wird.“ (Merten:2000, S.161) 
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6. Exkurs: Mediengeschichte im 3. Reich 

Die vorliegende Arbeit bedingt einen kurzen Exkurs zu der Mediengeschichte 

während der Zeit des Dritten Reiches.  

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Deutschland gingen starke 

Eingriffe in die Verlagsstrukturen einher, wie z.B. die inhaltliche Gleichschaltung 

der Presse. Mit 1. Jänner 1934 trat das Schriftleitergesetz in Kraft und die Zeitungen 

erhielten den Status eines „Trägers öffentlicher Aufgaben“. (vgl. 

Hanisch:1994.S.317) 

Damit wurden die Zeitungen zu einem staatlichen Instrument der Propaganda und 

der Beeinflussung des deutschen Volkes im Sinne des Nationalsozialismus. Des 

Weiteren limitierte das Schriftleitergesetz den Beruf des Journalisten, denn nur wer 

die rassischen Voraussetzungen erfüllte und als „politisch zuverlässig“ galt, durfte 

publizieren, alle anderen erhielten Berufsverbot; dies führte dazu, dass ca. 1300 

Journalisten ihren Arbeitsplatz verloren. (vgl. Duchkowitsch: 2001, S.36) 

1935 wurde eine Anordnung zur Beseitigung der Skandalpresse erlassen. Dies 

bedeutete, dass Verleger, deren Zeitungen „Anstoß erregten“ oder „der Würde der 

Presse“ schadeten, aus dem „Reichsverband der deutschen Zeitungsverleger“ 

ausgeschlossen wurden; auch dies war einem Berufsverbot gleichzusetzen. (vgl. 

Duchkowitsch: 2001, S.37) Der NS-Staat hatte sich ein Instrumentarium erschaffen, 

welches die völlige inhaltliche Kontrolle der Medien gewährleistete; dies hatte 

einschneidende Veränderungen in der Zeitungsproduktion zur Folge.  

Zur Durchsetzung nationalsozialistischer Inhalte erhielten die Redaktionen vom 

Reichspropagandaministerium Anweisungen, welche Themen auf welche Weise zu 

behandeln waren. Um die Umsetzung dieser Inhalte besser kontrollieren zu können, 

wurden Chefredakteure eingesetzt, die dem NS-Staat wohlgesonnen waren. (vgl. 

Duchkowitsch: 2001, S.38) 

„ Der Sieg einer Idee wird umso eher möglich sein, je umfassender die Propaganda 

die Menschen in ihrer Gesamtheit bearbeitet hat und je ausschließlicher, straffer 

und fester die Organisation ist, die den Kampf praktisch durchführt.“ (Hitler:1943 

zit. In: Fischer:1982, S.229) 
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7. Exkurs: Geschichte Österreichs 1930 - 1938 

Zu Beginn der 30er Jahre verstärkten sich die antidemokratischen Tendenzen, 

aufgrund von einer Verschlechterung der ökonomischen Situation in Österreich und 

als Folge dessen bemerkte man ein erstes Gedeihen des nationalsozialistischen 

Gedankengutes. In der Nationalratswahl vom 9. November 1930 war davon jedoch 

noch nichts zu merken, denn hier erlangten sie lediglich 3% alle abgegebenen 

Stimmen. (vgl. Duchkowitsch: 2001, S.39)  „Die wirtschaftliche Rezession Anfang 

der dreißiger Jahre, die beginnenden Wahlerfolge der NSDAP in Deutschland, die 

aufbrechenden Differenzen innerhalb der Heimwehrbewegung, autoritäre 

Strömungen, der in Österreich traditionell fruchtbare Boden für deutschnationales 

Gedankengut und nicht zuletzt eine auf Massenwirkung ausgerichtete Propaganda, 

wirkten sich beschleunigend für den Aufstieg der österreichischen NSDAP 

(Hitlerbewegung) aus.“ (Duchkowitsch: 2001, S.39) Das Anwachsen des 

Nationalsozialismus in Österreich zur Massenbewegung war nicht mehr 

aufzuhalten, das Frühjahr 1932 sollte die politische Szene und die 

Parteienlandschaft der Ersten Republik nachhaltig verändern. Am 24. April 1932 

wurden in Wien, Niederösterreich und Salzburg Landtagswahlen abgehalten; 

insgesamt erreichte die NSDAP an die 17% aller abgegebenen Stimmen und war so 

zu einer Mittelpartei herangewachsen, und dies in einem Zeitraum von weniger als 2 

Jahren. (vgl. Duchkowitsch:2001, S. 43)  

Als Adolf Hitler am 30. Jänner 1933 zum deutschen Reichskanzler ernannt wurde, 

fühlten sich die österreichischen Nationalsozialisten darin bestärkt Neuwahlen zu 

fordern, um so einen Machtwechsel und vor allem den Sturz der damalig 

momentanen Regierung zu erzwingen. Die im späten Frühjahr 1933 seitens der 

NSDAP bewusst lancierte aggressive Propaganda und der zunehmende politische 

Druck des Deutschen Reiches führten zu unvermeidlichen Spannungen, verschärften 

die innenpolitische Situation und verschlechterten die außenpolitischen 

Beziehungen zwischen Österreich und dem Deutschen Reich. (vgl. 

Duchkowitsch:2001, S.45)  

Ein großes Problem zu dieser Zeit war, dass Innen- und Außenpolitik kaum trennbar 

waren. Österreich war auf seiner einen Seite bemüht, die Außenpolitik gegenüber 

Deutschland und dem innerländlichen Kampf gegen den Nationalsozialismus 

voneinander getrennt zu halten, versuchte die deutsche Politik auf ihrer Seite eben 
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diese Trennlinie undeutlich zu machen; dies ermöglichte ihnen den Druck auf 

Österreich zu verstärken. (vgl. Hanisch:1994,S.319) 

Nach einem eigens die Österreichfrage behandelnden Ministerrat, eröffnete Hitler 

mittels der Tausendmarksperre
1
 einen Wirtschaftskrieg gegen Österreich. Hitler 

wollte den „Anschluss“ aus wirtschaftlichen und emotionalen Gründen, aber es gab 

keinen exakten Plan. Doch das Ziel war klar und Theo Habicht (deutscher 

Reichstagsabgeordneter und gleichzeitig Landesinspekteur der österreichischen 

NSDAP) formulierte es bereits 1932: (vgl. Hanisch:1994, S. 319) “Österreich ist 

die Schlüsselstellung im Herzen Europas. Wer Österreich besitzt, beherrscht 

Mitteleuropa.“ (Habicht zit. In: Hanisch:1994,S.319)  

Das Ziel der österreichischen Nationalsozialisten waren Neuwahlen, die zwar von 

der Regierung verhindert wurden, jedoch von den Sozialdemokraten erhielten sie 

Unterstützung. Durch diese Neuwahlen wollten sie sich zunächst eine Teilhabe an 

der Macht sichern, die später zur Gleichschaltung und endgültig zum Anschluss an 

das Deutsche Reich führen sollte. Ihr Ziel war es die Regierung Dollfuß zu stürzen 

und um an dieses Ziel zu gelangen, war ihnen jedes Mittel recht. (vgl. 

Hanisch:1994, S.319)  

Nachdem zwei Nationalsozialisten einen Terroranschlag verübten, der 30 Verletzte 

und einen Toten der Hilfspolizeieinheit forderte,  verhängte die Regierung Dollfuß 

am 19. Juni 1933 das Verbot der NSDAP (Hitlerbewegung), sowie des mit ihr 

verbündeten Steirischen Heimatsschutzes. Die Partei war somit illegal und agierte 

fortan im Untergrund gegen den österreichischen Staat. (vgl. Duchkowitsch:2001, S. 

46ff.)  

Das Regime unter der Führung Dollfuß begegnete dem NS-Terror mit strengen 

Strafmaßnahmen; mit einer beharrlichen Ausdauer wurden Nationalsozialisten 

verhaftet und in Anhaltelagern untergebracht. (vgl. Hanisch:1994, S. 319f) „Das 

Singen des Horst-Wessel-Liedes kostete 50 Schilling Geldstrafe, ein Heil-Hitler-Ruf 

wurde mit drei Tagen bis drei Wochen, der demonstrative Austritt aus der 

katholischen Kirche mit sechs Wochen Arrest bestraft. Diese Repressionen 

                                                 
1
 Die Tausendmarksperre war als Kampfmittel gegen die österreichische Wirtschaft gerichtet; Deutsche 

durften nur gegen eine Zahlung von 1.000 Reichsmark nach Österreich einreisen. 
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steigerten nur die Erbitterung der Betroffenen und nützten wenig.“ (Hanisch:1994, 

S.320)  

Viele dieser Gegenmaßnahmen hatten von vornherein keine Möglichkeit Wirkung 

zu zeigen, da auch der Beamtenappart mit illegalen Nationalsozialisten bestückt 

war, die die Maßnahmen entweder verrieten oder abschwächten. Trotz alldem 

konnte die Regierung Dollfuß nicht wie gewünscht bis zum Herbst 1933 gestürzt 

werden, dies führte dazu, dass sich die Spannungen zwischen der SA und der 

Parteiorganisation vermehrten sich. Aus dieser Krise entsprang der Putschplan, der 

auch dazu dienen sollte Hitler an einem eventuellen Einlenken zu hindern. Der recht 

stümperhaft geplante Putsch fand am 25. Juli 1934 statt, erschwerend kam dazu, 

dass dieser Plan vielfach verraten wurde. Die SS-Standarte 89, die mehrheitlich aus 

ehemaligen Bundesheersoldaten bestand, übernahm das Kommando, besetzte das 

Bundeskanzleramt und die RAVAG und ermordeten Bundeskanzler Dollfuß. (vgl. 

Hanisch:1994. S.320)   

In Wien scheiterte der Putsch sehr schnell und auch in den ländlichen Gebieten 

konnte er abgewendet werden, jedoch davor kostete er 269 Menschen ihr Leben. Es 

ist bis heute umstritten, ob Hitler von den Plänen des Putsches gewusst hatte. 

Jedenfalls reagierte er sehr schnell darauf, setzten Theo Habicht ab und beendete 

umgehend die Verbindung der deutschen und österreichischen NSDAP. Nun 

starteten Tarnorganisationen, wie das NS-Flüchtlingshilfswerk und der deutsche 

Turnerbund und das langsame, wirtschaftliche Eindringen Deutschlands in 

Österreich. (vgl. Hanisch:1994. S.320f.)  

 „Die Änderung der europäischen Gesamtlage führte 1935/36 Österreich zu einer 

doppelpoligen Politik, um die Basis der Sicherung der Unabhängigkeit zu 

verbreitern: Einerseits eine versuchte Annäherung an den Westen über die Kleine 

Entente, andererseits eine Verständigung mit dem Deutschen Reich. Als konkretes 

Ergebnis kam das deutsch-österreichische Juliabkommen von 1936 heraus. Ein 

höchst umstrittenes Dokument. Beide Seiten, Hitler wie Schuschnigg, wollten Zeit 

gewinnen, beide hatten Vorteile und Nachteile eingehandelt. Hitler musste die 

österreichische Unabhängigkeit anerkennen und offiziell dem Einfluss auf den 

innerösterreichischen Nationalsozialismus abschwören. Schuschnigg musste sich zu 

einer ‚deutschen‘ Politik verpflichten und die ‚nationale Opposition‘ in die 
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politische Verantwortung einbauen. Fast 17 000 illegale Nationalsozialisten wurden 

amnestiert, doch Schuschnigg zögerte den Einbau der ‚nationalen Opposition‘ in 

die Regierungsfront möglichst hinaus.“ (Hanisch:1994, S. 321) 

Ende 1937 vermehrten sich die Spannungen, die bei einem Treffen von Hitler und 

Schuschnigg am 12. Februar 1938 in Berchtesgaden gelöst werden sollten. In 

Wirklichkeit wurde jedoch lediglich der ängstliche österreichische Bundeskanzler 

vom deutschen Reichskanzler bedrängt. (vgl. Hanisch: 1994, S.322) 

„Kanonen sprechen immer eine gute Sprache.“, schrieb Joseph Goebbels deutlich 

zu Hitlers Vorgehensweisen. (Goebbels:1938 zit. In: Doppelbauer: 1988, S.11)  

„In Österreich begann eine Form der Doppelherrschaft des ‚ständestaatlichen‘ 

Komplexes und der immer mehr auf die Straße drängenden Nationalsozialisten, vom 

neuen Innen- und Sicherheitsminister Seyss-Inquart gebremst wie ermutigt. 

Schuschniggs verzweifelter Versuch, die Lage durch eine, für den 13. März 1938 

geplante Volksbefragung  doch noch zu stabilisieren, lieferte den Vorwand für das 

deutsche Ultimatum am 11. März. Das außenpolitisch völlig isolierte Österreich 

beugte sich.“ (Hanisch:1994, S. 322) 

8. Die Propaganda der Nationalsozialisten 

8.1. Die Presselenkung im Nationalsozialismus 

Die Herrschaftsform der Nationalsozialisten erschien in ihrer theoretischen Struktur 

überschaubar, war jedoch in der Praxis äußerst komplex. Die Einfachheit stellt sich 

in dem Vorhaben, alle Lebenszusammenhänge auf ein hierarchisches 

Ordnungssystem („Führerprinzip“) zu begrenzen, dar; hingegen das Komplexe 

beruhte darauf, dass durch die Kompetenzüberschreitungen und Gliederungen 

gewissen Vorhaben nicht umgesetzt werden konnten. SA, SS, NSKK, HJ, BDM 

waren so strukturiert, dass bereits innerhalb dieser Organisationen die 

Einflussbereiche nicht klar gegeneinander abgegrenzt waren und Streitigkeiten 

vorprogrammiert waren, die von der jeweils nächsthöheren Stelle, bis hin zu Adolf 

Hitler, geschlichtet werden mussten. Ein besonderes Merkmal der 

Nationalsozialisten ist ihre flexible Handhabung der angewandten Prinzipien zur 

Machterhaltung. (vgl. Toepser-Ziegert:1984, S. 21)  
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Der Mittelpunkt der nationalsozialistischen Bewegung war eine an 

kommunistischen Vorbildern orientierte Propaganda mit der Absicht breite 

Bevölkerungsschichten zu beeinflussen. Durch die Erfahrungen des 1. Weltkrieges 

geleitet, stellte Hitler ein Propagandakonzept auf, das auf unvermittelte 

Kommunikation baute. So wollte er den Bauern- bzw. Arbeiterstatus aufwerten und 

gleichzeitig die Aristokratie abwerten; unter dem Druck der Kriegsvorbereitung 

musste das Frauenbild als Ehefrau und Mutter dem der ledigen Mutter, die auch den 

Bevölkerungszuwachs sichern sollte. (vgl. Toepser-Ziegert:1984, S.22) 

Nach der Regierungsübernahme durch die Nationalsozialisten, ergab sich eine 

Entwicklung im Medienbereich, die die Zwiespältigkeit der NSDAP aufzeigte: der 

Wunsch der Wiederbelebung alter Traditionen und Werte, jedoch in Verbindung mit 

„modernen“ Strömungen. Der Anspruch der Volkspartei wurde dahingehend 

gerechtfertigt, dass sich die neue Elite unabhängig der sozialen Herkunft formte. Die 

Propaganda diente dazu ein vereinfachtes, antisemitisches Feind-Freund-Bild an die 

Bevölkerung zu tragen, um ein Zusammengehörigkeitsgefühl zu schaffen und um 

dies zu bewerkstelligen war Joseph Goebbels, als Reichspropagandaleiter seiner 

Partei und ab 1933 als Propagandaminister, stets bemüht, die neuesten Technologien 

einzusetzen. (vgl. Toepser-Ziegert:1984, S.22) 

Wenn man von der Medienpolitik des Nationalsozialismus spricht, kommt man 

nicht umher die Gleichschaltung zu erwähnen. Es muss jedoch differenziert werden 

zwischen der Absicht der Propaganda, die in sämtlichen Bereichen des öffentlichen 

Lebens das „Führerprinzip“ durchsetzen wollte und dem was realisiert werden 

konnte, welches sich mit den Zielvorstellungen nicht ganz deckte. (vgl. Toepser-

Ziegert:1984:S.23)  „Die Nationalsozialisten selber bezeichneten die Eingriffe und 

Veränderungen der Pressepolitik neutraler als „Neuordnung des deutschen 

Pressewesens“.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.23)  

Die Presselenkung unter nationalsozialistischer Herrschaft wurde auf drei Ebenen 

durchgeführt: 

1. auf der institutionellen 

2. auf der ökonomischen und 

3. auf der inhaltlichen Ebene. 
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„Unter dem Begriff der institutionellen Presselenkung fallen alle Maßnahmen, die 

auf einer formal gesetzlichen Grundlage Institute und Institutionen zur 

Überwachung und Kontrolle der Presse schaffen, sei es die Reglementierung des 

Berufszugangs (Schriftleitergesetz), seien es organisatorische und berufsständische 

Voraussetzungen für die Berufsausübung (Reichspressekammer), oder die 

Einrichtung eines Ministeriums „für Volksaufklärung und Propaganda“, dessen 

Presseabteilung für sämtliche Belange des Pressewesens zuständig war, bis hin zu 

den Devisenzuteilungen für Auslandskorrespondenten.“ (Toepser-

Ziegert:1984:S.24) 

Durch das Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 war die Zulassung zum 

Journalistenberuf gebunden an verschiedene Bedingungen, z.B. das Mindestalter 

von 21 Jahren; „arische Abstammung und nicht mit einer Person von nicht-arischer 

Abstammung verheiratet“, „fachmännisch ausgebildet“; etc. Die Zulassung erfolgte 

durch Eintragung in die Berufsliste, die bei den Landesverbänden der deutschen 

Presse geführt wurde. Gleichzeitig mit der Eintragung in die Berufsliste wurde der 

Journalist Mitglied im Reichsverband der Deutschen Presse, der seinen 

verbandsrechtlichen Schutz gewährleisten sollte. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.24) 

Die Begründung zum Schriftleitergesetz besagt nämlich, „aus dem Verhältnis 

zwischen öffentlichem und privatem Recht ergibt sich der unbedingte Vorrang der 

öffentlichen Pflichten des Schriftleiters vor seinen Verpflichtungen gegenüber dem 

Verleger.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.24) 

Eine Pflicht-Mitgliedschaft im Reichsverband der Deutschen Presse, die mit Kosten 

verbunden war und eine Zugehörigkeit zur Reichspressekammer waren strenge 

Vorschrift um den Beruf des Journalisten ausführen zu können. Die Aufgaben der 

Kammern, die für alle kulturellen Bereiche unter dem Dach der 

Reichskulturkammer zusammengefasst waren, gestalteten sich sehr flexibel: „Die 

Reichskulturkammer und die Einzelkammern können Bedingungen für den Betrieb, 

die Eröffnung und die Schließung von Unternehmen auf dem Gebiet ihrer 

Zuständigkeit festsetzen und Anordnungen über wichtige Fragen innerhalb dieses 

Gebietes, insonderheit über Art und Gestaltung der Verträge zwischen den von 

ihnen umfassten Tätigkeitsgruppen treffen.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.25)  „In einem 

„Pressehandbuch“, das 1938 im Verlag des Reichsverbandes der deutschen 
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Zeitungsverleger erschien, wurden auf 525 Seiten „Gesetze, Anordnungen, Erlässe 

und Bekanntmachungen zusammengestellt und erläutert nach den Bedürfnissen der 

Praxis“ aufgeführt.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.25) 

Durch wirtschaftliche Maßnahmen sollten viele der neuen Bestimmungen dazu 

führen, die Pressebetriebe gewünscht zu kontrollieren. Mit der offiziellen 

Begründung, bestehende Unternehmen nicht zu gefährden, wurden Neugründungen 

von Zeitungen, Zeitschriften, aber auch Korrespondenzbüros verhindert. (vgl. 

Toepser-Ziegert:1984:S.26) In der „Anordnung über Schließung von 

Zeitungsverlagen zwecks Beseitigung ungesunder Wettbewerbsverhältnisse“ vom 

24. April 1935, eine weitere zentrale Maßnahme der Presselenkung, wurde 

bestimmt: „Ist in einem Orte eine Mehrzahl von Zeitungsverlagen vorhanden, deren 

Betriebe auf den Absatz einer höheren Auflage angewiesen sind, als nach den 

örtlichen Verhältnissen und gesunden verlegerischen Grundsätzen insgesamt 

vertrieben werden kann, so können zur Herbeiführung gesunder, wirtschaftlicher 

Verhältnisse einzelne Verlage geschlossen werden.““ (Toepser-Ziegert:1984:S.26) 

Solche Anordnungen, die von der Reichspressekammer überwacht wurden, sollten 

nicht lediglich die wirtschaftlichen Verhältnisse befriedigen, sondern auch die 

ideologischen und politischen Verhältnisse klären. „Der parteieigene Eher-Verlag, 

dessen Generaldirektor der Präsident der Reichspressekammer Max Amann war, 

konnte von Verlagsschließungen nur profitieren. Unter dem Deckmantel 

verschiedener Tochtergesellschaften (Standarte Verlags- und Druckerei GmbH, 

Phönix GmbH und Vera Verlags GmbH, später zusammengeschlossen in Herold 

Verlagsanstalt GmbH) kaufte sich Amann ein ansehnliches Presseimperium 

zusammen, dessen Finanzkraft ihm die Möglichkeit zu wirtschaftspolitischen 

Aktivitäten besonderer Art bot. Mit den Profiten aus den auflagenstarken Blättern 

(z.B. Völkischer Beobachter) konnte er die Verluste kleinerer Blätter ausgleichen, 

auf die sich die Partei von der Tendenz her stütze, die aber nicht genug Abnehmer 

fand.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.26f.) 

Der Kriegsbeginn war der Auslöser für weitere finanzielle Manipulationen und 

Gewinne des Eher-Konzerns. Das Papier wurde rationiert (der Papierbedarf der 

einzelnen Zeitungen wurde in weiser Voraussicht schon seit 1936 regelmäßig 

festgestellt) und darüber hinaus wurde durch drei als „kriegsbedingte Maßnahmen“ 
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deklarierte Stilllegungs- bzw. Zusammenlegungsaktionen von Zeitungsbetrieben das 

Aussterben der privateigenen Zeitungen beschleunigt. (Die genaue Zahl der davon 

betroffenen Zeitungsverlage ist nicht mehr festzustellen. Von den rund 2000 bei 

Kriegsbeginn existierenden Zeitungen, erschienen im Februar 1945 noch 700 

einigermaßen regelmäßig.) Der Anteil der parteieigenen Presse an der täglichen 

Gesamtauflage betrug bei Kriegsende ca. 85%, das Verhältnis der parteieigenen 

Presse zur privateigenen Presse bezüglich der Auflage von 1933 hatte sich 

umgekehrt. Die Presselenkung mit wirtschaftlichen Mitteln lief relativ unauffällig 

ab. Die Zeitungsaufkäufe wurden in der Regel den Lesern nicht mitgeteilt, die 

dementsprechend erst nach einiger Zeit durch Abonnementskündigungen reagieren 

konnten. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.27) 

Genauso unauffällig, wie die ökonomische Presselenkung sollte von der Anlage her 

die inhaltliche Presselenkung vor sich gehen. Die Journalisten die zur 

Pressekonferenz zugelassen wurden, wurden überprüft, die Anweisungen, die sie bei 

den Konferenzen bekamen, sollten geheim gehalten und die Aufzeichnungen 

darüber regelmäßig vernichtet werden. Die inhaltliche Presselenkung war 

schwieriger zu garantieren, als die institutionelle und die ökonomische, weil die 

inhaltliche Kontrolle aller Zeitungen Tag für Tag nicht durchführbar war. Die 

Strategie die Journalisten zu Vertrauensleuten des Propagandaministeriums zu 

machen schlug fehl, weil nicht alle ihre Mitwisserschaft mit Stillschweigen 

vergelten wollten. Dementsprechend verschärfte sich im Laufe der Jahre der 

Nachdruck, mit dem die Presseanweisungen eingesetzt wurden, bis zur Einführung 

der wörtlich fixierten „Tagesparole“ (1940), die dem Regierungssprecher keinen 

Spielraum mehr ließ, innerhalb dessen er sonst den vorgegebenen Inhalt formulieren 

konnte. Trotz der inhaltlichen Ausrichtung durch das Propagandaministerium sah 

nicht eine Zeitung wie die andere aus und behielt ihre Tendenz, die sie vor 1933 

deutlich vertreten hatte, bei. Also selbst das Zusammenspiel der drei 

Presselenkungsstrategien erreichte nicht die angestrebte völlige Gleichschaltung und 

einheitliche Ausrichtung der Presse. (vgl.Toepser-Ziegert:1984:S.27f.) 
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8.1.1. Die Pressekonferenzen und die geheimen 

Ministerkonferenzen im Reichspropagandaministerium 

Die Thematik der vorliegenden Arbeit bedingt es, sich mit dem Pressewesen der 

Vorkriegsjahre in Deutschland auseinanderzusetzen. Die wichtigsten Merkmale 

dabei sind die geheimen Ministerkonferenzen, die Presseanweisungen und Dr. 

Joseph Goebbels selbst. Oftmals wird davon ausgegangen, dass das 

Propagandasystem erst zu Zeiten des Zweiten Weltkrieges installiert wurde,  in 

Wahrheit wurde es schon in den Jahren davor ausgearbeitet und präzisiert, um die 

Bevölkerung in die gewünschte Denkrichtung zu leiten und auf das 

nationalsozialistische Gedankengut einzuschwören.. Einen vergleichbaren 

Propagandaapparat hat es in der Geschichte zuvor noch nie gegeben. 

„In einer seltsamen Mischung aus halbmilitärischem Befehlston und der üblichen 

Nazi-Terminologie enthüllen sich Fakten und Techniken jenes totalitären Regimes, 

das durch Propaganda und Terror zwölf Jahre lang in Deutschland geherrscht und 

den Gang der Weltgeschichte geprägt hat. [...] Aber es ist an der Zeit, der Welt 

begreiflich zu machen, dass eine über viele Jahre geübte raffinierte und infame 

Propaganda Gewalt und Terror erst ermöglicht hat. Diese Propaganda hat alle 

Aktionen der Unmenschlichkeit bis zum bitteren Ende abgedeckt. Dass die 

wenigsten Deutschen gewusst haben, was in ihrem Namen auf der Bühne der 

Weltgeschichte gespielt  worden ist, dass sie millionenweise ihre Statistenrolle 

gespielt haben , lässt sich nicht mit rationalen Motiven erklären. Freilich auch nicht  

mit Gewalt und Terror, deren sich die Machthaber bedient haben. Aber vielleicht 

wird manches deutlicher und verständlicher, wenn man erkennt, welche Rolle die 

Propaganda gespielt hat.“ (Willi A. Boelcke, 1966: S. 7) 

Dieses Zitat von Willi Boelcke zeigt, dass den Menschen im Dritten Reich lediglich 

eine Statistenrolle zugebilligt wurde. Der Propagandaminister Joseph Goebbels 

setzte dazu geheime Ministerkonferenzen an, in denen (von ihm) bestimmt wurde, 

worüber die Medien berichten sollten; dabei überließ er nichts dem Zufall. Ziel war 

eine völlige Gleichschaltung der Medien. Anderweitig gesinnte Presse oder 

Rundfunk wurden verboten und deren somit unrechtmäßige Konsumation hart 

bestraft.   
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Ab 1933 trat eine quantitative und qualitative Veränderung der Informationsquellen, 

die der Mehrheit der Journalisten zur Verfügung standen, ein. Die Pressekonferenz 

wurde zu einer Einrichtung der Regierung, die übrigen staatlichen 

Informationsquellen wurden offiziell ausgeschaltet, so dass die Zahl der Quellen 

stark reduziert und eine Konzentration der Information ausgelöst wurde. (vgl 

Toepser-Ziegert:1984, S.29f.) 

Die erste Pressekonferenz, damals noch Pressebesprechung genannt, fand am 3. 

August 1914 auf Aufforderung des Generalstabs im Reichstag statt. Sie hatte zum 

Ziel die Journalisten über die Art und Weise der Berichterstattung durch den 

Generalstab zu informieren. „Die Ausführungen schlossen: „Wir werden ihnen 

nicht immer alles sagen können, aber was wir Ihnen sagen werden, ist 

wahr.“(Pressekonferenz:03.08.1914 zit. In: Toepser-Ziegert:1984, S.29) Fast zwei 

Jahrzehnte später wurde der Anspruch auf Wahrheit nicht mehr erhoben. Stattdessen 

teilte der neue „Meinungsführer“ Goebbels den versammelten Journalisten zur 

Bedeutung und Aufgabe der Presse mit: (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.29f) „Sie 

müssen nicht nur dafür sorgen, dass die Maßnahmen der Regierung dem Volke 

mitgeteilt werden, denn dazu hat die Regierung tausend andere Mittel, sondern 

müssen es als Ihre Aufgabe betrachten, die Maßnahmen der Regierung im Volke 

verständlich zu machen. […] Selbstverständlich sollen Sie hier Informationen 

bekommen, aber auch Instruktionen. Sie sollen nicht nur wissen, was geschieht, 

sondern sollen auch wissen, wie die Regierung darüber denkt und wie Sie das am 

zweckmäßigsten dem Volke klar machen können.“ (Goebbels zit. In: Toepser-

Ziegert:1984:S.31) 

Überlegungen im Generalstab, zur wirkungsvollsten Kontrolle der 

Kriegsberichterstattungen in den Zeitungen, führten zu den ersten 

Pressebesprechungen. Den Vorsitz übernahmen abwechselnd Vertreter des 

Reichsmarineteams, des Oberkommandos und des stellvertretenden Generalstabs. 

Gleichberechtigt gab es daneben einen Ausschuss, den sich die Pressevertreter 

gewählt hatten, „der die Interessen der Versammlung gegenüber den Behörden 

wahrnahm“. Unter Vorsitzendem und Ausschuss traten Vertreter der Behörden und 

der Presse zu völlig freier Aussprache zusammen, deren Inhalt nach Bedarf als 

vertraulich galt. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.31) 
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Diese Informationspraxis wurde bis zum Kriegsende beibehalten und konnte, 

nachdem der Vorsitz ganz an die Journalisten übergegangen war, ihren Stellenwert 

so stabilisieren, dass 1919 als Gegengewicht der „Presseempfang“ eingeführt wurde, 

der im Wechsel mit den traditionellen Pressebesprechungen dreimal wöchentlich 

stattfand. Auf diese Weise war an sechs Tagen der Woche den Journalisten die 

Möglichkeit gegeben, sich Auskünfte zu verschaffen und über Maßnahmen, 

Gedanken und Planungen der Reichsregierung zu unterrichten. (vgl. Toepser-

Ziegert:1984:S.31f.) 

Das erste Anzeichen für Veränderung machten sich schnell sichtbar, indem die 

Pressekonferenz räumlich verlagert wurden und dies passierte bereits eine Woche 

nach der Errichtung des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda 

und der Ernennung von Joseph Goebbels zum Leiter eben dieser. (vgl. Toepser-

Ziegert:1984:S.32) 

Eine weitere Etappe bei der angestrebten Übernahme des Pressebereiches in den 

nationalsozialistischen Propagandaapparat war die Umbildung des Journalisten-

Ausschusses der Pressekonferenz. Entscheidend war die „Neuordnung der Berliner 

Pressekonferenz“ am 1. Juli 1933:„Die Pressekonferenz, die regelmäßig mittags in 

Anwesenheit von Mitgliedern der Reichsregierung abgehalten wird, ist aufgelöst 

worden. […] Die Bedeutung der Neuordnung liegt darin, dass bisher die 

Pressekonferenz als ein selbstständiges Gebilde in Erscheinung trat, das seinen 

eigenen Vorsitz wählte, der seinerseits wieder durch einen ebenfalls gewählten 

Verwaltungsausschuss unterstützt wurde. Künftig fällt diese Selbstständigkeit weg 

und die täglichen Konferenzen, an denen auch in Zukunft festgehalten werden soll, 

kommen Empfängen bei der Reichsregierung gleich […] Die Neuordnung stellt also 

eine Anpassung an die Grundsätze des neuen Deutschland dar, eine Übertragung 

des Führerprinzips auch in diese Institution.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.32f.) 

Mit dieser Umgestaltung behielt sich das Ministerium die Möglichkeit vor, die 

Regeln nach denen die Pressekonferenzen ablaufen sollten selbst zu bestimmen. 

Dazu gehörte auch die Auswahl der Journalisten, die zu den Versammlungen 

geladen wurden. Wer zur Pressekonferenz zugelassen war und einen Ausweis 

erhalten hatte, der musste sich an die neuen Bestimmungen, wie mit den amtlichen 

Informationen zu verfahren sei, halten, andernfalls drohte der Ausschluss. 
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Besondere Vorschriften gab es auch für den Umgang mit den Mitteilungen der 

Pressekonferenz und für ihre Aufbewahrung. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.33) 

8.1.2. Ablauf der Pressekonferenzen 

Der Ablauf der einzelnen Pressekonferenzen war folgendermaßen: der 

stellvertretende Reichspressechef, der jeweilige Leiter der Abteilung Presse im 

RMVP oder einer seiner Referenten, trug den versammelten Journalisten in knappen 

Sätzen die Informationen vor, die aus den einzelnen Ministerien oder der 

Reichskanzlei weitergeleitet worden waren. Auch Anliegen der Partei wurden hier 

formuliert. Das Auswärtige Amt wurde durch einen eigenen Sprecher vertreten. Jede 

Meldung wurde anschließend durch den Sprecher erläutert und danach war 

Gelegenheit für die Journalisten Fragen zu stellen, die je nach Thema mehr oder 

weniger ausführlich beantwortet wurden. Die Pressekonferenzen waren auch der 

Ort, wo die vertretenen Zeitungen von der Regierung einer Kritik unterzogen 

wurden. Blätter, die die Anweisungen vom Vortag in ihrer Ausgabe nicht 

ausreichend gewürdigt hatten, erhielten eine öffentliche Ermahnung, andererseits – 

sehr viel seltener – wurden Zeitungen auch lobend erwähnt, die durch ihre Beiträge 

oder die Aufmachung dem Propagandaministerium oder anderen offiziellen Stellen 

positiv aufgefallen waren. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.34) 

8.1.3. Die Presseanweisungen und die Journalisten 

Dreieinhalb Monate nach der „Neuordnung der Reichspressekonferenz“ sah es der 

Propagandaminister als Notwendigkeit, in die aktuelle Gestaltung der deutschen 

Tagespresse einzugreifen, nachdem er durch das Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 

1933 signalisiert hatte, dass es sein Ziel war eine leicht kontrollierbare Presse zu 

haben. Um dieses Ziel zu erreichen macht er auch nicht vor der Disziplinierung der 

parteieigenen Presse halt, denn deren Vertreter schlugen manchmal bei der 

Formulierung ihrer Artikel über die Stränge. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.39f.) Auf 

der Pressekonferenz vom 20. Oktober 1933 wurde den Journalisten mitgeteilt, 

welches Selbstverständnis ihnen Goebbels zugedacht hatte und welche 

Konsequenzen für sie und ihre Arbeit damit verbunden waren: „Man will nicht, dass 

überall einheitlich geschrieben wird, […] aber die konkreten Anweisungen der 

Regierung und die Gesamtlinie müssen unter allen Umständen eingehalten werden. 

Das bedeutet praktisch, dass bis in die kleinsten Einzelheiten hinein die 
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Regierungsanweisungen die stärkste Berücksichtigung erfahren müssen. […] die 

Regierung entschlossen sei, alle Schriftleiter, insbesondere die Chefredakteure, 

persönlich zur Verantwortung zu ziehen, wenn irgendwelche Verstöße passieren, 

[…] die Mitglieder der Pressekonferenz in Berlin nicht wie früher als Vertreter 

ihrer Zeitungen gegenüber der Regierung gelten, sondern umgekehrt auch die 

Vertrauensmänner des Ministers Goebbels gegenüber den Zeitungen sind und dass 

ihren Anweisungen usw. eine Art amtlicher Charakter zukommt.“ (Toepser-

Ziegert:1984:S.39) 

Verbunden mit diesem „amtlichen Charakter“ war eine Geheimhaltungsstrategie, 

deren Umsetzung und Terminologie für einige Verwirrung unter den Journalisten 

sorgte. Es gab drei Gesichtspunkte, unter denen die Mitteilungen der 

Pressekonferenz ausgegeben wurden: 

 

1. für die Veröffentlichung zu verwerten, 

2. vertraulich, aber zur Weitergabe an die Redaktion, 

3. streng vertraulich, nur für die Mitglieder der Pressekonferenz. (vgl.Toepser-

Ziegert:1984:S.40) 

Zwei Tage vor der Veröffentlichung des Schriftleitergesetzes wurde ein Exempel 

statuiert, das die Teilnehmer der Pressekonferenz einschüchterte und Gelegenheit 

bot, ihren Umgang mit den „streng vertraulichen Informationen der 

Reichsregierung“ noch einmal gründlich zu überprüfen und notfalls neu zu regeln. 

Eine Korrespondenz war verboten worden und dem verantwortlichen Redakteur war 

die Zulassungskarte zur Pressekonferenz entzogen worden, weil er die 

Vertraulichkeit der Information nicht respektiert hatte. Als Konsequenz wurde den 

Journalisten „nahegelegt, keinerlei vertrauliche Mitteilungen telefonisch weiter zu 

geben, sondern diese nur innerhalb eines geschlossenen Briefes den 

Chefredakteuren persönlich zu übermitteln.“ Seitens der Regierung wurde sogar 

daran gedacht zu dem, sich in Vorbereitung befindlichem Schriftleitergesetz ein 

Zusatzprotokoll herauszugeben, in dem die Verantwortlichkeit der Mitglieder der 

Pressekonferenz geklärt werden sollte. (vgl. Toepser-Ziegert:1984:S.41) 
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„Im Oktober 1934 wurden auf Wunsch von Goebbels „allen deutschen 

Schriftleitern“ […] „Richtlinien für die Gesamthaltung der deutschen Presse“ 

bekannt gegeben mit dem Hinweis „es ist erwünscht, schon im Hinblick auf 

eventuelle Einstellungen in der feindlichen Emigranten- und Judenpresse, dass 

darüber, ohne auf interne Einzelheiten einzugehen, in der Presse berichtet wird.“ 

(Toepser-Ziegert:1984:S.42) 

Im Juli 1936 wurde erneut seitens des Propagandaministeriums versucht, das leidige 

Thema des Umgangs mit den „vertraulichen Mitteilungen“ durch die Aufstellung 

von neuen „Richtlinien“ in den Griff zu bekommen. Danach war das Verfahren ganz 

genau vorgegeben: 

„Das tägliche von den Vertretern der Pressekonferenz[…]eingehende vertrauliche 

Material ist entweder in einer Redaktionskonferenz mündlich bekannt zu geben oder 

im Umlauf verschlossen in einer Ledermappe denjenigen Schriftleitern zuzuleiten, 

die unbedingt von ihnen Kenntnis haben müssen[…] Ältere und überholte 

vertrauliche Mitteilungen können nach angemessener Frist vernichtet werden. Über 

die Vernichtung, die durch Verbrennen oder durch Papierwolf geschehen muss, 

muss ein Protokoll angefertigt werden, das von dem Hauptschriftleiter und einem 

Zeugen zu unterzeichnen ist.“ (Toepser-Ziegert:1984:S.43) 

8.2. Presseanweisungen 

Presseanweisungen gab es nicht nur während des Zweiten Weltkrieges, diese Form 

der Medienkontrolle wurde schon weit früher gebraucht. 

Schon zu Zeiten des Ersten Weltkrieges wurden bei Pressekonferenzen 

Presseanweisungen erteilt, wie ebenso in der Zwischenkriegszeit, jedoch noch nicht 

in der Form, wie es während des Zweiten Weltkrieges üblich war. (vgl. Wilke:2007, 

S.128) 

„[…]Goebbels berief fast täglich zu festgesetzter Stunde am Vormittag seine 

engeren Mitarbeiter zur  geheimen „Ministerkonferenz“ im 

Reichspropagandaministerium zusammen. [...] Mit der Ministerkonferenz, keine 

„Konferenz“ im eigentlichen Sinne, hat sich Goebbels seine eigene geheime 

Befehlsbühne geschaffen. Hier erteilte er täglich seine mündlichen Weisungen für 

alle Bereiche der Propaganda und kontrollierte teilweise die Durchführung. Die 
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Konferenz entwickelte sich gewissermaßen zur „Kommandobrücke!“ der deutschen 

Propagandakriegführung. Hier gab Goebbels die Befehle und verkündete die 

Propagandaparolen und Sprachregelungen. Der Stil der Konferenz war ganz auf 

seine Person zugeschnitten.  Er gab ihr das Gepräge und stand im alles 

beherrschenden Mittelpunkt. Er alleine dekretierte, stellte in erster Linie Fragen, 

verteilte Lob und Tadel, blitzte mit Einfällen , machte kritische Alleingänge , 

bezeichnete die Argumente und ließ Gegenargumente kaum gelten. Und er alleine 

bestimmte, was aktuell und „volksnah“ sei. [...] Die Mehrzahl der 

Konferenzteilnehmer hielt es für klüger, weder Fragen zu stellen noch Bedenken zu 

äußern.“ (Boelcke:1967, S.8) 

8.2.1. Anzahl der Presseanweisungen 

„Wie viele Anweisungen an die Presse im Dritten Reich erteilt wurden, lässt sich 

genau genommen gar nicht mehr feststellen. Für die komplette Zählung müsste man 

alle Anweisungsbereiche einbeziehen, und dazu gehörten die Berliner 

Pressekonferenzen nicht alleine. Davon abgesehen bliebe fraglich, ob Anweisungen 

auch tatsächlich vollständig dokumentiert sind. Zudem müsste festgelegt werden, 

wie man diese im Einzelnen identifiziert bzw. voneinander abgrenzt.  Gleichwohl 

gibt es in der vorliegenden Literatur gewisse Annahmen zur Gesamtzahl der NS-

Pressenanweisungen. Walter Hagemann hat sie auf 50 000 bis 80 000 geschätzt, 

Toepser-Ziegert spricht von 80 000 bis 100 000.“ (Wilke: 2007, S 142) 

Die Presseanweisungen in der Vorkriegszeit, also in den Jahren 1933 bis 1939 

lassen sich hingegen ungefähr zählen. In den Jahren von Mai 1933 bis Ende August 

1939 sollen 15 311 solcher Anweisungen an die Schriftleiter erteilt worden sein. 

(vgl. Wilke:2007, S.143) 

Es war streng untersagt die Presseanweisungen aufzuheben, da deren Form und 

Inhalt als geheim galt. Es gab jedoch einige Journalisten, die sehr mutig waren und 

die Aufzeichnungen versteckten und so konnten viele Presseanweisungen für die 

Nachwelt erhalten bleiben.  

„Wir wüssten heute vermutlich nichts über Inhalt und Form der 

Presseanweisungen, hätten nicht einzelne Journalisten – mutig und  unter 

Inkaufnahme von persönlicher Gefahr – gegen die erlassenen Auflagen verstoßen 
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und für eine Überlieferung an die Nachwelt gesorgt. Durch sie sind mehrere 

Sammlungen von Anweisungen erhalten geblieben, von 1933 an bis zum Ende des 

Dritten Reiches.“ (Toepser-Ziegert: 1984, S. 35)  

8.2.2. Presseanweisungen zum Thema jüdische 

Flüchtlinge/Emigranten 

Zsg. 101/3/88/Nr.264               vom 12. Februar 1934 

Die deutsche Regierung bewahrt gegenüber den außenpolitischen Tendenzen des 

neuen französischen Kabinetts eine abwartende Haltung, da noch nicht klar 

ersichtlich ist, in welcher Richtung tatsächlich die neue Regierung in der 

Abrüstungsfrage insbesondere vorgehen wird. Aus diesem Grunde sind 

Erörterungen über die außenpolitischen Tendenzen Frankreichs im Augenblick 

pressepolitisch nicht am Platze. Die internationale Abrüstungsdiskussion ist sehr 

erheblich ins Stocken geraten. Die Regierung bittet ferner über die innerpolitisch-

französischen Vorgänge nach wie vor Zurückhaltung zu üben, wenn auch 

naturgemäß sachliche ausführliche Berichte gebracht werden sollen. Dass z.B. in 

Paris deutsche Emigranten verhaftet wurden, kann in größerer Aufmachung 

erscheinen, da die Regierung schon immer vor dem Treiben der Emigranten 

gewarnt hat. (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1985, S. 79) 

 

Zsg. 101/5/89/Nr. 1187          vom 14.März 1935 

Vielfach liest man,, dass jüdische Emigranten und Auswanderer in Palästina 

schlechte Berufsaussichten hätten. Das Reich hat keinerlei Interesse daran, die 

Auswanderung von Juden und Emigranten nach Palästina damit zu erschweren. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1987, S. 146) 

s.a. Zsg. 102/1/32 (3)         vom 14. März 1935 

Ferner wurde in der Pressekonferenz bemerkt, dass verschiedene Zeitungen, sogar 

nationalsozialistische, von Einwanderungsschwierigkeiten für die Juden in 

Palästina und anderen Ländern berichtet hätten. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1987, 

S. 146) 
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Zsg. 102/10/200/ (5)           vom 20. Juni 1938 

„Über die „Judenverfolgung“ in Berlin und im Reiche berichtet das Ausland nach 

wie vor in großer Aufmachung. Die Gründe für diese Ereignisse seien bekannt. Die 

Bevölkerung sei erregt über die „Emigration“ der Juden nach Berlin, wo mehrere 

Tausend in den letzten Monaten zugezogen seien. Sie hätten geglaubt, in der 

Großstadt eher untertauchen zu können. Es seien zahlreiche neue jüdische 

Geschäfte eröffnet worden, vorhandene hatten erweitert werden können. Eine 

allgemeine Lauheit sei gegenüber der Judenfrage unverkennbar, besonders was den 

Kauf bei Juden angehe. Dies seien die Gründe, die zu einer spontanen Aktion 

geführt hätten. Über das, was am Samstag von DNB gesagt worden sei, brauche 

man bei der Berichterstattung nicht hinauszugehen. Bei neuen Erscheinungen 

würden neue offizielle Mitteilungen ausgegeben werden.“ (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:1999, S. 592) 

Zsg. 102/11/31/30 (4)            vom 15. Juli 1938 

Auswärtiges Amt: Die Konferenz von Evian ist nun auseinandergegangen, ohne 

dass viel herausgekommen wäre. Wir haben an sich keinen Anlass, die 

Angelegenheit besonders aufzumachen. Vor allem wird dringend gebeten, die 

Empfehlungen, dass die Ausreiseländer gewissermaßen hilfreich mittätig sein 

sollen, absolut zu ignorieren. In der einen oder anderen Form freundlich anerkannt 

werden, dass sich einige südamerikanische Staaten dagegen gewandt haben, dass 

die Schlussresolution [Ausfälle gegen Deutschland] enthält. (Nach dieser 

Bemerkung können (gestr.: wir) also [auch wir] (gestr.: auch wie) über die 

Konferenz etwas bringen. Der Vertreter des Auswärtigen Amts hat uns noch 

gebeten, vielleicht den Gedanken mitzuverwenden, dass jetzt jene Staaten sich 

besonders eifrig betätigen, die seinerzeit nach Kriegsschluss die Deutschen rigoros 

über Nacht aus ihren Grenzen verwiesen haben, dabei soll jedoch das Wort Elsass 

nicht fallen.) (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 656f.) 

      Zsg. 102/13/12/37 (2)                                                             vom 8. November 1938  

      Im Laufe des Nachmittags werde eine Blütenlese von Urkunden Zeugnis 

ablegen für  den Geisteszustand der Emigrantenkreise und des internationalen 

Judentums. Darunter würden auch Gedichte sein. Das Attentat müsse wiederum auf 
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der ersten Seite behandelt werden. Der Gedanke, der in einigen Zeitungen zum 

Ausdruck gekommen sei, dass die französischen Sender allgemein nicht mehr für 

die Propaganda der Juden zur Verfügung stünden, sei falsch. Die seinerzeit 

erlassene Anordnung der französischen Regierung betreffe nur die privaten Sender. 

Dass zum Beispiel Strassburg nicht gemeint war, sei gestern Abend bewiesen, wo 

Strassburg den Attentäter als harmlosen jungen Knaben hingestellt habe, den man 

nicht voll verantwortlich (ma)chen könne. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 

1052) 

Zsg. 102/13/36-37            vom 15. November 1938  

Die Presse muss schon morgen früh alle Meldungen in großer Aufmachung 

bringen, nach denen andere Länder sich gegen die Aufnahme von Juden mit allen 

Mitteln zur Wehr setzen. So liegen z.B. Meldungen vor, dass in Belgien 

Konzentrationslager für jüdische Emigranten eingerichtet werden. Polen wehrt sich 

gegen die Zurücknahme seiner eigenen jüdischen Staatsangehörigen, die im 

Ausland leben, weil es nicht weiß, was es mit den ganzen Juden anfangen soll. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1079f.) 

Zsg. 102/13/38-39/30 (11)          vom 17. November 1938  

[…] In viel stärkerem Maße als bisher müsse in den nächsten Tagen, mindestens 

für eine Woche, alles herausgestellt werden, was irgendwie zeige, dass 

ausländische Regierungen sich weigern, Juden bei sich aufzunehmen. Ebenso sei 

groß aufzumachen und zu kommentieren, was über schlechte Behandlungen von 

Juden in anderen Ländern gemeldet werde, insbesondere auch über Überführung 

ins Konzentrationslager. […] (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1084ff.) 

Zsg. 102/13/43 (6)                     vom 19. November 1938  

Die Anweisungen zur Judenfrage seien offenbar nicht überall verstanden worden. 

Es soll das Wirken der Juden in Deutschland gezeigt werden, in der 

Arbeiterbewegung, im Liberalismus, in der Kultur, in der Finanz, am Hofe, 

während des Krieges, beim Munitionsarbeiterstreik, im letzten Kriegsjahr, in der 

Novemberrevolte, in den ersten Regierungen der Republik, in der Korruption usw. 

Die Tendenz sei ebenfalls missverstanden worden. Gegen die Spießer heiße nicht, 
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dass man durch Schlagzeigen den Eindruck erwecken soll, als seien große Teile des 

Volkes mit den Maßnahmen gegen die Juden nicht einverstanden. Die Artikelserie 

müsse in allen Zeitungen mit der deutlichen Tendenz schließen: Deutsches Volk, du 

hast jetzt lesen können, wie und wo dir die Juden geschadet haben, wenn du nun 

noch einen griesgrämigen Volksgenossen triffst, so weißt du, dass er einer von 

denen ist, die es immer noch nicht begriffen haben, die also zu den ständigen 

Neinsagern gehören. Notiere ihn dir. Das sind die Männer, die dem Führer in den 

Rücken fallen. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1059f.) 

Zsg. 102/17/132/29 (4)             vom 5. Juni 1939 

Ministerialdirektor Wohlthat fährt in nichtamtlicher Eigenschaft nach London zu 

informatorischen Besprechungen über die planmäßige Abwanderung der Juden. 

Berichterstattung für die deutsche Presse gesperrt.  (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:2001, S. 539) 

Zsg. 102/17/146/81           vom 8. Juni  1939   

Über die bevorstehende Rückkehr der in Cuba nicht zugelassenen jüdischen 

Emigranten darf nicht berichtet werden. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 550) 

Zsg. 102/17/155/59 (2)            vom 10.Juni 1939  

Judenauswanderung: Es ist nicht zweckmäßig, wenn die Presse sich mit der 

Zurückweisung von ausgewanderten Juden durch andere Länder (z.B. Cuba) 

beschäftigt. Das hätte höchstens zur Folge, dass Juden in ihrem 

Auswanderungsentschluss wankend werden. Das gleiche gilt für Meldungen über 

Festnahmen von unerlaubt nach Palästina eingewanderter Juden. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.559) 

Zsg. 102/18/253/48 (9)               vom 6 Juli 1939  

Heute oder morgen erscheint im Reichsgesetzblatt zehnte Verordnung vom (sic; 

zum) Reichsbürgergesetz…Grundsatz, dass alle Juden in Deutschland mit oder 

ohne Staatsangehörigkeit, auch staatenlose, zwangsweise der Vereinigung 

angehören. Aufgabe der Vereinigung; Auswanderung betreiben, Träger des 

jüdischen Schulwesens, Träger der jüdischen Wohlfahrtspflege. Auswanderung 
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bleibt Hauptzweck, die Vereinigung soll alles vorbereiten, was die jüdische 

Auswanderung fördern könnte. Sie soll auch die deutsche Vertretung gegenüber 

ausländischen jüdischen Organisationen sein. In diesem Sinne unmittelbare 

Beziehungen zu den Maßnahmen, die aus den Verhandlungen mit Rublee notwendig 

geworden sind. Nach außen soll die Vereinigung dokumentieren, dass die Juden 

ihre eigene Vertretung haben. Die Reichsvereinigung stützt sich ordentlich auf die 

jüdischen Kultusvereinigungen, die als religiöse Vereinigungen bestehen und denen 

die neuen Aufgaben zugewiesen werden: Auswanderung, Schulwesen, 

Wohlfahrtspflege. Gleichzeitig werden die Kultusvereinigungen alle Juden 

umfassen, also nach rassischen Gesichtspunkten zusammengesetzt sein und nicht 

nach glaubensmäßigen. (Wir werden die Verordnung, über deren Länge allerdings 

noch nichts bekannt ist, im Wortlaut geben.) (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 

662) 

Im Folgenden wird die Person Joseph Goebbels und seine Bedeutung im NS-

Regime näher durchleuchtet. 

8.3. Joseph Goebbels und das NS-Regime 

Joseph Goebbels war nach Adolf Hitler der zweitwichtigste Mann des NS-Regimes 

vor und während des Zweiten Weltkrieges. Er verfügte über die Möglichkeit, die 

öffentliche Meinung zu dirigieren und zu leiten. Es lässt sich vermuten, dass ohne 

sein Zutun der Krieg niemals in dieser Dimension hätte geführt werden können.  

Willi A. Boelcke beschäftigte sich in seinem Werk „Kriegspropaganda 1939-1941“ 

unter anderem auch sehr eingehend mit der Person Joseph Goebbels:  

„Gemessen an den politisch-propagandistischen Traditionen, denen wir schon mit 

den Anfängen staatlichen Lebens begegnen, füllte das Leben und das Wirken des 

Dr. Paul Joseph Goebbels eine verschwindend kleine Zeitspanne. Doch sie war lang 

genug, um die Gewalt der politischen Propaganda zu entfesseln und in einer Weise 

wirksam werden zu lassen, wie es bis dahin kaum grausamer und erschreckender 

geschehen war. Nicht einmal anderthalb Jahrzehnte stand Deutschland, und nicht 

das Deutsche Volk alleine, unter dem Einfluss jener geistigen Opiate, die die 

Goebbelssche Propagandakunst täglich hervorbrachte. Aber diese relativ kurze Zeit 

demonstrierte aller Welt, welche ungeheuerliche Macht, welche zerstörerische 
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suggestive Kraft aller Propaganda innewohnen kann und von ihr auszugehen, 

vermochte.“ (Boelcke: 1996. S. 11) 

Aus heutiger Sicht lässt sich vermuten, dass während und unmittelbar nach dem 

Zweiten Weltkrieg die Gegner Deutschlands dazu neigten, das nationalsozialistische 

Propagandasystem und die Rolle die es bei der Sicherung und Aufrechterhaltung der 

Herrschaft des Dritten Reiches, zu unterschätzen.  (vgl. Bramsted:1971, S.11) 

„Obgleich man Goebbels‘ erstaunlich vielseitige Talente, seine Geschicklichkeit in 

Dingen der Taktik, seine Triebkraft und Tüchtigkeit und – was allerdings schwer 

abschätzbar ist – die Wirkung, die seine Bemühungen auf das deutsche Volk gehabt 

haben, vollauf anerkennen muss, gibt es wenig Beweise dafür, dass dieser 

unermüdliche Verkünder seines Führers in den Jahren nationalsozialistischer 

Herrschaft wesentlichen Einfluss auf Hitlers wichtigste politische Entscheidungen 

gehabt hätte.“ (Bramsted:1971, S.11) 

Wenn man die Tätigkeiten des Reichsministeriums für Volksaufklärung und 

Propaganda verstehen möchte, muss man einerseits den Charakter und die 

Mentalität seines Ministers begreifen und andererseits muss man wie ein totalitärer 

Staat die damals modernen Massenmedien (Presse, Radio, Kino) und die riesigen 

Massenversammlungen konzentrierte und handhabte. Die historische Bedeutung 

von Goebbels liegt sowohl in seiner auf Effekte zielenden Politik und auch seiner 

hohen Stellung, durch diese es ihm möglich war, sich in einem totalitären System 

volle Geltung zu verschaffen. (vgl. Bramsted:1971, S.11f) „Ein erfolgreicher 

Propagandist des zwanzigsten Jahrhunderts muss zwei Fähigkeiten besitzen, er 

muss die Gefühle und Gedanken der Massen intuitiv erfassen, und er muss imstande 

sein, ihnen Nachrichten zu übermitteln, die ihre Aufmerksamkeit fesseln, die ebenso 

einfach wie anziehend sind.“ (Bramsted:1971, S.15) 

Das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, soll laut 

Gründungserlass, das Ziel verfolgen „Aufklärung und Propaganda unter der 

Bevölkerung über die Politik der Reichsregierung und den nationalen Wiederaufbau 

des deutschen Vaterlandes voranzutreiben.“ (Reuth:1990, S.269) In Wahrheit 

handelte es sich jedoch um eine „geistige Mobilmachung bei den Menschen in Gang 

zu setzen, sie so lange zu bearbeiten, bis sie uns verfallen sind.“ (Goebbels:1933 zit. 

In: Reuth:1990, S.269) „Das Volk müsse anfangen, einheitlich zu denken, einheitlich zu 
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reagieren und sich der Regierung mit ganzer Sympathie zur Verfügung zu stellen.“ 

(Goebbels:1933 zit. In: Reuth:1990, S. 269) Das Volk als williges Instrument Hitlers 

spiegelte Goebbels Vorstellung von einem „einig Volk“ (Goebbels:1933, zit. In: 

Reuth:1990, S.270)  wieder. (vgl. Reuth:1990, S. 270) „Wenn diese Regierung entschlossen 

sei, niemals zu weichen, niemals, nimmer und unter keinen Umständen, dann werde sie sich 

auf Dauer nicht damit zufrieden geben können, 52 Prozent hinter sich zu wissen, um damit 

die übrigen 48 Prozent zu terrorisieren, sondern sie werden ihre nächste Aufgabe darin 

sehen, die übrigen 48 Prozent für sich zu gewinnen.“ (Goebbels:1933 zit. In: Reuth:1990, S 

270) 

8.3.1. Das Leben von Joseph Goebbels 

Dr. Paul Joseph Goebbels wurde am 29. Oktober 1897 in der deutschen 

Industriestadt Rheydt geboren. Sein Vater, Friedrich Goebbels, war Buchhalter in 

der Dochtfabrik W.H. Lennartz in Rheydt. Seine Mutter, Maria Katharina Goebbels, 

war die Tochter eines Hufschmiedes und kam aus der Gegend von Aachen. (vgl. 

Hachmeister, 2005 S.11)  

Goebbels hatte  sechs Geschwister, wuchs jedoch nur mit vier von ihnen auf, da 

zwei seiner drei Schwestern im Kindesalter starben. Nur die jüngste Schwester, 

Maria Goebbels, überlebte. Goebbels Vater übte schon sehr früh enormen Druck auf 

seine Söhne aus. Er wollte, dass seine Nachkommen von der kleinbürgerlichen in 

die gutbürgerliche Gesellschaft aufsteigen. (vgl. Altstedt:1999. S.10) 

„So sehr Joseph und seine Geschwister die „spartanische Zucht“ ihres Vaters 

fürchteten, so sehr schätzen sie die Güte ihrer zu Schwermut neigenden, schlichten 

Mutter. Mit ihr verband Joseph eine besonders innige Verbindung und auch sie war 

ihrem Viertgeborenen sehr zugetan.“ (Reuth:1990, S.13) 

Drei Merkmale aus Goebbels Kindheit und Jugend sind wichtig, um den 

Propagandisten Goebbels zu kennen. Seine körperliche Missbildung ist das erste 

dieser Merkmale. Im kindlichen Alter erlitt er eine Kinderlähmung; sein linkes Bein 

war nicht nur gelähmt, sondern zusätzlich noch zehn Zentimeter kürzer, als das 

rechte Bein. Später ließ er die Menschen in dem Glauben, dass er während dem 

Ersten Weltkrieg verwundet worden sei und daher seine Behinderung käme, doch in 

Wahrheit hatte er nie als Soldat gedient. (vgl. Bramsted:1971, S. 47) Diese Lüge, 

die er der Welt erzählte, spiegelte seinen seit jeher in ihm lebenden 
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Wunschgedanken, dass er Teil des Krieges sein hätte können, wieder. 1914 schrieb 

Goebbels in einem Schulaufsatz: „der Soldat, der für Weib und Kind, für Herd und 

Haus, für Heimat und Vaterland hinauszieht, um sein frisches junges Leben 

dahinzugeben, leistet dem Vaterland den vornehmsten und ehrenvollsten Dienst.“ 

(Goebbels:1914 zit. In: Reuth:1990, S22f)  

 „Seine Rivalen und diejenigen, die ihm kritisch gegenüberstanden, haben sich, 

vielleicht zu oft, auf seine Missgestalt berufen. […] seine boshaften Bemerkungen 

hinter dem Rücken anderer, sowie seine Eifersucht besser aussehenden Rivalen 

gegenüber, lassen sich teilweise aus seiner physischen Beeinträchtigung erklären; 

aber seine Talente waren wenig durch sie beeinflusst. Goebbels‘ melodische 

rheinländische Stimme und seine enorme rednerische Begabung sind ebenso 

charakteristisch für ihn wie sein „unnordisches“ Aussehen und seine Lähmung; sie 

aber kann die Redegabe nicht „erklären“, obwohl es wahr ist, dass die physische 

Behinderung seinen Witz, seine angeborene Rastlosigkeit und seine Bosheit 

gefördert haben. Einer seiner Rivalen bemerkte nach seinem Tod: „Alle seine 

Energien mussten sich in einem Brennpunkt sammeln: diesen Gesunden, Frohen, 

Geraden zu zeigen, dass er auch etwas leisten konnte.““ (Bramsted:1971, S.47f.) 

Das zweite dieser Merkmale war, dass er aus kleinbürgerlichen Verhältnissen einer 

kleinen rheinländischen Industriestadt stammte; „seine Vorfahren kamen aus den 

unteren Bevölkerungsschichten“. (vgl. Bramsted:1971, S. 48) 

Entgegen dem Wunsch des Vaters, der seinen Sohn im Staatsdienst sehen wollte, 

schrieb sich Goebbels an der philosophischen Fakultät ein. Goebbels erwähnte 

vielmals, wie sehr es ihn bedrücke, dass er nie in den Staatsdienst eintreten konnte, 

jedoch war ein Vorteil davon, dass er seine Studien sofort aufnehmen konnte. Zu 

dieser Zeit war es üblich, dass Studenten in Deutschland an mehreren Universitäten 

studierten, jedoch kaum einer im selben Übermaß wie Joseph Goebbels; denn er 

besuchte acht Universitäten: Bonn, Freiburg, Heidelberg, Würzburg, Köln, 

Frankfurt, Berlin und München und promovierte schließlich 1921 in Heidelberg. 

(vgl. Bramsted:1971:S.48f.) 

Das dritte, wichtige Merkmal, um den Agitator Goebbels zu verstehen ist der 

Katholizismus. Seine beiden Eltern waren fromme Katholiken, die regelmäßig mit 

ihren Kindern beteten. Durch seine schulischen Erfolge, hegten seine Eltern 
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Hoffnungen, dass ihr kränkliches Kind später Priester werden könnte, was für die 

Katholiken in ihrer Schichte eine große Ehre war. (vgl. Bramsted:1971: S.50) 

Er trat dem „Unitas“ Verband (einer katholischen Korporation) in Bonn bei, jedoch 

nachdem diese einen seiner Freunde ausschloss, trat er wieder aus. Zur 

Unzufriedenheit seiner Eltern scheint sich Goebbels hier schon vom katholischen 

Glauben abgewendet zu haben. Schon bald sollte für Goebbels der Führer den Platz 

des Erlösers einnehmen. Im Gegensatz zu Hitler und Himmler konnte er jedoch 

seine katholische Erziehung nie ganz ablegen, dies zeigt sich unter anderem darin, 

dass er seine Kinder taufen ließ. Auch wenn er den Katholizismus nicht mehr 

auslebte, konnte er ihrer Macht und Anziehungskraft doch viel abgewinnen und 

hatte absolut kein Verständnis für liberale oder protestantische Überzeugungen.  

(vgl. Bramsted:1971, S. 51) Lange bevor Goebbels mit Hitler und der 

nationalsozialistischen Partei in Berührung kam, befürwortete er einen autoritären 

Kollektivismus, eine Art „wohlwollender“ Diktatur. Hitler wurde in seinen Augen 

ein Übermensch, der mit unanfechtbarer Autorität ex cathedra sprechen durfte.“ 

(Bramsted:1971, S. 52) 

Sein Studium diente zwar dazu seinen unruhigen Intellekt zu nähren, jedoch war die 

Universität nicht der richtige Ort für seine Ambitionen und Talente. Aufgrund seiner 

Verkrüppelung und seiner Intention sich aus den einfachen Verhältnissen seiner 

Vorfahren zu erheben, war er erfüllt von dem Wunsch jemand zu sein. 

Rückblinkend scheinen seine ersten misslungenen Versuche journalistischer 

Ambitionen eine wichtige Rolle in seinem ausgeprägten Antisemitismus gespielt zu 

haben.  Kurz nach seinem Abschluss an der Universität versuchte er eine Anstellung 

beim „Berliner Tagesblatt“ zu erlangen. Seine eingereichten Artikel befassten sich 

von „Sozialisierung“ bis hin zu „Christliche Gedanken und Sozialismus“. Der 

damalige Chefredakteur des „Berliner Tagesblatts“, Theodor Wolff, der wie auch 

der Zeitungsbesitzer, Jude war, schickte jedoch alle wieder an ihn zurück. (vgl. 

Bramsted:1971, S. 50) 
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8.4. Die Denunzierung der Juden  

„Die Juden sind eine Rasse, die ausgetilgt werden muss; wo immer wir nur einen 

erwischen, geht es mit ihm zu Ende.“ – Generalgouverneur Hans Frank. (Frank zit. 

In: Bramsted:1971, S. 497) 

Seit Beginn der Zwanzigerjahre war Goebbels ein unbekehrbarer Nationalsozialist. 

Sein fanatischer Antisemitismus war ein Mittel für seine geschickte Propaganda. 

Sein blanker Hass gegenüber dem jüdischen Volk, könnte aus einem 

Minderwertigkeitsgefühl gegenüber einer erfolgreichen und für ihn fremdartigen 

Menschengruppe stammen. (vgl. Bramsted:1971, S. 497) Schon im Jahr 1929 

schrieb er im „Angriff“: „Wer den Juden schont, der versündigt sich am eigenen 

Volk. Man kann nur Judenknecht oder Judengegner sein. Die Judengegnerschaft ist 

eine Sache der persönlichen Sauberkeit.“ (Goebbels:1929 zit. In: Bramsted:1971, S. 

497)  

In den Jahren als Joseph Goebbels als Minister tätig war, durchlief er in seiner 

antisemitischen Propaganda verschiedene Phasen, in der Wahl der Methoden zeigte 

sich die Konsequenz seiner judenfeindlichen Einstellung, die sich im Laufe der Zeit 

nie wirklich änderte, jedoch intensivierte. (vgl. Bramsted:1971, S. 498)                           

Ende August 1941 schrieb Goebbels in sein Tagebuch: „Ich habe den Kampf gegen 

das Judentum in Berlin im Jahr 1926 aufgenommen und es wird mein Ehrgeiz sein, 

nicht zu ruhen und nicht zu rasten, bis der letzte Jude Berlin verlassen hat.“ 

(Goebbels:1941 zit. In: Bramsted:1971, S. 498) Während der Jahre des Dritten 

Reiches arbeiteten Goebbels und Hitler taktisch daraufhin die Juden zu vertreiben, 

nicht nur aus Berlin, sondern aus ganz Deutschland; zwar änderten sie oft die Mittel, 

jedoch das Endziel der Massenvernichtung verloren sie nie aus den Augen. (vgl. 

Bramsted:1971, S.498) 

Am 1. April 1933 wurde durch die SA ein Boykott jüdischer Geschäfte, und auch 

jüdischer Ärzte und Rechtsanwälte organisiert, die als Antwort für die „Gräuel-und-

Boykott-Aktion“, die angeblich von jüdischen Organisationen in London und New 

York gegen das neue Regime in Deutschland durgeführt worden waren, dienen 

sollte. Wenige Tage nach dem feierlichen „Tag von Potsdam“, am 21. März, an dem 

Reichskanzler Hitler und Präsident von Hindenburg in einem gemeinsamen 

Auftreten der Nation die Verbindung des alten Preußen und des modernen 
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Nationalsozialismus aufzeigten, wurden diese ersten öffentlichen judenfeindlichen 

Maßnahmen der Hitler-Regierung bekanntgegeben. Die judenfeindlichen 

Vorgehensweisen von Hitler und Goebbels wurden von Hindenburg nicht gerne 

gesehen, weswegen sie vorsichtig vorgehen mussten. (vgl. Bramsted:1971, S.498) 

Goebbels Rede am Tag der Ausrufung des Boykotts in Berlin war zwar noch nicht 

so radikal wie sie in späteren Jahren werden würden, enthielt jedoch schon viele 

seiner auch später noch gebrachten antijüdischen Argumente. Er sprach von der 

internationalen Macht des Judentums, das sich gegen das Dritte Reich verschworen 

hat und fügte das Schlagwort der Kollektiv-Verantwortung hinzu, was so viel 

bedeutet, wie dass man die deutschen Juden verantwortlich machen könne, was 

andere Juden im Ausland getan haben. (vgl. Bramsted:1971, S. 498) „Wenn sie 

heute erklären“, verkündete Goebbels, „sie könnten nichts dafür, wenn ihre 

Rassengenossen in England und Amerika das nationale Regiment in Deutschland in 

den Kot zerren, dann können wir auch nichts dafür, wenn das deutsche Volk sich an 

ihnen schadlos hält.“ (Goebbels:1933 zit. In: Bramsted:1971, S.498)  

In seinen Ansprachen bediente er sich oft dem Element der Drohung. „Wenn in den 

nächsten drei Tagen“, erklärte er „die jüdische Gräuelhetze im Ausland völlig 

verstumme, sei die Regierung bereit, den Juden wieder normale Lebensbedingungen 

zu gewähren, wenn aber nicht, so wird der Boykott so aufgenommen, dass er das 

deutsche Judentum vernichtet.“ „Nun sei es an den Juden, sich vorzusehen.“  

(Goebbels:1933 zit. In: Bramsted:1971, S.499) Goebbels bemühte sich, seine 

Zuhörer zu überzeugen, dass der antijüdische Boykott der Wille des Volkes ist, denn 

wenn er auch durch die Regierung verlangt wird, täten sie dies nur um den Wunsch 

des Volkes umzusetzen. (vgl. Bramsted:1971, S. 499) „Das Volk wird mit uns durch 

dick und dünn gehen“, behauptete Goebbels. „Das Volk versteht uns. Wenn die 

nationalsozialistische Parteileitung den Boykott nicht organisiert hätte, dann wäre 

er aus dem Volk selbst emporgestiegen.“ (Goebbels:1933 zit. In: Bramsted:1971. S. 

499) Goebbels war stets bemüht, die antisemitischen Maßnahmen als Wunsch des 

Volkes darzustellen. „Die Taktik, judenfeindliche Ausschreitungen als spontane 

Reaktionen der Massen zu rechtfertigen, wird in seiner zweideutigen und 

unehrlichen Haltung während und nach den antisemitischen Exzessen vom 

November 1938 deutlich.“ (Bramsted:1971, S.504)  
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Am Morgen des 7. November 1938 wurde Ernst vom Rath von einem 

siebzehnjährigen polnischen Juden angeschossen, der angab seine Eltern rächen zu 

wollen, die in Deutschland von den Nationalsozialisten verfolgt worden waren. 

Hitler und Goebbels ergriffen die Möglichkeit die angespannte Situation 

auszunutzen, um das deutsche Wirtschaftsleben von den Juden zu „befreien“ und 

ihnen das Leben schwer zu machen. Wenige Stunden nachdem die Schüsse in Paris 

gefallen waren, wurde bereits eine Notiz an die deutschen Zeitungen ausgegeben, 

dass „spontane“ Gewalttätigkeiten passieren werden, welche von den Redakteuren 

in großer Aufmachung auf der Titelseite platziert werden solle. (vgl. 

Bramsted:1971, S. 504) 

 „In eigenen Kommentaren ist darauf hinzuweisen, dass das Attentat des Juden die 

schwersten Folgen für die Juden haben muss, und zwar auch für die ausländischen 

Juden in Deutschland. In Ausdrücken, die der Empörung des deutschen Volkes 

entsprechen, kann festgestellt werden, dass die jüdische Emigrantenclique, […], 

auch verantwortlich für dieses Verbrechen sei.“(DNB-Rundruf vom 7.11.1938 zit. 

In: Bramsted:1971, S.504) Die Instruktionen wurden von der Presse 

schnellstmöglich umgesetzt. (vgl. Bramsted:1971. S.504) 

Am 9. November erlag vom Rath seiner Verletzung; zufällig war dies der Tag an 

dem die traditionelle Versammlung der Parteiführung in München stattfand, sie 

diente als Erinnerung an den misslungenen Hitlerputsch im November 1923. Am 

Ende des Tages kamen die alten Parteimitglieder im Rathaus zusammen, auch Hitler 

war anwesend, aber er hielt keine Ansprache. Er dürfte Goebbels den Befehl erteilt 

haben, schwere Vergeltungsmaßnahmen gegen die Juden in die Wege zu leiten. Als 

Hitler die Versammlung verlassen hatte, hielt Goebbels eine Rede. (vgl. 

Bramsted:1971. S.505)                                                                                    

Der genaue Wortlaut ist nicht erhalten, aber indirekte Beweise sprechen dafür, dass 

sie „absichtlich doppelsinnig war, dieselbe Richtung wie die Pressekampagne der 

vorhergehenden Tage verfolgte und eine Aufforderung zu judenfeindlichen 

Gewalttaten enthielt, ohne dies wörtlich auszusprechen. Sie rief zur Aktion auf, ohne 

auszuführen, welche Art von Aktion sie meine und wer sie auszuführen habe.“ 

(Bramsted:1971. S.505) 
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Eine vom Obersten Parteirichter herausgegebene, vertrauliche Mitteilung erklärte: 

„Die mündlich gegebenen Weisungen des Reichspropagandaleiters sind wohl von 

sämtlichen Parteiführern so verstanden worden, dass die Partei draußen nicht als 

Urheber der Demonstrationen in Erscheinung treten, sie in Wirklichkeit aber 

organisieren und durchführen sollte.[…]“ (Bericht vom Obersten Parteirichter zit. 

In: Bramsted:1971, S.505)  

„Das Ergebnis der von Goebbels gegebenen verworrenen Instruktionen war ein 

Sturm von Plünderungen, Raub und Brandstiftungen der über jüdischen Besitz 

hereinbrach. Bis zum 11. November wurden 191 Synagogen in Brand gesteckt, 

weitere 76 vollständig demoliert und über tausend jüdische Geschäfte zerstört. Rund 

20 000 Juden wurden festgenommen und die meisten von ihnen in 

Konzentrationslager gebracht.“(Bramsted:1971, S.505) 

Goebbels war bemüht, die Ereignisse einem Ausbruch der Volks-Wut 

zuzuschreiben. Am nächsten Morgen berichtete der „Völkische Beobachter“, dass 

sich „im gesamten Reich spontane judenfeindliche Kundgebungen entwickelt“ 

hätten, und dass „die tiefe Empörung des Volkes sich dabei auch vielfach in starken 

antijüdischen Aktionen Luft gemacht“ habe. (Völkischer Beobachter: 11.11.1938 

zit. In: Bramsted:1971, S.505) Goebbels selbst schrieb am 12. November in 

derselben Tonart, leugnete aber entschieden, dass die Regierung etwas damit zu tun 

gehabt habe. „Man erklärt, die spontanen Reaktionen des deutschen Volkes seien 

durch organisierte Mannschaften durchgeführt worden. Wie wenig Ahnung doch 

diese Zeilenschinder von Deutschland haben! Wie erst hätten diese Reaktionen 

ausgesehen, wären sie organisiert gewesen!“(Goebbels:1938 zit. In: 

Bramsted:1971, S.505)  

Goebbels beharrte darauf, dass die Reaktionen auf den feigen Meuchelmord spontan 

aus dem Volk empor traten, und nicht von der Regierung organisiert wurden. In 

Wirklichkeit wurden die im Laufe der Aktion begangenen Verbrechen, wie 

Plünderung und Vergewaltigung, der Jurisdiktion der ordentlichen Gerichte 

entzogen und umgehen dem Obersten Gerichtshof der Partei überstellt. In dem 

Urteil, das drei Monate später gefällt wurde, das nur die höheren Kreise der Partei 

lesen durften, wurden die zweideutigen Instruktionen, die von Goebbels an die 

Parteileiter ging, zaghaft kritisiert: (vgl.Bramsted:1971, S.505f) „Auch die 
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Öffentlichkeit weiß bis auf den letzten Mann, dass politische Aktionen wie die des 9. 

November von der Partei organisiert und durchgeführt sind, ob dies zugegeben wird 

oder nicht. Wenn in der Nacht sämtliche Synagogen abbrennen, so muss das 

irgendwie organisiert sein und kann nur organisiert sein von der Partei.“(Bericht 

des Obersten Parteigerichts an Göring zit. In: Bramsted:1971, S.506) 

„Auslandskorrespondenten, die die Angriffe auf jüdische Synagogen und Geschäfte 

mit angesehen hatten, telegrafierten sofort an ihre Zeitungen lange Berichte über 

brennende Synagogen, demolierte Auslagen, verprügelte Juden und Horden von 

Nazis, die durch die Straßen zogen und schrien „Juda verrecke!““ (Bramsted:1971, 

S.506) 

Überraschend nahm Goebbels am nächsten Tag bei der Tageskonferenz für 

ausländische Korrespondenten teil und verlautbarte, dass all jene Berichte über 

„angebliche Plünderungen und Zerstörungen von jüdischem Besitz, dreckige Lügen 

seien Den Juden ist kein Haar gekrümmt worden.“ (Bramsted:1971, S.506) 

Als Vorwand für weitere antisemitische Maßnahmen wurde behauptet, dass das 

Volk dies, aus Empörung über die Hetze des internationalen Judentums, verlange. 

Hermann Göring, ein nationalsozialistischer Politiker, verkündete bei einer 

Konferenz, dass den deutschen Juden eine Strafe von einer Milliarde Mark auferlegt 

werden sollte. Joseph Goebbels drang ihn sich zu vergewissern, dass niemand dieser 

Strafe entging. Ein weiteres Ziel war es alle Synagogen verschwinden zu lassen, 

darüber hinaus sollten die Juden selbst alle beschädigten oder halb verbrannten 

Synagogen abtragen und auch noch für die Arbeit zahlen. Als nächster Schritt durfte 

kein Jude mehr deutsche Theater, Kinos und Zirkusse besuchen. Goebbels Wunsch 

war es, die „Rassen“ überall zu trennen, so sollte es auch in Zügen eigene Abteile 

für Juden geben und sobald diese besetzt waren, hätten die Juden kein Anrecht mehr 

auf einen Sitzplatz und mussten im Gang stehen. Deutsche Kurorte, Seebäder und 

Erholungsheime waren für Juden verboten und auch in Parkanlagen durften sie nur 

auf Bänken mit dem klaren Hinweise „Nur für Juden“ Platz nehmen. Goebbels 

beharrte weiterhin darauf, dass all diese schmähenden Maßnahmen eine Folge der 

Volks-Wut seien, jedoch erscheinen diese rückblickend aus seinem blinden Hass 

gegenüber dem jüdischen Volk entsprungen zu sein. (vgl. Bramsted:1971, S.506f) 
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In den Augen von Goebbels war das Vorhaben den Antisemitismus auf die ganze 

Welt auszubreiten, lediglich eine Frage von geübter Manipulation und geschickt 

angewendeter und gegebenenfalls getarnter Propaganda. (vgl.Bramsted:1971,S.510) 

„Die Judenfrage wird, wie der Führer meint, in England von ausschlaggebender 

Bedeutung werden. Wir müssen nur unsere Propaganda klug und geschickt auf 

dieses Ziel einstellen, dürfen nicht allzu dick in unserer Tendenz werden und müssen 

sie mehr in die Nachrichten legen, als in die Vorträge.“(Goebbels:1945 zit. In: 

Bramsted:1971, S.510) Goebbels und Hitler hielten an der Idee fest, dass es eine 

weltumfassende jüdische Verschwörung gebe, diese Idee gepaart mit ihrem 

pathologischen Hass trieb sie dazu eine „Endlösung“ für das „jüdische Problem“ zu 

forcieren. (vgl. Bramsted:1971, S.512) 

8.5. Dr. Goebbels und seine Propaganda 

Am 13. März 1933 wurde Dr. Joseph Goebbels als Reichsminister für 

Volksaufklärung und Propaganda vereidigt. (vgl.Reuth:1990, S.269) Schon in der 

offiziellen Bezeichnung des Amtes kann man die damit verbundene Aufgabe 

herauslesen; Goebbels und das von ihm geführte Ministerium hatten die Aufgabe 

das deutsche Volk mit Hilfe von Propaganda „aufzuklären“. (vgl. Toepser-

Ziegert:1984, S.11)  Im Gründungserlass war die Zielsetzung des Ministeriums wie 

folgt niedergeschrieben: „Aufklärung und Propaganda unter der Bevölkerung über 

die Politik der Reichsregierung und den nationalen Wiederaufbau des deutschen 

Vaterlandes voranzutreiben.“ (Reuth:1990, S.269) In Wahrheit strebten sie jedoch 

eine „geistige Mobilmachung bei den Massen in Gang zu setzen, sie so lange zu 

bearbeiten, bis sie uns verfallen sind“. (Goebbels:1933 zit. In: Reuth:1990, S.269)                                              

„Nicht Informationen, nicht Mitteilungen von Tatsachen, nicht sachliche 

Berichterstattung, nicht Aufhellung dunkler Hintergründe sollte dieses 

Reichsministerium leisten, […], sondern es sollte Werbung betreiben. Die 

politischen Ziele der nationalradikalen Regierung Adolf Hitlers und seiner Helfer 

sollten durch Agitation, durch Stimmungsmache, durch ein Trommelfeuer von 

Behauptungen die Bürger injizieren, die nichts anderes erfahren sollten, als die 

Argumente der allein regierenden Partei, deren Regierung keiner Kontrolle 

unterstand. Das Parlament, dessen Name erhalten wurde, wurde zu einem 

Instrument der Propaganda entwürdigt. Welche Institution, welches Amt, welcher 
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Mensch auch immer sprechen, schreiben und tätig sein konnte – vom 

Regierungsantritt der Nationalsozialisten an, sollten alle allein der neuen 

Regierungsgewalt gefügig sein.“ (Toepser-Ziegert:1984, S.11)   

8.6. Propaganda für Massenvernichtung  

Sofort ab seiner Amtsübernahme ging Goebbels seiner selbst definierten „Pflicht“ 

nach, seine Mittel gegen jene einzusetzen, die seiner Meinung nach Schuld hatten 

am Unglück Deutschlands in der Vergangenheit und die er auch als Gefahr für den 

Fortbestand der Nation sah; die Juden. (vgl. Reuth:1990, S. 280) 

Die immer wiederkehrenden antisemitischen Parolen in den Artikeln Goebbels 

dienten deinem doppelten Zweck; einerseits schrieben sie den Juden die Schuld des 

Krieges zu und andererseits sollten sie das Volk dahingehende sensibilisieren, dass 

es die ständige Verleumdung und die in den späteren Jahren (1941-1944) 

durchgeführten Abtransporte akzeptierte, wenn nicht sogar guthieße.  Das 

Schlagwort „die große Verschwörung“, das Bezug nahm auf sowohl die Juden in 

Deutschland, als auch die in anderen Ländern, diente dem Zweck das Volk für die 

Schritte zur Liquidierung des jüdischen Volkes vorzubereiten. (vgl. Bramsted:1971, 

S. 512) „In der Judenfrage kann ich mich beim Führer vollkommen durchsetzen“, 

schreibt er in sein Tagebuch. „Er ist damit einverstanden, dass wir für alle Juden im 

Reich ein großes sichtbares Judenzeichen, das von den Juden in der Öffentlichkeit 

getragen werden muss, so dass alsdann die Gefahr beseitigt wird, dass die Juden 

sich als Meckerer und Miesmacher betätigen können, ohne überhaupt erkannt zu 

werden. Auch werden wir den Juden, soweit sie nicht arbeiten, in Zukunft kleinere 

Lebensmittelrationen zuteilen als dem deutschen Volke. Wer nicht arbeitet, soll 

nicht essen. […] Im Übrigen sagt der Führer mir zu, die Berliner Juden von Berlin 

in den Osten abzuschieben. […]“ Goebbels war beharrlich: „Berlin“, erklärte er, 

„muss eine judenfreie Stadt werden. Es ist empörend und ein Skandal, dass in der 

Hauptstadt des Deutschen Reiches sich 76 000 Juden, zum größten Teil als 

Parasiten, herumtreiben können. Sie verderben nicht nur das Straßenbild, sondern 

auch die Stimmung. Zwar wird das schon anders werden, wenn sie ein Abzeichen 

tragen, aber ganz abstellen kann man das erst dadurch, dass man sie beseitigt. 

[…]“(Goebbels:1941, zit. In: Bramsted:1971, S. 513f) 
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Kurze Zeit später und zwar im September 1941, wurde es für alle Juden in 

Deutschland Pflicht den gelben Judenstern zu tragen und kurz darauf begannen die 

Deportationen in den Osten. Zeitgleich war die Massenvernichtung der Juden in 

Ausschwitz und anderen Konzentrationslagern im Osten schon voll im Gange. (vgl. 

Bramsted:1971: S.512ff.) 

„Aus dem Generalgouvernement werden jetzt, mit Lublin beginnend, die Juden nach 

dem Osten abgeschoben. Es wird hier ein ziemlich barbarisches und nicht näher zu 

beschreibendes Verfahren angewandt und von den Juden selbst bleibt nicht mehr 

viel übrig. Im Großen kann man wohl feststellen, dass 60% davon liquidiert werden 

müssen, während nur noch 40% in die Arbeit eingesetzt werden können“, schrieb 

Goebbels in sein Tagebuch. (Goebbels:1942 zit. In: Bramsted:1971, S 516) 

„[…] Jedenfalls ist es das Ziel des Führers, Westeuropa gänzlich judenfrei zu 

machen. Hier dürfen sie keine Heimstätte mehr haben.“, schrieb Goebbels in sein 

Tagebuch. (Goebbels:1942 zit. In: Bramsted:1971, S.517) Im Frühjahr 1943 war die 

Verschleppung der Juden aus Berlin schon weit fortgeschritten, aber unerwartete 

Hindernisse stellte sich ihnen in den Weg: „Wir schaffen nun die Juden endgültig 

aus Berlin hinaus“, schrieb Goebbels Anfang März in sein Tagebuch. „Sie sind am 

vergangenen Samstag schlagartig zusammengefasst worden und werden nun in 

kürzester Frist nach Osten abgeschoben. Leider hat sich auch hier wieder gezeigt, 

dass manche unsere Judenpolitik nicht verstehen und sich zum Teil auf die Seite der 

Juden stellen. Infolgedessen ist unsere Aktion vorzeitig verraten worden, so dass uns 

eine ganze Menge von Juden durch die Hände gewischt sind. Aber wir werden ihrer 

doch noch habhaft werden.“ (Goebbels:1943, zit. In: Bramsted:1971, S.518) 

Eine Woche später klagte er, „dass die Juden an einem Tag verhaftet werden 

sollten, hat sich infolge des kurzsichtigen Verhaltens von Industriellen, die die 

Juden rechtzeitig warnten, als Schlag ins Wasser herausgestellt. Im Ganzen sind wir 

4 000 Juden dabei nicht habhaft geworden. Sie treiben sich jetzt wohnungs- und 

anmeldungslos in Berlin herum und bilden natürlich für die Öffentlichkeit eine 

große Gefahr. Ich ordne an, dass Polizei, Wehrmacht und Partei alles daransetzen, 

diese Juden möglichst schnell dingfest zu machen.“ Goebbels war überzeugt, dass 

„ich mit der Befreiung Berlins von den Juden eine meiner größten politischen 

Leistungen vollbracht habe.“ (Goebbels:1943 zit. In: Bramsted:1971, S.518)  
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Ende Mai des Jahres 1943 wurde Großdeutschland als „judenfrei“ erklärt, was 

jedoch nicht den Tatsachen entsprach. Zu dieser Zeit ordnete der Führer eine 

schlagkräftige antisemitische Propaganda an, Goebbels unterstütze diese Forderung 

musste aber klagend feststellen, dass die deutsche Presse diese Anordnung nicht 

wunschgemäß erfüllte. (vgl. Bramsted:1971, S.519) Am 16. April 1943 wurde den 

Redakteuren bei einer Pressekonferenz daher mitgeteilt: „Die Presse müsse sich 

daran gewöhnen, wenn es gegen die Juden gehe, mit aller Schärfe zu arbeiten. […] 

Der Antisemitismus sei die schärfste Waffe, derer wir uns bedienen. Er müsse mit 

aller Nachdrücklichkeit vertreten werden!“ (Pressekonferenz vom 16. April 1943 

zit. In: Bramsted:1971, S.519) Die Auswirkungen, die die antijüdische Kampagne 

auf das Ausland hatte, war für die Propagandisten von zentraler Bedeutung, 

wichtiger sogar die Wirkung, die sie in Deutschland hatte. Die Ministerkonferenzen 

und Presseanweisungen dienten weiterhin dem Zweck den Redakteuren exakt 

vorzugeben, wie sie die Artikel über den fortschreitenden Ausschluss der Juden aus 

dem wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Leben Europas formulieren sollten 

und welche Gegebenheiten sie nicht thematisieren sollten. (vgl. Bramsted:1971, 

S.520f) 

Folgendes waren typische Anweisungen: 

„Ausrichtung. 

Betonen: Würden wir diesen Krieg verlieren, so fallen wir nicht in die Hände 

irgendwelcher anderer Staaten, sondern werden alle vom Weltjudentum vernichtet. 

Das Judentum ist fest entschlossen, alle Deutschen auszurotten. Völkerrecht und 

Völkerbrauch schützen nicht vor dem totalen Vernichtungswillen der Juden. Also 

Notwendigkeit, unter allen Umständen zu siegen und Rückschlägen die Stirn zu 

bieten.“ (Bramsted:1971, S.521)  

Die Machthaber gaben deutlich zu verstehen, dass die Deportation europäischer 

Juden in den Osten keinesfalls erwähnt werden sollte. 

Daher die negative Anweisung:  

„Vermeiden: Kritik an den Maßnahmen einzelner Länder (vielmehr ist jede 

Maßnahme erwähnenswert die Ausdruck des gemeinsamen europäischen Kampfes 
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gegen das Judentum ist) – Untersuchungen darüber, wieweit bestehende gesetzliche 

Maßnahmen durchgeführt werden.“ (Bramsted:1971, S.521) 

„Betonen: Es gibt keine „anständigen Juden“, sondern es gibt nur mehr oder 

weniger geschickte Tarnung. Der Jude ist ein notorischer Verbrecher. Unter den zur 

Diskussion stehenden Punkten seien um jeden Preis religiöse Kontroversen wie 

„War Christus ein Jude?“ zu vermeiden.“ (Bramsted:1971, S.521) 

Trotz des absichtlichen Verschweigens der Massenmorde und der Vergasung 

mehrerer Millionen Juden in Ausschwitz und anderen Konzentrationslagern, wurden 

taktlose Argumente gebracht um die massenhafte Vernichtung von Menschen zu 

rechtfertigen. (vgl. Bramsted:1971, S. 522) „Die Vernichtung des Judentums ist kein 

Verlust für die Menschheit, sondern für die Völker der Erde ebenso nützlich wie 

Todesstrafe oder Sicherungsverwahrung für kriminelle Verbrecher. Auch machen 

wir keinen Unterschied zwischen dem biblischen Volk Israel und den heutigen 

Juden, denn beide sind kriminell.“ (Goebbels:1943 zit. In: Bramsted:1971, S. 522) 

Es besteht kaum Zweifel, dass Goebbels, geschürt durch seinen pathologischen 

Hass, diesen Unsinn tatsächliche glaubte. Dieser Hass erstreckte sich zu dieser Zeit 

auch schon auf jene Arier, die einen jüdischen Partner geheiratet hatten und sich 

weigerten sich scheiden zu lassen. (vgl. Bramsted:1971, S.522f.) 

 „[…] das Leben des einzelnen interessierte Goebbels wenig, besonders dann nicht, 

wenn dieser sich nicht der offiziellen Richtung unterwarf.“ (Bramsted:1971, S. 523)  

9.   Flucht vor dem Nationalsozialismus 

Sofort nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten wurden alle 

demokratischen Spielregeln außer Kraft gesetzt. Nach dem Brand des Reichstages 

am 27. Februar 1933 wurde die Reichstagsbrandverordnung erlassen und damit die 

Basis für die „legale“ Verfolgung der Kommunisten geschaffen. Seit Hitler 

Reichskanzler geworden war, ging der Staat aber nicht nur gegen Kommunisten vor, 

sondern auch gegen all jene, die in der Zeit der Weimarer Republik gegen den 

Nationalsozialismus gearbeitet hatten. (vgl. Heid, 2015) 

In den ersten Wochen und Monaten nach der Machtübernahme kam es zur ersten 

Flüchtlingswelle, bei der 30.000 bis 40.000 politische Gegner aus Angst vor 

Vergeltungsmaßnahmen und Verfolgung aus dem Land flohen. Die ersten 
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Zufluchtsländer waren Frankreich und die Tschechoslowakei, damit wurden Paris 

und Prag die wichtigsten Zentren des politischen Exils. Auf der Liste der 

Geflohenen finden sich so prominente Namen wie die SchriftstellerInnen Thomas 

Mann, Anna Seghora und Berthold Brecht, Politiker wie Willi Münzberg von der 

KPD, und auch der Begründer der Psychoanalyse, Sigmund Freud, ging ins Exil 

nach London. (vgl. Scriba, 22.06.2015) 

Der zunehmende Antisemitismus in Deutschland brachte auch viele Juden dazu 

emigrieren zu wollen, zunächst vorzugsweise in die Nachbarländer und nach 

Großbritannien. Der Geschäftsboykott vom 1. April 1933, bei dem die Parolen wie: 

„Deutsche! Wehrt Euch! Kauft nicht bei Juden!“, im ganzen Reich zu einem 

Boykott jüdischer Geschäfte, aber auch von Anwälten und Ärzten aufgerufen wurde 

und die kurz darauf erlassenen antijüdische Gesetze führten dazu, dass im Jahr 1933 

37 000 Juden aus Deutschland flohen. (vgl. Scriba, 23.06.2015) Die nächste 

Auswanderungswelle ereignete sich nach Erlass der Nürnberger Gesetze und dem 

Pogrom vom 9. November 1938, als an die 78 000 Menschen panikartig 

Deutschland verließen. Zum Zeitpunkt des endgültigen Auswanderungsverbots im 

Oktober 1941, waren fast die Hälfte der 525 000 Juden, die 1933 noch in 

Deutschland gelebt hatten, geflohen. (vgl. Scriba, 22.06.2015)  

Nach dem „Anschluss“ Österreichs an Deutschland flohen innerhalb weniger 

Monate ca. 130 000 der in Österreich lebenden 206 000 Juden vor dem NS-Regime. 

Vor allem diejenigen, denen all ihr Vermögen geraubt worden war, hatten 

Schwierigkeiten in anderen Ländern aufgenommen zu werden, da sich die meisten 

von ihnen gegen die Einwanderung mittelloser Juden wehrten. Die meisten 

Flüchtlinge hatten das Europäische Ausland oder Palästina zum Ziel, später wurden 

dann die USA zum gewünschten Einwanderungsland, nachdem die amerikanische 

Regierung aufgrund der antisemitischen Vorkommnisse im Deutschen Reich die 

Einwanderungsbestimmungen für Juden ein wenig gelockert hatten. (vgl. Scriba, 

22.06.2015)   

Im Gegensatz zu jüdischen Emigranten wollte man die Flucht politischer Gegner 

verhindern, denn es bestand verständlicherweise die Befürchtung, dass die 

Emigration nicht nur dazu diente, der Verfolgung zu entkommen, sondern auch 

dazu, im Ausland die Arbeit und Agitation gegen den Nationalsozialismus wieder 
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aufzunehmen. Das Ziel der Nationalsozialisten bestand daher darin, ihre Gegner 

politisch auszuschalten, ihre Organisationen zu zerschlagen und dermaßen Druck 

auf sie auszuüben, dass sie sich in gesellschaftliche Unauffälligkeit zurückgezogen. 

Aus persönlichem Interesse der Verfasserin beschäftigt sich die vorliegende Arbeit 

hauptsächlich mit den jüdischen Flüchtlingen und der Umgang mit diesen steht auch 

im Fokus der später folgenden Forschung. 

10.  Die Geschichte des jüdischen Volkes 

Die Aufzeichnungen über die Anwesenheit von sesshaften Juden im heutigen 

Österreich sind unklar. Sollten in den römischen Provinzen auf dem Boden des 

heutigen Österreichs Juden gelebt haben, haben sich keine diesbezüglichen 

Niederschriften erhalten. Wenn auch noch dürftig, beginnen Juden im 

Frühmittelalter in der Literatur aufzutauchen; hier spricht man jedoch nur von 

Durchreisenden, noch nicht von den Anfängen jüdischer Besiedlung. (vgl. 

Brugger:2013, S.123) Im Osten des heutigen Österreich sind die Anfänge einer 

Besiedlung nachweisbar, jedoch lässt sich nicht eindeutig sagen, an welchem Ort 

genau und ab wann man von der Existenz einer organisierten Judenschaft sprechen 

kann. (vgl. Brugger:2013, S. 127) 

Erst im letzten Viertel des 16. Jahrhunderts lässt sich eine jüdische Gemeinde in 

Wien feststellen. Ferdinand I verlautbarte 1528 eine erste Judenordnung, die 1536 

erneut publiziert wurde; diese erlaubt, jedoch unter scharfen Auflagen, einen 

befristeten Aufenthalt in der Stadt. Durch die Judenordnung wurden die 

Bedingungen für einen vorübergehenden Aufenthalt, die Kennzeichnungspflicht, die 

für die Juden verpflichtend war, und das Verbot von „Hantierung, Gewerb & 

Wechsel, geregelt. (vgl. Brugger:2013, S. 280)  

Im Gegensatz zum Begriff des jüdischen Rechts, mit dem das Innere, von Juden für 

Juden entwickelte Rechtssystem des Judentums bezeichnet wird, versteht man unter 

„Judenrecht“ die rechtlichen Vorstellungen und Einrichtung, mit denen nicht 

jüdische Herrscher die Stellung der Juden in der christlichen Gesellschaft zu regeln 

versuchten. (vgl. Kisch:1978, S. 102) 

 „Im Juni 1624 wurde vom Präsidenten des Hofkriegsrates der Auftrag erteilt, einen 

geeigneten Ort außerhalb der Stadt für eine neue „Judenstadt“ zu finden. Die neu 
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eingerichtete Judenstadt befand sich im heutigen 2. Wiener Gemeindebezirk, in 

einem von Überschwemmungen bedrohten Gebiet außerhalb der damaligen Stadt. 

Durch Mauern von der Umgebung abgegrenzt, kam diese Lebenssituation der in 

einem Ghetto gleich.“ (Brunegger:2013, S.284) 

Um 1700 bestanden jüdische Gemeinden nur im heutigen Vorarlberg und dem 

heutigen Burgenland. Einige Hofjuden durften in Wien ansässig werden, jedoch die 

Gründung einer Gemeinde war ihnen, obwohl die „Judenschaft“ in Wien stetig 

wachsend war, bis zur Revolution 1848 streng verboten. (vgl. Lind:2013, S. 339) 

„Am Beginn des 20. Jhdt. lebten in Österreich-Ungarn mehr als 2 Mio. Personen 

mit jüdischem Religionsbekenntnis, das waren circa 19 Prozent der mit 11,1 

Millionen bezifferten Weltbevölkerung.“ (Lind:2013, S. 449) 

10.1. Die Juden unter dem NS-Regime 

„Der Begriff Antisemitismus wurde erst 1879 in Deutschland geprägt und er steht 

für die Ideologisierung der Judenfeindschaft. Antisemitismus stilisierte die 

sogenannte „Judenfrage“ zum Schlüssel für die Lösung sozialer und politischer 

Krisen. Für das Zusammenleben von jüdischer und nicht-jüdischer Bevölkerung 

hatte dies fatale Folgen, denn ein das individuelle Leben massiv beeinträchtigender 

Dauerdiskurs der Ausgrenzung und Fremd-Kategorisierung setzte ein, gegen den es 

kein Mittel zu geben schien.“ (Lind:2013, S. 465ff.)  

1933 in Deutschland, als die Nationalsozialisten an die Macht kamen, wurde die 

Ausgrenzung der Juden noch eindeutiger. „Bei genauerer Betrachtung der 

Geschichte des Antisemitismus in Österreich war jedoch seit dem Beginn der 1. 

Republik eine alarmierende Entwicklung zu beobachten: die Brutalisierung der 

Sprache und der Handlungen. Dies mag einerseits mit der Militarisierung der 

Politik durch den Ersten Weltkrieg und die Gewalterfahrungen der 

Kriegsteilnehmer zusammenhängen, andererseits mit der politischen Dauerkrise in 

Europa und der Schwäche, der auf Verhandlungen und Willensbildungsprozesse 

ausgerichteten demokratischen Organisation zu tun haben. Kriminelle, 

antisemitische Gewalt mündete schon vor der Machtübernahme durch die 

Nationalsozialisten in Morden.“ (Lichtblau:2013, S. 507ff.) 

Zu Beginn der Ersten Republik verband der Antisemitismus die konservativen 

Christlich-Sozialen und die radikalen Deutschnationalen und ab 1919 fanden sich 
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Mitglieder beider Gruppierungen in der Dachorganisation „Deutschösterreichischer 

Schutzverein Antisemiten-Bund“ zusammen. (vgl. Lichtblau:2013, S.508) Nicht 

lange nach der Gründung der Ersten Republik hatten die Antisemiten schon Erfolge 

vorzuweisen, denn wenn auch noch in kleinem Ausmaße, gelang es ihnen schon 

Juden aus dem sozialen Leben auszuschließen. Ihr großes Ziel war es die jüdische 

und nicht-jüdische Bevölkerung klar abzugrenzen. 1880 kamen die 

„Arierparagraphen“ zum ersten Mal auf, 38 Jahre später fanden diese schon immer 

mehr Verwendung in Statuten von Vereinen zum Beispiel. (vgl. Lichtblau:2013, S. 

509) Als die Regierung Schuschnigg am 11. März 1938 zurücktreten musste, 

begann eine Verfolgungswelle, der in Österreich lebenden Juden, die noch weitaus 

schlimmer werden sollte, als zunächst vermutet. Die Nationalsozialisten waren 

vorbereitet, denn immerhin gab es schon fünf Jahre Vorarbeit in Deutschland. (vgl. 

Lichtblau:2013, S.520) „In Österreich hatte die Schuschnigg-Regierung dem Druck 

aus Deutschland schon vor dem „Anschluss“ nachgegeben und das Agieren der 

Nationalsozialisten in Österreich akzeptiert. Als verhängnisvoll erwies sich, dass 

Österreich überhaupt keinen Widerstand gegen den Einmarsch deutscher Gruppen 

leistete.“ (Lichtblau:2013, S.520) 

Die Phasen bis hin zum Völkermord in Österreich werden von Lichtblau im Werk 

„Geschichte der Juden in Österreich“ wie folgt aufgelistet:  

1. „Ab 11. März 1938 begann die von Pogromen begleitete Machtübernahme mit 

sofortiger Entrechtung, Beraubung und Installierung der Vertreibungspolitik. 

Hermann Göring versprach im April 1938 Wien innerhalb von fünf Jahren 

“judenfrei“ zu machen. Mit der Übernahme der Nürnberger Gesetze in 

Österreich am 20. Mai 1938 wurde klar bestimmt, wer als jüdisch galt bzw. als 

„Mischling“ definiert wurde. Diese Kategorisierung und Definition der 

jüdischen Gruppe war Voraussetzung um gezielt gegen sie vorgehen zu können. 

Als erstes galt es, die Vertreibung zu organisieren. Österreich wurde von Beginn 

an zur Versuchsstation der Shoa, denn der SS-Mann Adolf Eichmann entwickelte 

mit seinem Team hier ein Modell, das er später für die Deportation der 

jüdischen Bevölkerung Europas in die Konzentrations- und Vernichtungslager 

anwenden sollte: Die Funktionäre der jüdischen Gemeinden wurden gezwungen 

der SS zuzuarbeiten und alle Schritte der steigenden Gewalt bis hin zur 

Vernichtung administrativ zu begleiten. Damit waren vier von acht Schritten auf 
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dem Weg zum Genozid bereits in der frühen Phase des Nationalsozialismus in 

Österreich gesetzt: Klassifizierung, Symbolisierung (der „Jud“ als das Böse), 

Dehumanisierung mit den ersten Schritten der Ausgrenzung und Organisation.“ 

(Lichtblau:2013, S. 520) 

2. „Der fünfte Schritt, die Polarisierung, fand noch im selben Jahr im gesamten 

Deutschen Reich statt. Mit dem Novemberpogrom 1938 artete die Form der 

Ausgrenzung endgültig aus. Kriminelle Gewalt, nämlich Mord und Folter, 

wurde von der Gesellschaft widerspruchslos hingenommen.  

Die darauffolgend verschärfte Gesetzgebung machte es für die jüdische 

Bevölkerung nahezu unmöglich, weiterhin zu arbeiten und materiell zu 

überleben. Das Programm der Dehumanisierung durch Marginalisierung wurde 

fortgesetzt. Zum Zeitpunkt der Zählung vom 17. Mai 1939 waren nur mehr 3,8 

Prozent der jüdischen Bevölkerung berufstätig. Für die Betroffenen begann ein 

Wettlauf mit der Zeit, die Suche nach Asylländern.“ (Lichtblau:2013, S. 521) 

3. „Der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges im September 1939 brachte die nächste 

gravierende Verschärfung der Situation. Manche Bedrohte hatten irrtümlich 

gehofft, dass dadurch von ihnen abgelassen würde. Das Gegenteil war der Fall. 

Genozide werden nahezu immer von kriegerischen Auseinandersetzungen 

begleitet. Die organisatorischen Vorbereitungen für die späteren Deportationen 

wurden getroffen und mit ersten Transporten in das Sumpfgebiet des polnischen 

Nasko am San erprobt. Zu diesem Zeitpunkt zielte die NS-Politik nicht mehr auf 

Auswanderung, sondern auf Ausweisung und Konzentration der jüdischen 

Bevölkerung in den neubesetzten Gebieten im östlichen Polen, während die 

westliche Region im Sinne der NS-Lebensraum-Ideologie für die Ansiedlung 

deutscher Bevölkerungsgruppen vorgesehen waren.“ (Lichtblau:2013, S. 521) 

4. „Eine Voraussetzung für Genozide sind Diktatur-Regime, die sich durch 

Ideologie und Einbindung ihrer Anhänger der Ausführung des Massenmordes 

sicher sein können. Im September 1941 gab Adolf Hitler den Befehl, das 

„Reichsgebiet“ „judenfrei“ zu machen. Die Anhänger des Nationalsozialismus 

glaubten die Wünsche des „Führers“ zu erkennen und wollten sie erfüllen. Die 

sogenannte Judenfrage war dafür zentral. Die zur Shoa führende 

Ausgrenzungspolitik war alles andere als geheim, denn sie wurde von vielen 
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Gesetzen, Verordnungen und Durchführungsbestimmungen begleitet, die der 

Vernichtungspolitik einen scheinlegalen Rahmen geben sollten. Nach Beginn der 

Deportationen wurde mit der 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. 

November 1941 ein Instrument geschaffen, mit dem der Staat auf das 

zurückgelassene Eigentum der Vertriebenen und dem Tod Ausgelieferten 

zugreifen konnte“ (Lichtblau:2013, S.520f.)  

 

Zur Realisierung von Genoziden, wie auch der Shoa, gehört das Geheimhalten der 

Massenmorde, in Form von Verbrennen der Leichen, unauffindbare Massengräber 

und die Errichtung von Vernichtungslager außerhalb des Deutschen Reiches. Der 

Völkermord betraf nicht nur Juden, sondern auch Roma und Sinti und sowjetische 

Kriegsgefangene. Der Drang die jüdische Bevölkerung auszulöschen, hielt bis zu 

den letzten Stunden des NS-Regimes an. (vgl. Lichtblau:2013, S.522)  

10.2. Jüdische Auswanderung 

Ab dem Zeitpunkt, als die Nationalsozialisten die Macht über Deutschland erlangt 

hatten, lebten die Juden unter ständiger Bedrohung. Ein wichtiger Bestandteil der 

nationalsozialistischen Ideologie war der Antisemitismus; schon im Frühjahr 1933 

setzten erste anti-jüdische Maßnahmen ein. Mit dem Boykott am 1. April 1933, als 

dem Volk aufgetragen wurde, jüdische Geschäfte, Anwälte, Banken und Ärzte zu 

meiden, wollte die NS-Führung veranschaulichen, dass die jüdische Bevölkerung 

nicht zum deutschen Volk gehörte. Zur damaligen Zeit lebten ca. 525 000 Juden in 

Deutschland und viele von ihnen waren der trügerischen Überzeugung, dass diese 

antisemitischen Ausschreitungen nur von kurzer Dauer sein konnten und die 

Situation bald wieder entschärfte werden würde. Der Boykott vom April 1933 war 

jedoch erst der Anfang. Sechs Tage später ging das Gesetz zur Wiederherstellung des 

Berufsbeamtentums in Kraft, durch dieses konnten nichtarische Beamte gezwungen 

werden in den Ruhestand zu gehen; durch den Arierparagraphen definiert, galt man 

mit mindesten einem Eltern- oder Großelternteil schon als nichtarisch. Nahezu alle 

Organisationen und berufsständischen Vereinigungen übernahmen den 

Arierparagraphen, so dass viele Juden ihre Erwerbstätigkeit verloren. (vgl. Heid, 

2015) 
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Die erste Welle der jüdischen Auswanderung aus Nazi-Deutschland begann 

unmittelbar nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten und ging bis ins Jahr 

1935; bei dieser Emigrationswelle waren vor allem europäische Nachbarländer das 

Ziel. 1934, nach dem Röhm-Putsch, waren viele Juden überzeugt, dass der anti-

jüdische Terror nachlassen würde und sie gaben sich der trügerischen Hoffnung hin, 

dass die Juden in Deutschland wieder unter einigermaßen normalen Umständen 

leben könnten. Die Nürnberger Gesetze im September 1935 zeigten, dass diese 

Hoffnung sich nicht erfüllen sollte; von nun an waren die deutschen Juden Bürger 

minderen Rechts. Aufgrund dieser Gesetze erfolgte die zweite Welle der Emigration. 

Zur selben Zeit setzte eine Binnenwanderung innerhalb Deutschlands ein, da viele 

der Überzeugung waren, dass sie in Großstädten von der Anonymität profitieren 

könnten und zusätzlich ermöglichte ein Wohnsitz in einer Großstadt bessere 

Kontakte zu ausländischen Konsulaten und jüdischen Hilfsorganisationen. Im 

Gegensatz zur Auswanderung bot die Binnenwanderung keinen Schutz, dies sollten 

viele jedoch erst zu spät realisieren. Die zweite Auswanderungswelle lief weitaus 

geregelter und organisierter ab als die erste, da diesmal deutsche und jüdische 

Auswanderungshilfsorganisationen Unterstützung anboten. (vgl. Heid, 2015) 

Die Verbundenheit mit der einzigen Heimat, die sie jemals kannten, hielt viele Juden 

davon ab, rechtzeitig die Schritte für die Auswanderungsformalitäten zu setzen. Eine 

weitere Problematik war, dass zu dieser Zeit weltweit noch immer eine 

Wirtschaftskrise herrschte und aufgrund dieser nur gewisse Berufsgruppen in 

anderen Ländern aufgenommen wurden. Kein Land wollte in solch wirtschaftlich 

schwierigen Zeiten die eigene Bevölkerung durch mittellose Immigranten 

vergrößern. Die jüdische Auswanderung wurde von den deutschen Behörden sowohl 

unterstützt, als auch gehemmt. Seit den Nürnberger Gesetzen galt das Ziel, die Juden 

zur Auswanderung zu treiben. Sie wurden einerseits aus der Gesellschaft, ebenso wie 

aus der Wirtschaft ausgeschlossen, andererseits plünderte man sie aus, konfiszierte 

ihr Vermögen und machte sie damit mittellos. Dies stellte ein Problem bezüglich der 

Auswanderung dar, da für eben diese hohe Abgaben fällig wurden. Das vermutete 

Ziel dahinter war, dass die Nationalsozialisten beabsichtigten die Juden völlig 

verarmt ins Ausland zu schicken, um so den Antisemitismus zu exportieren. Die 

Emigrationsländer sollten sie als soziales Problem übernehmen und so sollte 

neuerlicher Hass gegen das jüdische Volk geschürt werden. (vgl. Heid, 2015) 
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Die Vorgehensweise der Politik, die Emigration gleichzeitig zu behindern, aber auch 

zu forcieren, wurde 1938 aufgegeben. Im Zuge der Juniaktion 1938 wurden ca. 1 500 

jüdische Männer in ein KZ deportiert. Nur durch Vorlegung konkreter 

Auswanderungsmöglichkeiten direkt aus dem KZ, konnte eine Freilassung noch 

ermöglicht werden. Die Eskalation der antisemitischen Maßnahmen erreichte ihren 

Höhepunkt am 9./10. November 1938, der Reichspogromnacht; die SA und SS 

wüteten in ganz Deutschland, Synagogen wurden angezündet und jüdische Geschäfte 

und Wohnungen wurden verwüstet. Im Zuge dieser Terror-Nacht starben 91 

Menschen, 267 jüdische Gottes- und Gemeindehäuser wurden zerstört und 7 500 

jüdische Geschäfte zertrümmert und mehr als 30 000 jüdische Männer wurden am 

10. November in Konzentrationslager deportiert. Nach dieser Nacht gab es kaum 

noch deutsche Juden, die nicht versuchten zu emigrieren. So geregelt, wie die zweite 

Welle der Emigration verlief, war die dritte ein einziges Chaos, in Panik versuchte 

sich zu retten, wer konnte. Das Ausland wurde mit Auswanderungs-Gesuchen 

überschwemmt, was dazu führte, dass die vorgesehenen Quoten mehr als 

ausgeschöpft waren. Dies stellte für die Juden eine ausweglose Situation dar. In 

vielen Ländern waren sie gezwungen bei ihrer Ankunft ein Anfangskapital 

vorzuweisen, dies war aber zumeist unmöglich, da seit Ende April 1938 jüdisches 

Vermögen beschlagnahmt worden war. (vgl. Heid, 2015)  

Mit Kriegsbeginn 1939 wurde die Auswanderung noch schwieriger. Der atlantische 

Seekrieg machte eine Reise nach Süd- oder Nordamerika zumeist unmöglich, da nur 

noch spanische, portugiesische, argentinische und chilenische Reedereien den zivilen 

Schiffsverkehr mit der Neuen Welt aufrechterhielten. Nach dem Kriegseintritt 

Italiens 1940 war keine Einschiffung in italienischen und griechischen Häfen mehr 

möglich. Nach dem Überfall auf die Sowjetunion im Jahr 1941 waren auch die Wege 

nach Ostasien verschlossen. Zusätzlich verhinderten die kriegsführendenden Länder 

jegliche Einwanderung und die neutralen Staaten beschränkten die Zahl der 

Einwanderer maßgeblich. (vgl. Heid:2015) 

Am 23. Oktober 1941 wurde jegliche Ausreise verboten. Die NS-Politik hatte ein 

neues Ziel, nicht mehr die Vertreibung, sondern die gänzliche Vernichtung des 

europäischen Judentums. 1941 war die Vorbereitung zur flächendeckenden 

Deportation abgeschlossen und man begann die „Endlösung“ in Angriff zu nehmen. 
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Als das Deutsche Reich weitere Gebiete Europas besetzte, wurde vielen Flüchtlingen 

das sicher geglaubte Refugium entzogen und sie wurden zur weiteren Emigration 

gezwungen. Eine erneute Fluchtwelle erstreckte sich über die Pyrenäen nach 

Spanien, Portugal und Übersee, nur wenige wandten sich an neutrale Länder, wie die 

Schweiz oder Schweden. Nicht allen gelang es zu fliehen, nur wenige konnten im 

besetzten Deutschland mit gefälschten Papieren oder in Verstecken überleben. Nach 

der Besetzung der Asylländer wurden letztendlich viele doch noch in ein KZ 

deportiert. Was als Zwang zur Auswanderung begann, wurde eine gezielte 

Vernichtung des europäischen Judentums. (vgl. Heid, 2015) 

10.2.1. Jüdische Auswanderung in Österreich  

Der Verfolgungsdruck war so groß, dass zwei Drittel der damals in Österreich 

lebenden Juden flüchteten. Diejenigen die jedoch ein falsches Ziel gewählt hatten, 

wie Länder, die während des Zweiten Weltkrieges von der Deutschen Wehrmacht 

übernommen wurden, hatten einen mühsamen Weg auf sich genommen, um nur 

wiederum in die Fänge der nationalsozialistischen Mordmaschinerie zu gelangen. 

(vgl.Lichtblau:2013, S. 525) „Der Historiker Jonny Moser errechnete in seinen 

demographischen Studien, dass 16 692 der insgesamt mehr als 130 000 aus 

Österreich Vertriebenen in ihren Fluchtländern aufgegriffen und ermordet 

wurden.“ (Lichtblau:2013, S. 525) 
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Asylland In Zahlen In Prozent 

Europa 55 505 43,9 

Davon:  Großbritannien 30 850 24,4 

Italien 4 460 3,5 

Belgien 4 270 3,4 

Schweiz 2 265 1,8 

Polen 2 260 1,8 

Jugoslawien 1 644 1,3 

Frankreich 1 615 1,3 

Holland 1 151 0,9 

Ungarn 915 0,7 

Nordamerika 28 700 22,7 

Davon: Vereinigte Staaten 28 615 22,6 

Mittel- und Südamerika 11 580 9,2 

Asien, Naher Osten 28 172 22,3 

Davon:    Palästina 9 195 7,3 

China/Shanghai 18 124 14,3 

Australien, Neuseeland 1 880 1,5 

Afrika 644 0,5 

Gesamt 126 481 100,0 

Tab. 1. Asylländer nach Kontinenten der bis zum Kriegsbeginn vertriebenen 

österreichischen Juden und Jüdinnen. 
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11.   Untersuchungsmaterial 

Die vorliegende Arbeit untersucht zwei Materialien: Zum einen werden drei 

österreichische Tageszeitung aus der Zeit des Nationalsozialismus in Österreich 

untersucht und zum anderen werden die Presseanweisungen bezüglich Juden als 

Flüchtlinge, Migranten, etc. untersucht.  

Die Ausgaben des Völkischen Beobachters wurden in der Österreichischen 

Nationalbibliothek auf Mikrofilm gesichtet. Die Zeitungen „Das Kleine Blatt“  und 

„Das Kleine Volksblatt“ wurden bei ANNO (AustriaN Newspapers Online, ein 

Projekt der Österreichischen Nationalbank) gesichtet.  

Um die, für die Forschung benötigten Presseanweisungen zu erhalten, wurden alle 

Bände des Werkes „NS-Presseanweisungen der Vorkriegszeit 1933 – 1939 von 

Hans Bohrmann und Gabriele Toepser-Ziegert, herangezogen.  

Beide Untersuchungsmaterialien werden im folgenden Teil durchleuchtet. 

11.1. Die Tageszeitungen 

Als Untersuchungsmaterial der später durchgeführten Studie dienen drei 

österreichische Tageszeitungen, die in den Jahren 1933 – 1939 nicht verboten oder 

eingestellt worden sind. Die erste dieser Zeitungen ist der ‚Völkische Beobachter‘, 

der eine nationalsozialistische Ausprägung hatte. Die zweite zu untersuchende 

Zeitung ist ‚Das Kleine Volksblatt‘, welches sehr stark mit der christlich-sozialen 

Partei verbunden war. Und die dritte Zeitung ist ‚Das Kleine Blatt‘, welches der 

Sozialdemokratie nahe stand. Im Folgenden wird jede Zeitung noch genauer 

vorgestellt. 

11.1.1.  „Völkischer Beobachter“ 

Ab 1920 hatte die NSDAP mit dem „Völkischen Beobachter“ eine eigene 

Wochenzeitung. Mit etwa 11.000 Exemplaren avancierte die Zeitung zum 

wichtigsten Publikationsorgan völkischer Gruppierungen in der bayrischen 

Hauptstadt. Dietrich Eckart war der Chefredakteur und unter ihm übernahm der 

„Völkische Beobachter“ die Aufgabe, Versammlungen anzukündigen und politische 

Richtlinien zu vermitteln. Hetze gegen die Weimarer Politik sowie ein radikaler 

Antisemitismus kennzeichnete die Artikel und rassentheoretischen Beiträge des 
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„Völkischen Beobachters“. Eine vergleichbare Polemik gegen die Demokratie und 

das „internationale Judentum“ wurde von keiner anderen Zeitung auch nur 

annähernd verbreitet. (vgl. Scriba, 02.05.2015) 

Unter der Parteiführung Adolf Hitlers entwickelte sich der auch für weniger 

Gebildete verständlich geschriebene „Völkischer Beobachter“ zu einem wichtigen 

Agitationsinstrument der NS-Propaganda. Ab dem 8. September 1923 erschien er 

als Tageszeitung, die Hauptschriftleitung übernahm wenig später Alfred Rosenberg 

(NS-Politiker und Publizist). Die Auflagenhöhe steigerte sich zwischen 

Jahresbeginn 1921 und Herbst 1923 von 8.000 auf ca. 25.000 Exemplare. Nach dem 

Verbot der NSDAP infolge des Hitler-Putsches im November 1923 musste auch  der 

„Völkische Beobachter“ sein Erscheinen bis zur Neugründung der Partei am 26. 

Februar 1925 einstellen. Bis 1931 stieg die Auflage kontinuierlich auf 120.000 

Exemplare. Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten erfolgte eine rapide 

Auflagensteigerung von rund 336.500 Exemplaren 1934 auf etwa 1,7 Millionen 

1944. Als Zentralorgan der NSDAP entwickelte sich der „Völkische Beobachter“ 

unter dem NS-Regime zu einem regierungsamtlichen Massenblatt, dessen 

Verlautbarungen offiziellen Charakter annahmen. Ende April 1945, wenige Tage 

vor der deutschen Kapitulation im Zweiten Weltkrieg, stellte der „Völkische 

Beobachter“ sein Erscheinen ein. (vgl. Scriba, 02.05.2015)  

„In der Zeit vom 15. März 1938 bis 7 April 1945 erschien allmorgendlich der 

VÖLKISCHE BEOBACHTER, Wiener Ausgabe, seine Auflage betrug etwa 60.000 

Exemplare. […] Die Wiener Ausgabe des VÖLKISCHEN BEOBACHTERS 

versuchte zwar durch den Lokalteil eine Wiener Note in das Blatt zu bringen, jedoch 

blieb die Zeitung nicht nur wegen Format und Umbruch, sondern auch der Sprache 

nach ein Fremdkörper im Wiener Pressewesen.“ (Paupié: 1960, S.73) 

11.1.2.  „Das Kleine Volksblatt“ 

In seinem Handbuch zur Pressegeschichte beschäftigt sich Kurt Paupié  mit der 

Zeitung „Das Kleine Volksblatt“ und bringt die wesentlichsten Entwicklungsschritte 

des christlich-sozialen Blatt folgendermaßen auf den Punkt: 

„DAS KLEINE VOLKSBLATT wurde am 27. Jänner 1929 gegründet und erschien 

siebenmal in der Woche mit 16 Seiten Umfang wochentags und bis zu 32 Seiten 
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sonntags, Chefredakteur war Hermann Mailler, Eigentümer, Druckerei und Verlag 

und Herausgeber die „Albrecht-Dürer-Druckerei“. (Paupié: 1969, S. 103)  

Das Kleine Volksblatt kam an Montagen morgens heraus und an den restlichen 

Tagen der Woche (Dienstag-Sonntag) mittags. (vgl. Melischek/Seethaler:1992 

S.124)  

 Es pflegte hauptsächlich den Lokalteil und die Gerichtsaalberichterstattung, aber 

auch dem Sportgeschehen wurde entsprechende Aufmerksamkeit gewidmet. 

Wöchentlich wiederkehrende Rubriken waren „Frau und Haus“, „Saat und Ernte“, 

„Kinderbeilage“, die Elternseite, Rätsel usf. Wie die meisten kleinen Blätter Wiens 

hatte es einige populäre Figuren, nämlich die im politischen Teil lebenden  Hühner 

„Pick“ und „Zwick“ und die kindliche Figur des „Bumsternazi“, die am Sonntag 

die Mädel und Buben erfreute. (Paupié: 1969, S. 103)  

 DAS KLEINE VOLKSBLATT war das Gegenstück zum sozialdemokratischen 

KLEINEN BLATT und in politisch entscheidenden Momenten ein bedeutender 

Meinungsträger. Sonst zeigte es seine Tendenz nur in geringem Maße. Hatte der 

politische Teil zunächst nur einen kleineren Umfang, trat nach 1933 die politische 

Note stärker hervor und die Politikberichterstattung beanspruchte mehr Platz. Das 

Blatt bekannte sich zu den Prinzipien des Ständestaates und stellte auch in dieser 

Zeit außenpolitischer Probleme seinen Veröffentlichungsraum zur Verfügung. DAS 

KLEINE VOLKSBLATT behielt auch während der Zeit zwischen 1938 und 31. 

August 1944 sein populäres Ansehen und seinen volkstümlichen Charakter. 

Während des Krieges erfolgte eine Umfangverminderung auf acht Seiten unter der 

Woche und 12 Seiten am Sonntag. Am 1. September 1944 wurde es mit dem 

KLEINEN BLATT, der KLEINEN VOLKSZEITUNG und der ILLUSTRIERTEN 

KRONENZEITUNG zur KLEINEN WIENER KRIEGSZEITUNG zusammengelegt. 

Nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges nahm DAS KLEINE BLATT ab 5. August 

1945 seine Erscheinungsfolge wieder auf. (Paupié: 1969, S. 103) 

Aufgrund des Erfolges des „Konkurrenzblattes“ „Das Kleine Blatt“ wurde „Das 

Kleine Volksblatt“, eine christlich-sozial-geprägte Tageszeitung, gegründet. Die 

Beliebtheit der sozial-demokratisch-bürgerlichen Zeitung brachte den Anhänger der 

„Christlich-Sozialen“, Monsignore  Jacob Fried  dazu, über eine eigene Zeitung 
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nachzudenken. Den schnellen Erfolg der sozial-demokratischen Boulevardzeitung 

mit einem raschen Zuwachs an Lesern, wollte auch er schaffen, jedoch auf 

katholischem Wege. (vgl. Weissenböck: 2008, S. 36)  

11.1.3. „Das Kleine Blatt“ 

Während der Zwischenkriegszeit, 1927, wurde „Das Kleine Blatt“ gegründet. Der 

Auslöser für die Gründung dieser neuen Zeitung war die Tatsache, dass die 

„Arbeiter-Zeitung“ in der Ersten Republik Leser verloren hatte. Zu dieser Zeit 

erhöhte sich die Mitgliederzahl der sozialdemokratischen Partei, jedoch die 

Leserzahlen der „Arbeiter-Zeitung“ waren eher rückläufig. Dies lässt sich damit 

erklären, dass dieses Blatt sich mehr an die intellektuelle Bevölkerungsschicht 

richtete. Der Wunsch nach einer „bürgerlichen Zeitung“ wurde immer stärker. 

Hinzu kam, dass die „Arbeiter-Zeitung“ im Verhältnis zu anderen Zeitungen relativ 

teuer und so nicht für jeden leistbar war. (vgl. Vertectis, 2006: S. 92ff.) 

Zu Beginn wurde der Gründung einer neuen Zeitung mit Skepsis begegnet, da die 

sozialdemokratische Partei befürchtete, die Leser der „Arbeiter-Zeitung“ an das 

neue Blatt zu verlieren und so ein Konkurrenzkampf der beiden Blätter innerhalb 

der Partei geschürt werden könnte. Trotz aller Befürchtungen und Zweifel erschien 

„Das Kleine Blatt“ zum ersten Mal am 1. März 1927. (vgl. Vertectis, 2006: S. 92ff.)  

Das Kleine Blatt kam an Montagen morgens heraus und an den restlichen Tagen der 

Woche (Dienstag-Sonntag) mittags. (vgl. Melischek/Seethaler:1992 S.121) 1929 trat 

eine Pressegesetznovelle in Kraft, die es Bezirksgerichten erlaubte, Presseprozesse 

zu führen; dies war die erste Drosselung der Meinungsfreiheit.  

Am 14. April 1930 wurde das Blatt Opfer einer weiteren Einengung der 

Meinungsfreiheit. Es kam zu ersten Beschlagnahmungen, denen weitere folgten, bis 

das Blatt ganz unter Vorzensur gestellt wurde.  Im Zuge des Bürgerkrieges wurde 

„Das Kleine Blatt“ am 12. Februar 1934, nur sieben Jahre nach seiner Gründung, 

das erste Mal komplett eingestellt. Schon zwei Wochen später produzierte es der 

„Vorwärts“-Verlag wieder.
2
 Vor dem Anschluss Österreichs an Hitler-Deutschland 

war „Das Kleine Blatt“ der Regierung gegenüber äußerst kritisch eingestellt. Zwar 

                                                 
2
 Der Vorwärts-Verlag war bis 1988 Parteiverlag der österreichischen Sozialdemokraten und brachte auch 

die Arbeiter-Zeitung heraus.  
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titelte das Blatt noch die Freiheit von Österreich, um sofort nach dem 12. März 1938 

die Hitler Truppen in Österreich willkommen zu heißen. In der Zeit zwischen 

Anschluss und Kriegsbeginn wurde die zuvor sozial-demokratisch gerichtete 

Tageszeitung, sowie der Rest des Mediensystems, gleichgeschaltet. Am 1. 

September 1944 fusioniert „Das Kleine Blatt“ mit anderen Wiener Zeitungen zur 

„Kleinen Wiener Kriegszeitung“. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde es erneut als 

das bekannte „Kleine Blatt“ geführt, bis es am 26. Juni 1971 endgültig eingestellt 

wurde. (vgl. Vertectis, 2006: S. 92ff.) 

 

II. Empirischer Teil: 

 

12.   Forschungsleitende Fragestellungen und dazugehörige   

Hypothesen 

 

Forschungsfrage 1: Hatten Presseanweisungen zwischen 1933 und Anfang 1938 

Einfluss auf die Medienlandschaft Österreichs? 

Hypothese 1: Hier wird davon ausgegangen, dass in den Jahren 1933 bis Anfang 

1938 die Presseanweisungen in den österreichischen Zeitungen noch keinen Einfluss 

nahmen, da Österreich erst ab März 1938 unter NS-Herrschaft stand und davor in 

Österreich noch keine Gleichschaltung der Presse stattfand oder es das 

Schrifteitergesetz gab. Hier wird ferner davon ausgegangen, dass in den Zeitungen 

Artikel gefunden werden können, in denen noch eine ablehnende Haltung gegenüber 

der Nationalsozialisten zu bemerken ist.  

 

Forschungsfrage 1.1.: Am 12. Februar 1934 wurde folgende Presseanweisung 

ausgegeben: „Die deutsche Regierung bewahrt gegenüber den außenpolitischen 

Tendenzen des neuen französischen Kabinetts eine abwartende Haltung, da noch 

nicht klar ersichtlich ist, in welcher Richtung tatsächlich die neue Regierung in der 

Abrüstungsfrage insbesondere vorgehen wird. Aus diesem Grunde sind 
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Erörterungen über die außenpolitischen Tendenzen Frankreichs im Augenblick 

pressepolitisch nicht am Platze.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1985, S. 79) Am 14. 

März 1935 wurde diese Presseanweisung ausgegeben: „Vielfach liest man, dass 

jüdische Emigranten und Auswanderer in Palästina schlechte Berufsaussichten 

hätten. Das Reich hat keinerlei Interesse daran, die Auswanderung von Juden und 

Emigranten nach Palästina damit zu erschweren.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 

1987, S. 146)  

Hypothese 1.1.: Hier wird davon ausgegangen, dass diese zwei, als Beispiele 

gewählten, Presseanweisungen in den Tageszeitungen Österreichs nicht befolgt 

wurden. Darüber hinaus besteht die Vermutung, dass in dem besagten Zeitraum in 

den österreichischen Zeitungen noch eine eher ablehnende Haltung gegenüber den 

Nationalsozialisten bestand. 

 

Forschungsfrage 2: Wie waren die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlingen/Emigranten formuliert? 

Hypothese 2: Wenn Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlingen/Emigranten 

ausgegeben wurden, dann wurde klar befohlen was veröffentlich bzw. nicht 

veröffentlich werden sollte.  

 

Forschungsfrage 3: Wurden die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlingen/Emigranten eingehalten? 

Hypothese 3: Hier wird davon ausgegangen, dass sich alle Zeitungen ab 1938 strikt 

an die Anweisungen gehalten haben. Ferner wird hier davon ausgegangen, dass das 

Blatt „Völkischer Beobachter“ die Anweisungen mit Sicherheit übernommen hat, da 

es als Sprachrohr der NSDAP agierte.  
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Forschungsfrage 4: Wie schnell wurden die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlingen/Emigranten umgesetzt? 

Hypothese 4: Hier besteht die Vermutung, dass die Presseanweisungen 

schnellstmöglich umgesetzt wurden; wiederum wird davon ausgegangen, dass der 

„Völkische Beobachter“ am schnellsten agierte, jedoch auch die beiden anderen 

Zeitungen werden aufgrund der Gleichschaltung der Presse und des 

Schriftleitergesetzes sehr schnell agiert haben. 

 

Forschungsfrage 5: Die Presseanweisung vom 20. Juni 1938 lautete: „Über die 

„Judenverfolgung“ in Berlin und im Reiche berichtet das Ausland nach wie vor in 

großer Aufmachung. Die Gründe für diese Ereignisse seien bekannt. Die 

Bevölkerung sei erregt über die „Emigration“ der Juden nach Berlin, wo mehrere 

Tausend in den letzten Monaten zugezogen seien. Sie hätten geglaubt, in der 

Großstadt eher untertauchen zu können. Es seien zahlreiche neue jüdische 

Geschäfte eröffnet worden, vorhandene hatten erweitert werden können. Eine 

allgemeine Lauheit sei gegenüber der Judenfrage unverkennbar, besonders was den 

Kauf bei Juden angehe. […] (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 592) 

Hypothese 5: Hier wird davon ausgegangen, dass die Presseanweisung binnen 

weniger Tage in den Zeitungen wiederzufinden war, wobei vermutet wird, dass die 

Berichterstattung beim Völkischen Beobachter früher Platz fand, als bei den beiden 

anderen Zeitungen, da es sich bei der Presseanweisung über Geschehnisse in Berlin, 

der Hauptstadt Deutschlands handelte. 

 

Forschungsfrage 6: Die Presseanweisung vom 15 Juli 1938 lautete wie folgt: 

„Auswärtiges Amt: Die Konferenz von Evian ist nun auseinandergegangen, ohne 

dass viel herausgekommen wäre. Wir haben an sich keinen Anlass, die 

Angelegenheit besonders aufzumachen. Vor allem wird dringend gebeten, die 

Empfehlungen, dass die Ausreiseländer gewissermaßen hilfreich mittätig sein 

sollen, absolut zu ignorieren. In der einen oder anderen Form soll freundlich 

anerkannt werden, dass sich einige südamerikanische Staaten dagegen gewandt 
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haben, dass die Schlussresolution [Ausfälle gegen Deutschland] enthält. (Nach 

dieser Bemerkung können (gestr.: wir) also [auch wir] (gestr.: auch wie) über die 

Konferenz etwas bringen. Der Vertreter des Auswärtigen Amts hat uns noch 

gebeten, vielleicht den Gedanken mitzuverwenden, dass jetzt jene Staaten sich 

besonders eifrig betätigen, die seinerzeit nach Kriegsschluss die Deutschen rigoros 

über Nacht aus ihren Grenzen verwiesen haben, dabei soll jedoch das Wort Elsass 

nicht fallen.)“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 656f.) 

Hypothese 6: Hier wird davon ausgegangen, dass die Anweisungen binnen  

weniger Tage übernommen wurden. 

 

Forschungsfrage 7: Die Presseanweisung vom 8. November 1938 lautete: „Im 

Laufe des Nachmittags werde eine Blütenlese von Urkunden Zeugnis ablegen für 

den Geisteszustand der Emigrantenkreise und des internationalen Judentums. 

Darunter würden auch Gedichte sein. Das Attentat müsse wiederum auf der ersten 

Seite behandelt werden. Der Gedanke, der in einigen Zeitungen zum Ausdruck 

gekommen sei, dass die französischen Sender allgemein nicht mehr für die 

Propaganda der Juden zur Verfügung stünden, sei falsch. Die seinerzeit erlassene 

Anordnung der französischen Regierung betreffe nur die privaten Sender. Dass zum 

Beispiel Strassburg nicht gemeint war, sei gestern Abend bewiesen, wo Strassburg 

den Attentäter als harmlosen jungen Knaben hingestellt habe, den man nicht voll 

verantwortlich (ma)chen könne.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1052) 

Hypothese 7: Hier wird davon ausgegangen, dass sich alle drei beobachteten 

Zeitungen an die Anweisung gehalten haben und das Attentat über längere Zeit 

stark behandelten. 

 

Forschungsfrage 8: Die Presseanweisung vom 15. November 1938 lautete: „Die 

Presse muss schon morgen früh alle Meldungen in großer Aufmachung bringen, 

nach denen andere Länder sich gegen die Aufnahme von Juden mit allen Mitteln 

zur Wehr setzen. So liegen z.B. Meldungen vor, dass in Belgien 

Konzentrationslager für jüdische Emigranten eingerichtet werden. Polen wehrt sich 
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gegen die Zurücknahme seiner eigenen jüdischen Staatsangehörigen, die im 

Ausland leben, weil es nicht weiß, was es mit den ganzen Juden anfangen soll.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1079f.) Die Presseanweisung vom 17. 

November 1938 lautete: „[…] In viel stärkerem Maße als bisher müsse in den 

nächsten Tagen, mindestens für eine Woche, alles herausgestellt werden, was 

irgendwie zeige, dass ausländische Regierungen sich weigern, Juden bei sich 

aufzunehmen. Ebenso sei groß aufzumachen und zu kommentieren, was über 

schlechte Behandlungen von Juden in anderen Ländern gemeldet werde, 

insbesondere auch über Überführung ins Konzentrationslager. […]“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1084ff.) 

Hypothese 8: Hier wird davon ausgegangen, dass sich die Journalisten an die 

Presseanweisung hielten und am nächsten Tag die Titelblätter dementsprechend 

gestalteten und ebenso wie gefordert, mehrere Tage darüber berichteten. 

 

Forschungsfrage 9: Die Presseanweisung vom 19. November 1938 lautete: „Die 

Anweisungen zur Judenfrage seien offenbar nicht überall verstanden worden. Es 

soll das Wirken der Juden in Deutschland gezeigt werden, in der 

Arbeiterbewegung, im Liberalismus, in der Kultur, in der Finanz, am Hofe, 

während des Krieges, beim Munitionsarbeiterstreik, im letzten Kriegsjahr, in der 

Novemberrevolte, in den ersten Regierungen der Republik, in der Korruption usw. 

Die Tendenz sei ebenfalls missverstanden worden. Gegen die Spießer heiße nicht, 

dass man durch Schlagzeigen den Eindruck erwecken soll, als seien große Teile des 

Volkes mit den Maßnahmen gegen die Juden nicht einverstanden. Die Artikelserie 

müsse in allen Zeitungen mit der deutlichen Tendenz schließen: Deutsches Volk, du 

hast jetzt lesen können, wie und wo dir die Juden geschadet haben, wenn du nun 

noch einen griesgrämigen Volksgenossen triffst, so weißt du, dass er einer von 

denen ist, die es immer noch nicht begriffen haben, die also zu den ständigen 

Neinsagern gehören. Notiere ihn dir. Das sind die Männer, die dem Führer in den 

Rücken fallen.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1059f.) 

Hypothese 9: Hier wird davon ausgegangen, dass die Tageszeitungen umgehend 

den Presseanweisungen folgten. 
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Forschungsfrage 10: Die Presseanweisung vom 5. Juni 1939 lautete: 

„Ministerialdirektor Wohlthat fährt in nichtamtlicher Eigenschaft nach London zu 

informatorischen Besprechungen über die planmäßige Abwanderung der Juden. 

Berichterstattung für die deutsche Presse gesperrt.“  (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:2001, S. 539)  

Hypothese 10: Hier wird davon ausgegangen, dass die Auswanderung der Juden 

thematisiert wurde, jedoch nichts über Ministerialdirektor Wohlthat zu lesen war.  

 

Forschungsfrage 11:  

Die Presseanweisung vom 8. Juni 1939 lautete: „Über die bevorstehende Rückkehr 

der in Cuba nicht zugelassenen jüdischen Emigranten darf nicht berichtet werden.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 550) 

Die Presseanweisung vom 10 Juni 1939 besagte: „Judenauswanderung: Es ist nicht 

zweckmäßig, wenn die Presse sich mit der Zurückweisung von ausgewanderten 

Juden durch andere Länder (z.B. Cuba) beschäftigt. Das hätte höchstens zur Folge, 

dass Juden in ihrem Auswanderungsentschluss wankend werden. Das gleiche gilt 

für Meldungen über Festnahmen von unerlaubt nach Palästina eingewanderter 

Juden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.559) 

Die Presseanweisung vom 21. Juli 1939 wies die Journalisten folgendermaßen an: 

„Es soll nichts über deutsche Besprechungen mit dem Evian-Ausschuss gebracht 

werden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.724) 

Hypothese 11: Hier wird angenommen, dass die Presseanweisungen befolgt 

wurden und demnach nichts über diese Themen in den Zeitungen zu finden war.  
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13. Methodenwahl 

Die Wahl der Methode für die Forschung der vorliegenden Arbeit war einfach, da 

das Forschungsproblem (ein Vergleich von Presseanweisungen und Zeitungsartikeln 

aus längst vergangenen Jahren) kaum anders zu beantworten war.  

Zunächst wird nun darauf eingegangen was eine Inhaltsanalyse ist und wie sie 

durchgeführt wird, darauffolgend wird die von der Autorin gewählte Form der 

Inhaltsanalyse dargestellt und dem folgt die tatsächliche Forschung mit Codebögen 

und Codebüchern und die Analyse und Interpretation eben dieser. 

13.1. Die Inhaltsanalyse 

Die Inhaltsanalyse ist ein wichtiger Teil der empirischen Sozialforschung. In vielen 

unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen, wie u.a. Psychologie, Geschichte, 

Publizistik, Ethnologie und Literaturwissenschaft, wird dieses Verfahren eingesetzt. 

Der Begriff Inhaltsanalyse leitet sich aus der englischen Bezeichnung, der content 

analysis, ab. Mithilfe der inhaltsanalytischen Verfahren werden 

Kommunikationsinhalte, wie Texte, Bilder und Filme untersucht, wobei der 

Schwerpunkt auf der Analyse von Texten liegt. (vgl. Atteslander:2008, S.181) 

Kommunikation findet nicht im luftleeren Raum, sondern in einer spezifischen 

sozialen Umwelt, also einer sozialen Situation statt. Das einfache Modell der 

sozialen Kommunikation kann beschrieben werden als Zeichenverkehr zwischen 

Sender und Empfänger, in dem ein bestimmter Inhalt übermittelt wird, dessen 

Erzeugung und Entschlüsselung von einer Vielzahl von Bedingungen (soziale 

Situation) bestimmt wird. (Atteslander:2008, S. 182) 

Dieser allgemeine Zusammenhang kann für die Inhaltsanalyse als 

sozialwissenschaftliche Forschungsmethode nutzbar gemacht werden, indem von 

den Kommunikationsinhalten (meistens ein Text) auf die anderen drei Teile des 

Kommunikationsprozesses (Sender, Empfänger, soziale Situation) geschlossen 

werden kann. Ein Ziel der Inhaltsanalyse neben der Beschreibung und Auswertung 

des eigentlichen Textinhaltes ist es also, aus den manifesten Merkmalen eines Textes 

auf Zusammenhänge seiner Entstehung und Verwendung zu stoßen. 

(Atteslander:2008, S.182) 
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Die Geschichte der Inhaltsanalyse geht weit zurück; zu Beginn kam eine 

inhaltsanalytische Vorgehensweise zur Anwendung, die einen intuitiven Schluss 

von manifesten Inhalten auf latente Zusammenhänge bzw. Vorgehensweisen 

erlaubte. Dies war die Phase der Intuition, die bis etwa 1900 dauerte.    

Parallel und in der weiteren Folge (bis 1926) gab es die quantitativ-deskriptive 

Phase, diese ist durch den Anspruch der intersubjektiven Überprüfbarkeit 

gekennzeichnet; die Quantifizierung von inhaltlichen Aussagen oder Merkmalen 

sollte dieses Ziel erreichbar machen. Dies war von Nöten, da in der 2. Hälfte des 19. 

Jahrhunderts die Massenpresse aufkam. (vgl. Atteslander:2008, S.184ff.) „Die 

deskriptive Inhaltsanalyse ist dem allgemeinen Kommunikationsansatz zuzuordnen, 

der sich hauptsächlich mit der Untersuchen einzelner Medien und ihrer Analysen im 

Hinblick auf bestimmte Kriterien befasst, z.B. der Untersuchung von 

Parteizeitungen, Berichterstattung zu Sensationen, Kriminalfällen u. Ä.“ 

(Atteslander:2008, S. 186) 

Bis 1941 galt die Phase der Reifung zum eigenständigen Erhebungsinstrument 

sozialer Wirklichkeit. Diese Entwicklungsrichtung basierte auf drei Ursachen: 

Erstens traten zu dieser Zeit neue Medien auf (Rundfunk und Film), zweitens dehnte 

sich das Interesse von inhaltsinternen auf inhaltsexterne Merkmale aus und drittens 

hatten die beiden Weltkriege zur Folge, dass man die Zusammenhänge zwischen 

politischer Propaganda und der Wirkung auf bestimmte Texte erforschte. (vgl. 

Atteslander:2008, S. 186) 

Zwischen 1941 und 1967 galt die Phase der interdisziplinären Erweiterung. Zu 

dieser Zeit wurde die Methode erstmals systematisch und von verschiedenen 

Ansätzen ausgehend betrachtet. Neue Forschungsgebiete rückten in den Fokus der 

Wissenschaft, wie z.B. Wahlverhalten, Propagandasendungen und die Wirkung auf 

den Leser. „Durch die Einbeziehung neuer Theorien entwickelte sich ein Trend zur 

Kommunikationsanalyse, insbesondere im Bereich sozialpsychologischer und 

psychologischer Fragestellungen.“ (Atteslander:2008, S. 187) 

1967 begann die Phase der theoretisch-methodischen Fundierung, die bis heute noch 

nicht abgeschlossen ist. In der Methodendiskussion der letzten Jahrzehnte fand eine 

Auseinandersetzung zwischen den Anhängern der quantitativen und qualitativen 
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Inhaltsanalyse statt. Ein Kritikpunkt ist die Selektivität der quantitativen Verfahren, 

es werden nicht alle Bedeutungsinhalte von Kommunikation untersucht und somit 

bestimmte Aspekte des Textes nicht berücksichtigt. Den qualitativen Verfahren wird 

mangelnde Nachvollziehbarkeit, Subjektivität und auch Willkür vorgeworfen“ 

(Atteslander:2008, S.187f.) Sich die Frage zu stellen, welche Form der 

Inhaltsanalyse die „richtige“ sei, erscheint insofern unsinnig, als dies je nach 

Forschungsinteresse unterschiedlich ist.  

In seinem Buch „Methoden der empirischen Sozialforschung) nimmt Peter 

Atteslander Bezug auf die Grundlagen Klaus Mertens. Mertens Definition bezüglich 

der Inhaltsanalyse lautet wie folgt: „Inhaltsanalyse ist eine Methode der 

Datenerhebung zur Aufdeckung sozialer Sachverhalte, bei der durch die Analyse 

eines vorgegebenen Inhalts (z.B. Text, Bild, Film) Aussagen über den 

Zusammenhang seiner Entstehung, über die Absicht seines Senders, über die 

Wirkung auf den Empfänger und/oder auf die soziale Situation gemacht werden.“ 

(Atteslander:2008, S. 189)   

13.2. Forschungszusammenhang 

Einfach ausgedrückt, beschäftigt sich die vorliegende Arbeit mit der Absicht des 

Senders (Goebbelschen Presseanweisungen) und dessen Wirkung auf den 

Empfänger, welcher in diesem Falle die untersuchten Zeitungen (‚Völkischer 

Beobachter‘, ‚Das Kleine Volksblatt‘, ‚Das Kleine Blatt‘) sind.  

Die Forschung lehnt sich an Mertens Modell der inferentiellen Inhaltsanalyse an, 

mit welcher er sich in seinem Werk „Inhaltsanalyse“ eingehend beschäftigt. „[...] 

die Bedingungen und Möglichkeiten, gültig von einem Text auf den Kontext zu 

schließen, präzisiert werden. Dazu werden zunächst theoretische und 

methodologische Probleme erörtert, die dann an einigen Beispielen festgemacht 

werden. Unter Schließen ist hier die theoretische Inferenz von 

Merkmalsauprägungen des Textes auf Merkmalsausprägungen der sozialen 

Wirklichkeit zu verstehen, nicht der statistische Schluss (Repräsentationsausschluss) 

von Eigenschaften einer Textstichprobe auf Eigenschaften einer der 

Grundgesamtheit.“ (Merten: 1983, S. 107) 
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Die inferentielle Inhaltsanalyse unterteilt sich in zwei Modelle: das 

Repräsentationsmodell und das Instrumentalmodell. Für die vorliegende Arbeit 

kommt das Repräsentationsmodell zum Tragen. „Das Repräsentationsmodell bzw. 

die Reflektionshypothese gehen also davon aus, dass manifeste Texte ein 

verlässliches Abbild oder Korrelat des Kontextes abgeben, so dass damit der 

Inferenzschluss vom Text auf den Kontext legal wird.“ (Merten:1983, S. 108) In 

diesem Sinne impliziert dieses Modell, dass die Texte (hier: Zeitungsberichte), die 

dahinter stehende soziale Realität wiedergeben. Hinzufügend impliziert es ebenfalls, 

dass die Zeitungsberichte keine bewusste Verzerrung darstellen. Die genannte, 

dahinter stehende soziale Realität sind die Presseanweisungen.  

Das Äquivalent des oben erwähnten Repräsentationsmodells, ist das 

Instrumentalmodell  bzw. die Kontrollhypothese. „Sie unterstellt, dass die Medien 

Vorreiter sind und damit gesellschaftliche Strukturen gerade eben nicht reflektieren, 

sondern kontrollieren bzw. verändern.“ (Merten:1983, S. 109) Aus diesem Zitat 

erschließt sich, wieso das Instrumentalmodell in der vorliegenden Arbeit nicht 

passend wäre, da in dem genannten Untersuchungszeitraum die Medien auf Grund 

der Gleichschaltung keine Kontrollfunktion innehatten; aus genanntem Grund 

wurde das Repräsentationsmodell als am geeignetsten empfunden und gewählt.  

Als Untersuchungsgrundlage dienen ausgewählte Presseanweisungen aus den Jahren 

1933 bis 1939, die sich mit der Emigration von Juden beschäftigen. Als 

Untersuchungsmaterial wurden drei österreichische Tageszeitungen gewählt, die zu 

dem angegebenen Zeitraum erschienen sind. (‚Völkischer Beobachter‘, ‚Das Kleine 

Volksblatt‘, ‚Das Kleine Blatt‘) Zu überprüfen ist, inwieweit die Goebbelschen 

Presseanweisungen durch eben diese Tageszeitungen umgesetzt wurden.  
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13.3. Presseanweisungen 

Für die vorliegende Arbeit wurden einige Presseanweisungen aus den Jahren 1933 

bis 1939 ausgewählt, die sich auf jüdische Flüchtling/Emigranten beziehen, da sich 

diese Arbeit mit den Inhalten der Presseanweisungen in den Vorkriegsjahren 

beschäftigt. 

Um die, für die Forschung benötigten Presseanweisungen zu erhalten, wurden alle 

Bände des Werkes „NS-Presseanweisungen der Vorkriegszeit 1933 – 1939 von 

Hans Bohrmann und Gabriele Toepser-Ziegert, herangezogen.  

Mithilfe des Sach- und Ortsregisters wurden nach den Schlagworten Emigranten, 

Emigration, Flüchtlinge und Juden gesucht, hierbei wurden 

 43 Presseanweisungen zum Thema Emigranten, 

 24 Presseanweisungen zum Thema Emigration, 

 22 Presseanweisungen zum Thema jüdische Emigration, 

 4 Presseanweisungen zum Thema Flüchtlinge und 

 76 Presseanweisungen zum Thema Juden gefunden.  

Diese insgesamt 169 Presseanweisungen wurden gelesen und bereits hier wurde die 

erste große Selektion vorgenommen, da viele der Presseanweisungen nicht mit dem 

Thema dieser Arbeit übereinstimmten.  

Von den übrig gebliebenen, relevanten Presseanweisungen wurde 14 ausgewählt, um 

als Basis der Forschung dieser Arbeit zu dienen.  

Als Teil der tatsächlichen Forschung wurden die folgenden 12 Presseanweisungen 

herangezogen. 

Zsg. 101/3/88/Nr.264               vom 12. Februar 1934 

Die deutsche Regierung bewahrt gegenüber den außenpolitischen Tendenzen des 

neuen französischen Kabinetts eine abwartende Haltung, da noch nicht klar 

ersichtlich ist, in welcher Richtung tatsächlich die neue Regierung in der 

Abrüstungsfrage insbesondere vorgehen wird. Aus diesem Grunde sind 

Erörterungen über die außenpolitischen Tendenzen Frankreichs im Augenblick 

pressepolitisch nicht am Platze. Die internationale Abrüstungsdiskussion ist sehr 

erheblich ins Stocken geraten. Die Regierung bittet ferner über die innerpolitisch-
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französischen Vorgänge nach wie vor Zurückhaltung zu üben, wenn auch 

naturgemäß sachliche ausführliche Berichte gebracht werden sollen. Dass z.B. in 

Paris deutsche Emigranten verhaftet wurden, kann in größerer Aufmachung 

erscheinen, da die Regierung schon immer vor dem Treiben der Emigranten 

gewarnt hat. (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1985, S. 79) 

 

Zsg. 101/5/89/Nr. 1187         vom 14.März 1935 

Vielfach liest man,, dass jüdische Emigranten und Auswanderer in Palästina 

schlechte Berufsaussichten hätten. Das Reich hat keinerlei Interesse daran, die 

Auswanderung von Juden und Emigranten nach Palästina damit zu erschweren. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1987, S. 146) 

s.a. Zsg. 102/1/32 (3)         vom 14. März 1935 

Ferner wurde in der Pressekonferenz bemerkt, dass verschiedene Zeitungen, sogar 

nationalsozialistische, von Einwanderungsschwierigkeiten für die Juden in 

Palästina und anderen Ländern berichtet hätten. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1987, 

S. 146) 

Zsg. 102/10/200/ (5)           vom 20. Juni 1938 

„Über die „Judenverfolgung“ in Berlin und im Reiche berichtet das Ausland nach 

wie vor in großer Aufmachung. Die Gründe für diese Ereignisse seien bekannt. Di e 

Bevölkerung sei erregt über die „Emigration“ der Juden nach Berlin, wo mehrere 

Tausend in den letzten Monaten zugezogen seien. Sie hätten geglaubt, in der 

Großstadt eher untertauchen zu können. Es seien zahlreiche neue jüdische 

Geschäfte eröffnet worden, vorhandene hatten erweitert werden können. Eine 

allgemeine Lauheit sei gegenüber der Judenfrage unverkennbar, besonders was den 

Kauf bei Juden angehe. Dies seien die Gründe, die zu einer spontanen Aktion 

geführt hätten. Über das, was am Samstag von DNB gesagt worden sei, brauche 

man bei der Berichterstattung nicht hinauszugehen. Bei neuen Erscheinungen 

würden neue offizielle Mitteilungen ausgegeben werden.“ (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:1999, S. 592) 
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Zsg. 102/11/31/30 (4)            vom 15. Juli 1938 

Auswärtiges Amt: Die Konferenz von Evian ist nun auseinandergegangen, ohne 

dass viel herausgekommen wäre. Wir haben an sich keinen Anlass, die 

Angelegenheit besonders aufzumachen. Vor allem wird dringend gebeten, die 

Empfehlungen, dass die Ausreiseländer gewissermaßen hilfreich mittätig sein 

sollen, absolut zu ignorieren. In der einen oder anderen Form soll freundlich 

anerkannt werden, dass sich einige südamerikanische Staaten dagegen gewandt 

haben, dass die Schlussresolution [Ausfälle gegen Deutschland] enthält. (Nach 

dieser Bemerkung können (gestr.: wir) also [auch wir] (gestr.: auch wie) über die 

Konferenz etwas bringen. Der Vertreter des Auswärtigen Amts hat uns noch 

gebeten, vielleicht den Gedanken mitzuverwenden, dass jetzt jene Staaten sich 

besonders eifrig betätigen, die seinerzeit nach Kriegsschluss die Deutschen rigoros 

über Nacht aus ihren Grenzen verwiesen haben, dabei soll jedoch das Wort Elsass 

nicht fallen.) (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 656f.) 

      Zsg. 102/13/12/37 (2)                                                             vom 8. November 1938  

 Im Laufe des Nachmittags werde eine Blütenlese von Urkunden Zeugnis ablegen für 

den Geisteszustand der Emigrantenkreise und des internationalen Judentums. 

Darunter würden auch Gedichte sein. Das Attentat müsse wiederum auf der ersten 

Seite behandelt werden. Der Gedanke, der in einigen Zeitungen zum Ausdruck 

gekommen sei, dass die französischen Sender allgemein nicht mehr für die 

Propaganda der Juden zur Verfügung stünden, sei falsch. Die seinerzeit erlassene 

Anordnung der französischen Regierung betreffe nur die privaten Sender. Dass zum 

Beispiel Strassburg nicht gemeint war, sei gestern Abend bewiesen, wo Strassburg 

den Attentäter als harmlosen jungen Knaben hingestellt habe, den man nicht voll 

verantwortlich (ma)chen könne. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1052) 
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Zsg. 102/13/36-37            vom 15. November 1938  

Die Presse muss schon morgen früh alle Meldungen in großer Aufmachung 

bringen, nach denen andere Länder sich gegen die Aufnahme von Juden mit allen 

Mitteln zur Wehr setzen. So liegen z.B. Meldungen vor, dass in Belgien 

Konzentrationslager für jüdische Emigranten eingerichtet werden. Polen wehrt sich 

gegen die Zurücknahme seiner eigenen jüdischen Staatsangehörigen, die im 

Ausland leben, weil es nicht weiß, was es mit den ganzen Juden anfangen soll. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1079f.) 

Zsg. 102/13/38-39/30 (11)          vom 17. November 1938  

[…] In viel stärkerem Maße als bisher müsse in den nächsten Tagen, mindestens 

für eine Woche, alles herausgestellt werden, was irgendwie zeige, dass 

ausländische Regierungen sich weigern, Juden bei sich aufzunehmen. Ebenso sei 

groß aufzumachen und zu kommentieren, was über schlechte Behandlungen von 

Juden in anderen Ländern gemeldet werde, insbesondere auch über Überführung 

ins Konzentrationslager. […] (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1084ff.) 

Zsg. 102/13/43 (6)                     vom 19. November 1938  

Die Anweisungen zur Judenfrage seien offenbar nicht überall verstanden worden. 

Es soll das Wirken der Juden in Deutschland gezeigt werden, in der 

Arbeiterbewegung, im Liberalismus, in der Kultur, in der Finanz, am Hofe, 

während des Krieges, beim Munitionsarbeiterstreik, im letzten Kriegsjahr, in der 

Novemberrevolte, in den ersten Regierungen der Republik, in der Korruption usw. 

Die Tendenz sei ebenfalls missverstanden worden. Gegen die Spießer heiße nicht, 

dass man durch Schlagzeigen den Eindruck erwecken soll, als seien große Teile des 

Volkes mit den Maßnahmen gegen die Juden nicht einverstanden. Die Artikelserie 

müsse in allen Zeitungen mit der deutlichen Tendenz schließen: Deutsches Volk, du 

hast jetzt lesen können, wie und wo dir die Juden geschadet haben, wenn du nun 

noch einen griesgrämigen Volksgenossen triffst, so weißt du, dass er einer von 

denen ist, die es immer noch nicht begriffen haben, die also zu den ständigen 

Neinsagern gehören. Notiere ihn dir. Das sind die Männer, die dem Führer in den 

Rücken fallen. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1059f.) 
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Zsg. 102/17/132/29 (4)             vom 5. Juni 1939 

Ministerialdirektor Wohlthat fährt in nichtamtlicher Eigenschaft nach London zu 

informatorischen Besprechungen über die planmäßige Abwanderung der Juden. 

Berichterstattung für die deutsche Presse gesperrt.  (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:2001, S. 539) 

 

Zsg. 102/17/146/81           vom 8. Juni  1939   

Über die bevorstehende Rückkehr der in Cuba nicht zugelassenen jüdischen 

Emigranten darf nicht berichtet werden. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 550) 

 

Zsg. 102/17/155/59 (2)            vom 10.Juni 1939  

Judenauswanderung: Es ist nicht zweckmäßig, wenn die Presse sich mit der 

Zurückweisung von ausgewanderten Juden durch andere Länder (z.B. Cuba) 

beschäftigt. Das hätte höchstens zur Folge, dass Juden in ihrem 

Auswanderungsentschluss wankend werden. Das gleiche gilt für Meldungen über 

Festnahmen von unerlaubt nach Palästina eingewanderter Juden. 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.559) 

 

Zsg. 101/13/84/ Nr. 750           vom 21. Juli 1939  

Es soll nichts über deutsche Besprechungen mit dem Evian-Ausschuss gebracht 

werden. (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.724) 
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13.4. Codebuch und Codebogen 

Aufgrund der unterschiedlichen Inhalte der Forschungsfragen, ist es in dieser Arbeit 

nicht möglich einen einheitlichen Codebogen zu haben, der alle Forschungsfragen in 

sich auflistet. Infolge dessen besteht die Analyse aus elf Codebögen und 

Codebüchern. 

 

13.4.1. Forschungsfrage 1 

Hatten Presseanweisungen zwischen 1933 und Anfang 1938 Einfluss auf die 

Medienlandschaft Österreichs? 

Hypothese 1: Hier wird davon ausgegangen, dass in den Jahren 1933 bis Anfang 

1938 die Presseanweisungen in den österreichischen Zeitungen noch keinen Einfluss 

nahmen, da Österreich erst ab März 1938 unter NS-Herrschaft stand und davor in 

Österreich noch keine Gleichschaltung der Presse stattfand oder es das 

Schrifteitergesetz gab. Hier wird ferner davon ausgegangen, dass in den Zeitungen 

Artikel gefunden werden können, in denen noch eine ablehnende Haltung gegenüber 

den Nationalsozialisten zu bemerken ist.  

Forschungsfrage 1.1.: Am 12. Februar 1934 wurde die Presseanweisung „Die 

deutsche Regierung bewahrt gegenüber den außenpolitischen Tendenzen des neuen 

französischen Kabinetts eine abwartende Haltung, da noch nicht klar ersichtlich ist, 

in welcher Richtung tatsächlich die neue Regierung in der Abrüstungsfrage 

insbesondere vorgehen wird. Aus diesem Grunde sind Erörterungen über die 

außenpolitischen Tendenzen Frankreichs im Augenblick pressepolitisch nicht am 

Platze.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1985, S. 79) ausgegeben. Am 14. März 1935 

wurde die Presseanweisung ausgegeben: „Vielfach liest man, dass jüdische 

Emigranten und Auswanderer in Palästina schlechte Berufsaussichten hätten. Das 

Reich hat keinerlei Interesse daran, die Auswanderung von Juden und Emigranten 

nach Palästina damit zu erschweren.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1987, S. 146)   

Hypothese 1.1.: Hier wird davon ausgegangen, dass diese zwei, als Beispiele 

gewählten, Presseanweisungen in den Tageszeitungen Österreichs nicht befolgt 

wurden. Darüber hinaus besteht die Vermutung, dass in dem besagten Zeitraum in 
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den österreichischen Zeitungen noch eher eine ablehnende Haltung gegenüber den 

Nationalsozialisten bestand. 

Die Analyse der Forschungsfrage 1 und der dazugehörige Forschungsfrage 1.1. 

sollen zeigen, ob Presseanweisungen in den Jahren 1933 bis Anfang 1938 in den 

österreichischen Tageszeitungen schon eingeflossen sind.  

 

13.4.2. Forschungsfrage 2  

Wie waren die Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlinge/Emigranten formuliert? 

Hypothese 2: Wenn Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlingen/Emigranten 

ausgegebene wurden, dann wurde klar befohlen was veröffentlicht bzw. nicht 

veröffentlicht werden sollte.  

Die Analyse dieser Forschungsfrage soll aufzeigen, wie viele der oben erwähnten 10 

Presseanweisungen zum Thema jüdische Flüchtlinge/Emigranten darauf abzielen 

publiziert zu werden.  

Diese Frage wird in zwei Kategorien unterteilt: 

1. explizite PA (Presseanweisung) D (durchführen) – diese PA sagt explizit aus, 

welche Informationen, in welchem Zeitraum publiziert werden sollen  

2. explizite PA N (nicht durchführen) – diese PA sagt explizit aus, welche 

Informationen nicht publiziert werden sollen  

 

Die Rubrik „Presseanweisungen“ ordnet alle Presseanweisungen nach 

Erscheinungsdatum. 
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Codebogen Forschungsfrage 2:  

Presseanweisung: explizite PA D explizite PA N 

20.06.1938 1 0 

15.07.1938 1 1 

08.11.1938 1 0 

15.11.1938 1 0 

17.11.1938 1 0 

19.11.1938 1 0 

05.06.1939 0 1 

08.06.1939 0 1 

10.06.1939 0 1 

21.07.1939 0 1 

Summe 6 5 

Tabelle 2: Codebogen Forschungsfrage 2 : Absicht der Presseanweisungen 

13.4.3. Forschungsfrage 3 

Wurden die Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlingen/Emigranten eingehalten? 

Hypothese 3: Hier wird davon ausgegangen, dass sich alle Zeitungen ab 1938 strikt 

an die Anweisungen gehalten haben. Ferner wird hier davon ausgegangen, dass das 

Blatt „Völkischer Beobachter“ die Anweisungen mit Sicherheit übernommen hat, da 

es als Sprachrohr der NSDAP agierte.  

In der Analyse dieser Forschungsfrage soll geklärt werden, ob die 

Presseanweisungen in Bezug auf jüdische Flüchtlinge/Emigranten in Hinblick auf 

die gewählten Tageszeiten eingehalten worden sind.  
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Kategorienbildung Forschungsfrage 3: 

Diese sechs Kategorien werden in der Tabelle waagrecht aufgelistet und setzen sich 

wie folgt zusammen:  

1. VB – D – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Völkischer 

Beobachter“ durchgeführt 

2. VB – N – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Völkischer 

Beobachter“ nicht durchgeführt 

3. DKB – D – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Das Kleine 

Blatt“ durchgeführt 

4. DKB – N – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Das Kleine 

Blatt“ nicht durchgeführt 

5. DKVB – D – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Das 

Kleine Volksblatt“ durchgeführt 

6. DKVB – N – Themen anhand der Presseanweisungen in der Zeitung „Das 

Kleine Volksblatt“ nicht durchgeführt 

 

Die senkrechte Kategorie listet die Presseanweisungen nach Erscheinungsdatum auf.  
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Codebogen Forschungsfrage 3 

Presseanweisung VB-D VB-N DKB-D DKB-N DKVB-D DKVB-N 

20.06.1938 1 0 1 0 1 0 

15.07.1938 1 0 0 1 0 1 

08.11.1938 1 0 1 0 1 0 

15.11.1938 1 0 1 0 1 0 

17.11.1938 1 0 1 0 1 0 

19.11.1938 1 0 1 0 1 0 

05.06.1939 0 1 0 1 0 1 

08.06.1939 0 1 0 1 0 1 

10.06.1939 0 1 0 1 0 1 

21.07.1939 0 1 0 1 0 1 

Summe 6 4 5 5 5 5 

Tabelle 3: Codebogen Forschungsfrage 2 : Einhaltung der Presseanweisungen 
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13.4.4. Forschungsfrage 4 

Wie schnell wurden die Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlingen/Emigranten 

umgesetzt? 

Hypothese 4: Hier besteht die Vermutung, dass die Presseanweisungen 

schnellstmöglich umgesetzt wurden; wiederum wird davon ausgegangen, dass der 

„Völkische Beobachter“ am schnellsten agierte, jedoch auch die beiden anderen 

Zeitungen werden aufgrund der Gleichschaltung der Presse und dem 

Schriftleitergesetz sehr schnell agiert haben. 

Die Analyse der Forschungsfrage zielt darauf ab, festzustellen wie lange es gedauert 

hat, bis die Presseanweisungen in den zu untersuchenden Zeitungen umgesetzt 

wurden.  

Die senkrechte Kategorie listet die Presseanweisungen nach Erscheinungsdatum auf. 

Die waagrechte Kategorie: 

1. VB-D-T – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Völkischer 

Beobachter“ zur Anwendung kam und gibt zusätzlich die Anzahl der Tage, bis 

zur Umsetzung, an.  

2. VB-N – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Völkischer 

Beobachter“ nicht umgesetzt wurde und wird mit 1 markiert. 

3. DKB-D-T – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Das Kleine 

Blatt“ zur Anwendung kam und gibt zusätzlich die Anzahl der Tage, bis zur 

Umsetzung, an.  

4. DKB-N – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Das Kleine Blatt“ 

nicht umgesetzt wurde und wird mit 1 markiert. 

5. DKVB-D-T – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Das Kleine 

Volksblatt“ zur Anwendung kam und gibt zusätzlich die Anzahl der Tage, bis 

zur Umsetzung, an.  

6. DKVB-N – bedeutet, dass die Presseanweisung in der Zeitung „Das Kleine 

Volksblatt“ nicht umgesetzt wurde und wird mit 1 markiert. 
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Codebogen Forschungsfrage 4 

Presseanweisung VB-D-T VB-N DKB-D-T DKB-N DKVB-D-T DKVB-N 

20.06.1938 1 0 3 0 3 0 

15.07.1938 1 0 0 1 0 1 

08.11.1938 1 0 1 0 1 0 

15.11.1938 1 0 1 0 1 0 

17.11.1938 1 0 1 0 1 0 

19.11.1938 1 0 1 0 1 0 

05.06.1939 0 1 0 1 0 1 

08.06.1939 0 1 0 1 0 1 

10.06.1939 0 1 0 1 0 1 

21.07.1939 0 1 0 1 0 1 

Summe 6 4 7 5 7 5 

   Tabelle 4: Forschungsfrage 4 : Zeitraum bis zur Durchführung der Presseanweisungen 

In einem Gespräch mit dem Betreuer dieser Arbeit, Prof. Dr. Hausjell wurde 

deutlich, dass ein wesentlicher Punkt nicht bedacht wurde. In den Jahren 1938 und 

1939 kamen nicht alle Zeitungen zwangsläufig zur selben Tageszeit heraus und 

unterschiedliche Herausgabe bedeutet so viel wie unterschiedlicher 

Redaktionsschluss. Dahingehend kann man Zeitungen, die nicht die gleichen 

Bedingungen darlegen (in diesem Fall zur selben Uhrzeit herausgegeben worden zu 

sein) auch nicht miteinander vergleichen. 

In einer weiteren Recherche hat sich herausgestellt, dass der Völkische Beobachter 7 

Tage die Woche morgens herausgegeben wurde. (vgl.Paupié:1960,S.73) Und die 

beiden „Blätter“, das Kleine Blatt und das Kleine Volksblatt wurden Montag 

morgens und Dienstag bis Sonntag, mittags herausgegeben. (vgl. 

Melischek/Seethaler:1992,S.121,S.124)  
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Da sich herausgestellt hatte, dass 6 Tage der Woche die Herausgabe nicht 

übereinstimmte, wurde die Analyse und Interpretation dieser Forschungsfrage 4 an 

dieser Stelle verworfen.  

13.4.5. Forschungsfrage 5  

Die Presseanweisung vom 20. Juni 1938 lautete: „Über die „Judenverfolgung“ in 

Berlin und im Reiche berichtet das Ausland nach wie vor in großer Aufmachung. 

Die Gründe für diese Ereignisse seien bekannt. Die Bevölkerung sei erregt über die 

„Emigration“ der Juden nach Berlin, wo mehrere Tausend in den letzten Monaten 

zugezogen seien. Sie hätten geglaubt, in der Großstadt eher untertauchen zu 

können. Es seien zahlreiche neue jüdische Geschäfte eröffnet worden, vorhandene 

hatten erweitert werden können. Eine allgemeine Lauheit sei gegenüber der 

Judenfrage unverkennbar, besonders was den Kauf bei Juden angehe. […] 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 592) 

Hypothese 5: Hier wird davon ausgegangen, dass die Presseanweisung binnen 

weniger Tage in den Zeitungen wiederzufinden war, wobei vermutet wird, dass die 

Berichterstattung beim Völkischen Beobachter früher Platz fand, als bei den beiden 

anderen Zeitungen, da es sich bei der Presseanweisung über Geschehnisse in Berlin, 

der Hauptstadt Deutschlands handelte. 

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten wurden und 

gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema erschienen sind. 
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3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht umgesetzt 

wurde. 

 

Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 2 Woche danach. 

Codebogen Forschungsfrage 5 

20.06.1938 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 4 1 2 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Summe Artikel 4 1 2 

Tabelle 5: Forschungsfrage 5: PA vom 20.06.1938 

 

13.4.6. Forschungsfrage 6 

Die Presseanweisung vom 15 Juli 1938 lautete wie folgt: „Auswärtiges Amt: Die 

Konferenz von Evian ist nun auseinandergegangen, ohne dass viel herausgekommen 

wäre. Wir haben an sich keinen Anlass, die Angelegenheit besonders aufzumachen. 

Vor allem wird dringend gebeten, die Empfehlungen, dass die Ausreiseländer 

gewissermaßen hilfreich mittätig sein sollen, absolut zu ignorieren. In der einen 

oder anderen Form freundlich anerkannt werden, dass sich einige 

südamerikanische Staaten dagegen gewandt haben, dass die Schlussresolution 

[Ausfälle gegen Deutschland] enthält. (Nach dieser Bemerkung können (gestr.: wir) 

also [auch wir] (gestr.: auch wie) über die Konferenz etwas bringen. Der Vertreter 

des Auswärtigen Amts hat uns noch gebeten, vielleicht den Gedanken 

mitzuverwenden, dass jetzt jene Staaten sich besonders eifrig betätigen, die 

seinerzeit nach Kriegsschluss die Deutschen rigoros über Nacht aus ihren Grenzen 

verwiesen haben, dabei soll jedoch das Wort Elsass nicht fallen.)“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 656f.) 
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Hypothese 6: Hier wird davon ausgegangen, dass die Anweisungen binnen weniger 

Tage übernommen wurden. 

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten wurden und 

gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema erschienen sind. 

3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht umgesetzt 

wurde. 

Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 2 Woche danach. 

 Codebogen Forschungsfrage 6 

15.07.1938 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 3 0 0 

PA nicht 

eingehalten 

0 1 1 

Summe Artikel 3 0 0 

Tabelle 6: Forschungsfrage 6: PA vom 15.07.1938  
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13.4.7. Forschungsfrage 7 

Die Presseanweisung vom 8. November 1938 lautete: „Im Laufe des Nachmittags 

werde eine Blütenlese von Urkunden Zeugnis ablegen für den Geisteszustand der 

Emigrantenkreise und des internationalen Judentums. Darunter würden auch 

Gedichte sein. Das Attentat müsse wiederum auf der ersten Seite behandelt werden. 

Der Gedanke, der in einigen Zeitungen zum Ausdruck gekommen sei, dass die 

französischen Sender allgemein nicht mehr für die Propaganda der Juden zur 

Verfügung stünden, sei falsch. Die seinerzeit erlassene Anordnung der 

französischen Regierung betreffe nur die privaten Sender. Dass zum Beispiel 

Strassburg nicht gemeint war, sei gestern Abend bewiesen, wo Strassburg den 

Attentäter als harmlosen jungen Knaben hingestellt habe, den man nicht voll 

verantwortlich (ma)chen könne.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1052) 

Hypothese 7: Hier wird davon ausgegangen, dass sich alle drei beobachteten 

Zeitungen an die Anweisung gehalten haben und das Attentat über längere Zeit 

stark behandelten. 

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten 

wurden und gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema erschienen sind. 

3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht 

umgesetzt wurde. 
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Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 2 Woche danach. 

 Codebogen Forschungsfrage 7 

08.11.1938 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 5 21 14 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Summe Artikel 5 21 14 

Tabelle 7: Forschungsfrage 7: PA vom 08.11.1938 

 

13.4.8. Forschungsfrage 8 

Die Presseanweisung vom 15. November 1938 lautete: „Die Presse muss schon 

morgen früh alle Meldungen in großer Aufmachung bringen, nach denen andere 

Länder sich gegen die Aufnahme von Juden mit allen Mitteln zur Wehr setzen. So 

liegen z.B. Meldungen vor, dass in Belgien Konzentrationslager für jüdische 

Emigranten eingerichtet werden. Polen wehrt sich gegen die Zurücknahme seiner 

eigenen jüdischen Staatsangehörigen, die im Ausland leben, weil es nicht weiß, was 

es mit den ganzen Juden anfangen soll.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 

1079f.) Die Presseanweisung vom 17. November 1938 lautete: „[…] In viel 

stärkerem Maße als bisher müsse in den nächsten Tagen, mindestens für eine 

Woche, alles herausgestellt werden, was irgendwie zeige, dass ausländische 

Regierungen sich weigern, Juden bei sich aufzunehmen. Ebenso sei groß 

aufzumachen und zu kommentieren, was über schlechte Behandlungen von Juden in 

anderen Ländern gemeldet werde, insbesondere auch über Überführung ins 

Konzentrationslager. […]“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1084ff.) 

Hypothese 8: Hier wird davon ausgegangen, dass sich die Journalisten an die 

Presseanweisung hielten und am nächsten Tag die Titelblätter dementsprechend 

gestalteten und ebenso wie gefordert, mehrere Tage darüber berichteten. 
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Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten wurden und 

gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema erschienen sind. 

3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht umgesetzt 

wurde. 

 

Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 1 Monat danach. 

 

 Codebogen Forschungsfrage 8 

15.11.1938 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 2 4 9 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Summe Artikel 2 4 9 

Tabelle 8: Forschungsfrage 8: PA vom 15.11.1938 
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13.4.9. Forschungsfrage 9 

Die Presseanweisung vom 19. November 1938 lautete: „Die Anweisungen zur 

Judenfrage seien offenbar nicht überall verstanden worden. Es soll das Wirken der 

Juden in Deutschland gezeigt werden, in der Arbeiterbewegung, im Liberalismus, 

in der Kultur, in der Finanz, am Hofe, während des Krieges, beim 

Munitionsarbeiterstreik, im letzten Kriegsjahr, in der Novemberrevolte, in den 

ersten Regierungen der Republik, in der Korruption usw. Die Tendenz sei ebenfalls 

missverstanden worden. Gegen die Spießer heiße nicht, dass man durch 

Schlagzeigen den Eindruck erwecken soll, als seien große Teile des Volkes mit den 

Maßnahmen gegen die Juden nicht einverstanden. Die Artikelserie müsse in allen 

Zeitungen mit der deutlichen Tendenz schließen: Deutsches Volk, du hast jetzt lesen 

können, wie und wo dir die Juden geschadet haben, wenn du nun noch einen 

griesgrämigen Volksgenossen triffst, so weißt du, dass er einer von denen ist, die es 

immer noch nicht begriffen haben, die also zu den ständigen Neinsagern gehören. 

Notiere ihn dir. Das sind die Männer, die dem Führer in den Rücken fallen.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1059f.) 

Hypothese 9: Hier wird davon ausgegangen, dass die Tageszeitungen umgehend 

den Presseanweisungen folgten. 

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten 

wurden und gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema 

erschienen sind. 
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3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht 

umgesetzt wurde. 

 

Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 1 Woche danach. 

Codebogen Forschungsfrage 9 

19.11.1938 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 2 3 2 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Summe Artikel 2 3 2 

Tabelle 9: Forschungsfrage 9: PA vom 19.11.1938 

 

13.4.10. Forschungsfrage 10 

Die Presseanweisung vom 5. Juni 1939 lautete: „Ministerialdirektor Wohlthat fährt 

in nichtamtlicher Eigenschaft nach London zu informatorischen Besprechungen 

über die planmäßige Abwanderung der Juden. Berichterstattung für die deutsche 

Presse gesperrt.“  (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 539)  

Hypothese 10: Hier wird davon ausgegangen, dass die Anweisung eingehalten 

wurde und dieses Thema in den Zeitungen nicht erwähnt wurde.  

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 
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Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten 

wurden und gibt zugleich an wie viele Artikel zu dem Thema 

erschienen sind. 

3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht 

umgesetzt wurde. 

4. Juden – Auswanderung Juden wurde thematisiert 

5. Wohlthat – Ministerialminister Wohlthat erwähnt 

 

Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 1 Woche danach. 

Codebogen Forschungsfrage 10 

05.06.1939 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 1 1 1 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Juden 0 0 0 

Wohlthat 0 0 0 

Summe Artikel 0 0 0 

Tabelle 10: Forschungsfrage 10: PA vom 06.07.1939 
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13.4.11. Forschungsfrage 11 

Die Presseanweisung vom 8. Juni 1939 lautete: „Über die bevorstehende Rückkehr 

der in Cuba nicht zugelassenen jüdischen Emigranten darf nicht berichtet werden.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 550) 

Die Presseanweisung vom 10 Juni 1939 besagte: „Judenauswanderung: Es ist nicht 

zweckmäßig, wenn die Presse sich mit der Zurückweisung von ausgewanderten 

Juden durch andere Länder (z.B. Cuba) beschäftigt. Das hätte höchstens zur Folge, 

dass Juden in ihrem Auswanderungsentschluss wankend werden. Das gleiche gilt 

für Meldungen über Festnahmen von unerlaubt nach Palästina eingewanderten 

Juden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.559) 

Die Presseanweisung vom 21. Juli 1939 wies die Journalisten folgendermaßen an: 

„Es soll nichts über deutsche Besprechungen mit dem Evian-Ausschuss gebracht 

werden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.724) 

Hypothese 11: Hier wird angenommen, dass die Presseanweisungen befolgt 

wurden und demnach nichts über diese Themen in den Zeitungen zu finden sei.  

Im Zuge dieser Forschungsfrage soll analysiert werden, welches Blatt/ welche 

Blätter die Presseanweisungen befolgt haben und wie viele Artikel dazu erschienen 

sind.  

Als waagrechte Kategorien dienen die zu untersuchenden Zeitungen: 

1. VB – „Völkischer Beobachter“ 

2. DKB – „Das Kleine Blatt“ 

3. DKVB – „Das Kleine Volksblatt“ 

Die senkrechten Kategorien lauten wie folgt: 

1. Datum der Presseanweisung 

2. PA eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisungen eingehalten 

wurden und wird in diesem Fall, da eine Einhaltung der 

Presseanweisung bedeutet, dass nichts dazu veröffentlich wurde, mit 

0 angegeben. 

3. PA nicht eingehalten – bedeutet, dass die Presseanweisung nicht 

umgesetzt wurde. 
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Der Untersuchungszeitraum beginnt einen Tag nach der Erteilung der 

Presseanweisung und endet 1 Monat danach. 

Codebogen Forschungsfrage 11 

08.06.1939 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 1 1 1 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

10.06.1939 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 1 1 1 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

21.07.1939 VB DKB DKVB 

PA eingehalten 1 1 1 

PA nicht 

eingehalten 

0 0 0 

Summe Artikel 0 0 0 

Tabelle 11: Forschungsfrage 11: PA vom 08.06.1939, 10.06.1939, 21.07.1939 
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14.  Auswertung und Interpretation der Forschungsfragen und 

Hypothesen 

14.1. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 1/1.1.  

 

Forschungsfrage 1: Hatten Presseanweisungen zwischen 1933 und Anfang 1938 

Einfluss auf die Medienlandschaft Österreichs? 

Hypothese : Hier wird davon ausgegangen, dass in den Jahren 1933 bis Anfang 

1938 die Presseanweisungen in den österreichischen Zeitungen noch keinen 

Einfluss nahmen, da Österreich erst ab März 1938 unter NS-Herrschaft stand und 

davor in Österreich noch keine Gleichschaltung der Presse stattfand und es kein 

Schrifteitergesetz gab. Hier wird ferner davon ausgegangen, dass in den Zeitungen 

Artikel gefunden werden können, in denen noch eine ablehnende Haltung 

gegenüber der Nationalsozialisten zu bemerken ist.  

 

Forschungsfrage 1.1.: Am 12. Februar 1934 wurde die Presseanweisung „Die 

deutsche Regierung bewahrt gegenüber den außenpolitischen Tendenzen des neuen 

französischen Kabinetts eine abwartende Haltung, da noch nicht klar ersichtlich 

ist, in welcher Richtung tatsächlich die neue Regierung in der Abrüstungsfrage 

insbesondere vorgehen wird. Aus diesem Grunde sind Erörterungen über die 

außenpolitischen Tendenzen Frankreichs im Augenblick pressepolitisch nicht am 

Platze.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1985, S. 79) ausgegeben. Am 14. März 1935 

wurde die Presseanweisung „Vielfach liest man, dass jüdische Emigranten und 

Auswanderer in Palästina schlechte Berufsaussichten hätten. Das Reich hat 

keinerlei Interesse daran, die Auswanderung von Juden und Emigranten nach 

Palästina damit zu erschweren.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert: 1987, S. 146) 

ausgegeben.  

Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass diese zwei, als Beispiele gewählten, 

Presseanweisungen in den Tageszeitungen Österreichs nicht befolgt wurden. 

Darüber hinaus besteht die Vermutung, dass in dem besagten Zeitraum in den 
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österreichischen Zeitungen noch eher eine ablehnende Haltung gegenüber den 

Nationalsozialisten bestand. 

Die Hypothese zu Forschungsfrage 1 konnte aus leicht ersichtlichen Gründen 

verifiziert werden. Österreich stand am 12. März 1938 unter NS-Herrschaft, jedoch 

in den Jahren davor befanden sich die Nationalsozialisten hierzulande noch im 

„Untergrund“ und konnte daher noch keinerlei Einfluss auf das österreichische 

Pressewesen nehmen.  

Die Hypothese zu Forschungsfrage 1.1. vermutet ferner, dass in den Zeitungen 

noch ablehnende Tendenzen gegenüber dem NS-Regime wahrzunehmen waren. 

Um dies deutlich zu machen, wurden Ausgaben aus den Jahren 1933 bis 1938 

gesichtet und folgende Überschriften bzw. Inhalte sollen dies klar darstellen. 

So schrieb Das Kleine Blatt am 21. August 1933 auf der Titelseite, „Nazi 

überfallen Ausländer“. In dem Artikel wird eine Situation beschrieben, in der 

Hakenkreuzlausbuben unschuldige Touristen attackieren und danach feige fliehen.  

Am 13. März 1934 wird ebenso in der Zeitung Das Kleine Blatt unter dem Titel 

„Ein Naziredner und Deckname“, ein österreichischer Nationalsozialist mit Namen 

erwähnt und damit entlarvt, hier wird  von der damals noch verbotenen Partei 

gesprochen.  

Am 14. März 1934 erschien ein Artikel „Ein Ausflug ins Dritte Reich“, in dem 

trotz Maulkorbzwang von der Leipziger Messe berichtet wurde. In der Propaganda 

war angekündigt, dass das Publikum in Massen hineinströmen würde, um den 

Kanzler und den Minister, die ebenfalls anwesend sein würden, zu sehen. Es ist 

unschwer zwischen den Zeilen zu lesen, dass der Autor des Artikels von der ganzen 

Sache nichts hielt und der angekündigte Massenansturm nicht stattfand.  

Die Annahme, dass die österreichische Presse nicht nur noch frei war selbst zu 

entscheiden, was in die Zeitungen gelangte, sondern darüber hinaus auch noch 

negativ über das NS-Regime berichtete, lässt sich hier klar verifizieren.  
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14.2. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 2 

Forschungsfrage 2: Wie waren die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlinge/Emigranten formuliert? 

Hypothese: Wenn Presseanweisungen zu jüdischen Flüchtlingen/Emigranten 

ausgegebene wurden, dann wurde klar befohlen was veröffentlich bzw. nicht 

veröffentlich werden sollte.  

Fünf, der insgesamt zehn untersuchten Presseanweisungen über jüdische 

Flüchtling/Emigranten, das sind 50%, beziehen sich explizit auf die Durchführung 

in der Presse. Drei, der insgesamt zehn untersuchten Presseanweisungen über 

jüdische Flüchtlinge/Emigranten, das sind 30%, beziehen sich explizit auf die nicht 

Nicht-Durchführung in der Presse. Zwei, der insgesamt zehn untersuchten 

Presseanweisungen über jüdische Flüchtling/Emigranten, das sind 20%, beziehen 

sich sowohl auf die Durchführung, als auch Nicht-Durchführung.  

Die Hypothese lässt sich verifizieren, da sich in allen Fällen an die 

Presseanweisungen gehalten wurde, sowohl bei der Durchführung, als auch bei der 

Nicht-Durchführung.  

14.3. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 3 

Forschungsfrage 3: Wurden die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlingen/Emigranten eingehalten? 

Hypothese: Hie wird davon ausgegangen, dass sich alle Zeitungen ab 1938 strikt an 

die Anweisungen gehalten haben. Ferner wird hier davon ausgegangen, dass das 

Blatt „Völkischer Beobachter“ die Anweisungen mit Sicherheit übernommen hat, 

da es als Sprachrohr der NSDAP agierte.  

Ad.: „Völkischer Beobachter“ 

Wie vermutet hat sich der Völkische Beobachter zu 100% an die Anweisungen 

gehalten und jede Presseanweisung je nach Weisung veröffentlicht oder nicht 

veröffentlicht.  
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Ad. „Das Kleine Blatt“ 

Lediglich die Presseanweisung vom 15. 07. 1938 wurde nicht durchgeführt, wobei 

diese Presseanweisung auch keinen expliziten Auftrag zur Durchführung gegeben 

hatte. Demnach wurden nachweislich 90 % der Presseanweisungen in diesem Blatt 

durchgeführt. 

Ad. „Das Kleine Volksblatt“ 

Lediglich die Presseanweisung vom 15. 07. 1938 wurde nicht durchgeführt, wobei 

diese Presseanweisung auch keinen expliziten Auftrag zur Durchführung gegeben 

hatte. Demnach wurden nachweislich 90 % der Presseanweisungen in diesem Blatt 

durchgeführt. 

Als Fazit für diese Forschungsfrage lässt sich sagen, dass der Völkische Beobachter 

sich am meisten die Presseanweisung befolgt hat, wobei jedoch die anderen beiden 

Blätter dies auch fast zur Gänze getan haben. Die Hypothese der Forschungsfrage 3 

lässt sich fast gänzlich verifizieren, da die einzige, nicht von allen Blättern 

umgesetzte Presseanweisung, keine unbedingte war.  

14.4. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 4 

Forschungsfrage 4: Wie schnell wurden die Presseanweisungen zu jüdischen 

Flüchtlingen/Emigranten umgesetzt? 

Hypothese: Hier besteht die Vermutung, dass die Presseanweisungen 

schnellstmöglich umgesetzt wurden; wiederum wird davon ausgegangen, dass der 

„Völkische Beobachter“ am schnellsten agierte, jedoch auch die beiden anderen 

Zeitungen werden aufgrund der Gleichschaltung der Presse und des 

Schriftleitergesetzes sehr schnell agiert haben. 

Ad. „Völkischer Beobachter“ 

Der „Völkische Beobachter“ hat alle 10 Presseanweisungen wie vorgegeben 

umgesetzt, einerseits in Form von Artikeln und andererseits im Ausbleiben eben 

dieser. Die folgende Tabelle soll die Dauer von der Erteilung bis zur Durchführung 

der Presseanweisung aufzeigen. 
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Datum der Presseanweisung Durchführungsdatum Anzahl der Tage  

20.06.1938 21.06.1938 1 

15.07.1938 16.07.1938 1 

08.11.1938 9.11.1938 1 

15.11.1938 16.11.1938 1 

17.11.1938 18.11.1938 1 

19.11.1938 19.11.1938 1 

05.06.1939 nicht durchgeführt 0 

08.06.1939 nicht durchgeführt 0 

10.06.1939 nicht durchgeführt 0 

21.07.1939 nicht durchgeführt 0 

Durchschnittswert  1 

Tabelle 12: Völkischer Beobachter Forschungsfrage 4 Durchschnittswert Dauer 

Die Tabelle zeigt, dass der Völkische Beobachter die Anweisungen strikt befolgte 

und zwar innerhalb von 1 Tag.   

Ad. „Das Kleine Blatt“ 

Das Kleine Blatt hat fünf von den zehn zu erforschenden Presseanweisungen in 

Form von Artikeln umgesetzt. Damit hat „Das Kleine Blatt“ 5 von den 6 

Presseanweisungen, die darauf abzielten veröffentlicht zu werden, umgesetzt und 

die 4 Anweisungen, die nicht umgesetzt werden sollten, befolgt. Die folgende 

Tabelle soll die Dauer von der Erteilung bis zur Durchführung der Presseanweisung 

aufzeigen. 
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Datum der Presseanweisung Durchführungsdatum Anzahl der Tage  

20.06.1938 23.06.1938 3 

15.07.1938 nicht durchgeführt 0 

08.11.1938 09.11.1938 1 

15.11.1938 16.11.1938 1 

17.11.1938 18.11.1938 1 

19.11.1938 20.11.1938 1 

05.06.1939 nicht durchgeführt 0 

08.06.1939 nicht durchgeführt 0 

10.06.1939 nicht durchgeführt 0 

21.07.1939 nicht durchgeführt 0 

Durchschnittswert  1,4 

Tabelle 13: Das Kleine Blatt Forschungsfrage 4 Durchschnittswert Dauer 

Die Tabelle zeigt, dass „Das Kleine Blatt“ im Durchschnitt 1,4 Tage gebraucht hat, 

um die Anweisungen umzusetzen.  

Ad. „Das Kleine Volksblatt“ 

Das Kleine Volksblatt hat, wie das Kleine Blatt fünf von den zehn zu erforschenden 

Presseanweisungen umgesetzt. Damit hat „Das Kleine Volksblatt“ ebenso wie „Das 

Kleine Blatt“ 5 von den 6 Presseanweisungen, die darauf abzielten veröffentlicht zu 

werden, umgesetzt und die 4 Anweisungen, die nicht umgesetzt werden sollten, 

befolgt. Die folgende Tabelle soll die Dauer von der Erteilung bis zur 

Durchführung der Presseanweisung aufzeigen. 

 

 



136 

 

Datum der Presseanweisung Durchführungsdatum Anzahl der Tage  

20.06.1938 23.06.1939 3 

15.07.1938 nicht durchgeführt 0 

08.11.1938 09.11.1938 1 

15.11.1938 16.11.1938 1 

17.11.1938 18.11.1938 1 

19.11.1938 20.11.1938 1 

05.06.1939 nicht durchgeführt 0 

08.06.1939 nicht durchgeführt 0 

10.06.1939 nicht durchgeführt 0 

21.07.1939 nicht durchgeführt 0 

Durchschnittswert  1,4 

Tabelle 14: Das Kleine Volksblatt Forschungsfrage 4 Durchschnittswert Dauer 

 

Die Tabelle zeigt, dass „Das Kleine Volksblatt“ im Durchschnitt 1,4 Tage 

gebraucht hat, um die Anweisungen umzusetzen.  

14.5. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 5 

Forschungsfrage 5: Die Presseanweisung vom 20. Juni 1938 lautete: „Über die 

„Judenverfolgung“ in Berlin und im Reiche berichtet das Ausland nach wie vor in 

großer Aufmachung. Die Gründe für diese Ereignisse seien bekannt. Die 

Bevölkerung sei erregt über die „Emigration“ der Juden nach Berlin, wo mehrere 

Tausend in den letzten Monaten zugezogen seien. Sie hätten geglaubt, in der 

Großstadt eher untertauchen zu können. Es seien zahlreiche neue jüdische 

Geschäfte eröffnet worden, vorhandene hatten erweitert werden können. Eine 

allgemeine Lauheit sei gegenüber der Judenfrage unverkennbar, besonders was 

den Kauf bei Juden angehe. […] (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 592) 
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Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass die Presseanweisung binnen 

weniger Tage in den Zeitungen wiederzufinden sei, wobei vermutet wird, dass die 

Berichterstattung beim Völkischen Beobachter früher Platz fand, als bei den beiden 

anderen Zeitungen, da es sich bei der Presseanweisung über Geschehnisse in 

Berlin, der Hauptstadt Deutschlands handelte. 

Alle drei Tageszeitungen haben sich an die Presseanweisung gehalten, wobei der 

„Völkische Beobachter“ sie sofort am nächsten Tag umgesetzt hat (21.06.1938) und 

„Das Kleine Blatt“ und „Das Kleine Volksblatt“ zwei Tage später zu dem Thema 

berichtet haben (23.06.1938).  

Aufgrund dieser Tatsachen lässt sich hier die Hypothese verifizieren.  

14.6. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 6 

Forschungsfrage 6: Die Presseanweisung vom 15 Juli 1938 lautete wie folgt: 

„Auswärtiges Amt: Die Konferenz von Evian ist nun auseinandergegangen, ohne 

dass viel herausgekommen wäre. Wir haben an sich keinen Anlass, die 

Angelegenheit besonders aufzumachen. Vor allem wird dringend gebeten, die 

Empfehlungen, dass die Ausreiseländer gewissermaßen hilfreich mittätig sein 

sollen, absolut zu ignorieren. In der einen oder anderen Form freundlich anerkannt 

werden, dass sich einige südamerikanische Staaten dagegen gewandt haben, dass 

die Schlussresolution [Ausfälle gegen Deutschland] enthält. (Nach dieser 

Bemerkung können (gestr.: wir) also [auch wir] (gestr.: auch wie) über die 

Konferenz etwas bringen. Der Vertreter des Auswärtigen Amts hat uns noch 

gebeten, vielleicht den Gedanken mitzuverwenden, dass jetzt jene Staaten sich 

besonders eifrig betätigen, die seinerzeit nach Kriegsschluss die Deutschen rigoros 

über Nacht aus ihren Grenzen verwiesen haben, dabei soll jedoch das Wort Elsass 

nicht fallen.)“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 656f.) 

Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass die Anweisungen binnen der 

folgenden Tage übernommen wurden. 

Ad. „Völkischer Beobachter“ 

Zu dieser Forschungsfrage lässt sich sagen, dass der „Völkische Beobachter“ die 

Weisung nicht ganz nach Wunsch durchgeführt hat, denn am 16.07.1938 erschien 
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auf dem Titelblatt ein Artikel mit der Überschrift „Keiner will die Mischpoche 

haben. Judenkonferenz von Evian blamiert die internationalen Heuchler. Das 

Gesamtergebnis: Ein Ausschluss!“ und darüber hinaus wurde auf Seite 2 der 

Ausgabe des 16.7.1938 dieser Artikel noch weitergeführt. Dies stellt keine direkte 

Missachtung der Anweisung dar, da in der Presseanweisung zu lesen ist, dass 

davon berichtet werden darf, jedoch wird auch der Wunsch geäußert, dass es nicht 

allzu groß aufgemacht werden solle.  

„Vor allem wird dringend gebeten, die Empfehlungen, dass die Ausreiseländer 

gewissermaßen hilfreich mittätig sein sollen, absolut zu ignorieren.“ Dieser, als 

eindeutiges Verbot wahrnehmbarer Teil der Presseanweisung, wurde jedoch 

eingehalten. 

Ad. „Das Kleine Blatt“ und „Das Kleine Volksblatt“ 

Beide Blätter hatten die Presseanweisung zur Gänze ignoriert und nichts zu dem 

Thema veröffentlicht. Da die Presseanweisung keinen eindeutigen Befehl zur 

Veröffentlichung erteilte, erscheint dies jedoch als kein schlimmes Vergehen. 

Als Fazit dieser Forschungsfrage muss jedoch gesagt werden, dass die Hypothese 

zum Großteil falsifiziert wurde, da sich der Völkische Beobachter nur zum Teil 

daran hielt und die beiden anderen Blätter die Anweisung gänzlich ignorierten. 

14.7. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 7 

Forschungsfrage 7: Die Presseanweisung vom 8. November 1938 lautete: „Im 

Laufe des Nachmittags werde eine Blütenlese von Urkunden Zeugnis ablegen für 

den Geisteszustand der Emigrantenkreise und des internationalen Judentums. 

Darunter würden auch Gedichte sein. Das Attentat müsse wiederum auf der ersten 

Seite behandelt werden. Der Gedanke, der in einigen Zeitungen zum Ausdruck 

gekommen sei, dass die französischen Sender allgemein nicht mehr für die 

Propaganda der Juden zur Verfügung stünden, sei falsch. Die seinerzeit erlassene 

Anordnung der französischen Regierung betreffe nur die privaten Sender. Dass zum 

Beispiel Strassburg nicht gemeint war, sei gestern Abend bewiesen, wo Strassburg 

den Attentäter als harmlosen jungen Knaben hingestellt habe, den man nicht voll 

verantwortlich (ma)chen könne.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1052) 
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Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass sich alle drei beobachteten 

Zeitungen an die Anweisung gehalten haben und das Attentat über längere Zeit 

stark behandelten. 

Grundlegend ist zur Forschungsfrage 7 zu sagen, dass es sich um eine der meist 

umgesetzten Presseanweisungen der vorliegenden Untersuchung handelt. Das 

Thema ist das Attentat vom 7.11.1938, bei dem Herschel Grynszpan, ein Jude, 

Ernst Eduard vom Rath so schwer verletzte, dass er zwei Tage später seinen 

Verletzungen erlag. 

Ad. „Völkischer Beobachter“ 

Wie angewiesen, wurde die Anweisung vom Völkischen Beobachter über mehrere 

Tage in großer Aufmachung gebracht. Am. 9.11., 11.11., 12.11, 13.11. und 14.11. 

1938 wurde jeweils am Titelblatt darüber berichtet.  

Ad. „Das Kleine Blatt“ 

Ebenso befolgte „Das Kleine Blatt“ die Anweisung und berichtete sogar noch um 

einiges detaillierter über das Attentat, dessen Folgen bis hin zum Begräbnis von 

vom Rath, und zwar am 9.11.1938 auf den Seiten 5, 6 und 7; am 10.11.1938 auf 

den Seiten 1, 3 und 4; am 11.11.1938 auf den Seiten 1, 2, 3 und 4; am 12.11.1938 

auf den Seiten 1, 2 und 5; am 13.11.1938 auf den Seiten 1, 2,4 und 5; am 

14.11.1938 auf den Seiten 1 und 2 und am 15.11.1938 auf den Seiten 2 und 3. 

Ad. „Das Kleine Volksblatt“ 

Auch „Das Kleine Volksblatt“ brachte wie angewiesen viel über das Thema und 

zwar am 9.11.1938 auf den Seiten 5, 8 und 10; am 10.11. 1938 auf den Seiten 2 und 

5; am 11.11.1938 auf den Seiten 1 und 2; am 12.11.1938 auf den Seiten 1, 2 und 3; 

am 13.11.1938 auf den Seiten 2 und 3 und am 14.11.1938 auf den Seiten 1 und 2.  

Fazit dieser Forschungsfrage ist, dass sich die Hypothese eindeutig verifizieren 

lässt, da die Anweisung sehr oft (VB- 5 Artikel, DKB – 20 Artikel, DKVB – 14 

Artikel) und lang (VB- 5 Tage, DKB – 7 Tage, DKVB- 6 Tage) behandelt wurde.  
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14.8. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 8 

Forschungsfrage 8: Die Presseanweisung vom 15. November 1938 lautete: „Die 

Presse muss schon morgen früh alle Meldungen in großer Aufmachung bringen, 

nach denen andere Länder sich gegen die Aufnahme von Juden mit allen Mitteln 

zur Wehr setzen. So liegen z.B. Meldungen vor, dass in Belgien 

Konzentrationslager für jüdische Emigranten eingerichtet werden. Polen wehrt sich 

gegen die Zurücknahme seiner eigenen jüdischen Staatsangehörigen, die im 

Ausland leben, weil es nicht weiß, was es mit den ganzen Juden anfangen soll.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1079f.) Die Presseanweisung vom 17. 

November 1938 lautete: „[…] In viel stärkerem Maße als bisher müsse in den 

nächsten Tagen, mindestens für eine Woche, alles herausgestellt werden, was 

irgendwie zeige, dass ausländische Regierungen sich weigern, Juden bei sich 

aufzunehmen. Ebenso sei groß aufzumachen und zu kommentieren, was über 

schlechte Behandlungen von Juden in anderen Ländern gemeldet werde, 

insbesondere auch über Überführung ins Konzentrationslager. […]“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1084ff.) 

Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass sich die Journalisten an die 

Presseanweisung hielten und am nächsten Tag die Titelblätter dementsprechend 

gestalteten und ebenso wie gefordert, mehrere Tage darüber berichteten. 

In dieser Forschungsfrage werden zwei Presseanweisungen zusammengefasst, da 

anhand der zweiten Presseanweisung vom 17.11.1938 ersichtlich ist, dass die erste 

Presseanweisung vom 15.11. 1938 nicht zufriedenstellend ausgeführt wurde.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der „Völkische Beobachter“ lediglich zwei 

Artikel dazu gebracht hat, „Das Kleine Blatt“ hingegen schon vier und „Das Kleine 

Volksblatt“ am Meisten mit 9 Artikeln. 

Die Hypothese lässt sich hier jedoch nicht verifizieren, da sie mittels der 

Presseanweisung mehrfach angewiesen wurden das Thema mindestens eine Woche 

lang groß aufzumachen.   
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14.9. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 9  

Forschungsfrage 9: Die Presseanweisung vom 19. November 1938 lautete: „Die 

Anweisungen zur Judenfrage seien offenbar nicht überall verstanden worden. Es 

soll das Wirken der Juden in Deutschland gezeigt werden, in der Arbeiterbewegung, 

im Liberalismus, in der Kultur, in der Finanz, am Hofe, während des Krieges, beim 

Munitionsarbeiterstreik, im letzten Kriegsjahr, in der Novemberrevolte, in den 

ersten Regierungen der Republik, in der Korruption usw. Die Tendenz sei ebenfalls 

missverstanden worden. Gegen die Spießer heiße nicht, dass man durch 

Schlagzeigen den Eindruck erwecken soll, als seien große Teile des Volkes mit den 

Maßnahmen gegen die Juden nicht einverstanden. Die Artikelserie müsse in allen 

Zeitungen mit der deutlichen Tendenz schließen: Deutsches Volk, du hast jetzt lesen 

können, wie und wo dir die Juden geschadet haben, wenn du nun noch einen 

griesgrämigen Volksgenossen triffst, so weißt du, dass er einer von denen ist, die es 

immer noch nicht begriffen haben, die also zu den ständigen Neinsagern gehören. 

Notiere ihn dir. Das sind die Männer, die dem Führer in den Rücken fallen.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:1999, S. 1059f.) 

Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass die Tageszeitungen umgehend den 

Presseanweisungen folgten. 

Zu Beginn muss erwähnt werden, dass diese Forschungsfrage 9, Rückschlüsse auf 

die Forschungsfrage 8 gibt, denn aufgrund der Formulierung ist klar zu erkennen, 

dass Dr. Goebbels mit der Umsetzung der Presseanweisungen vom 15. Und 17. 

November 1938 nicht zufrieden war und sie erneut anwies seinen Vorgaben zu 

folgen. 

Im Falle der Forschungsfrage 9 lässt sich die Hypothese verifizieren, da der 

„Völkische Beobachter“ 2 Artikel, „Das Kleine Blatt“ 3 Artikel und „Das Kleine 

Volksblatt“ 2 Artikel veröffentlichten, die der Anweisung exakt folgten.  
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14.10.  Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 10 

Forschungsfrage 10: Die Presseanweisung vom 5. Juni 1939 lautete: 

„Ministerialdirektor Wohlthat fährt in nichtamtlicher Eigenschaft nach London zu 

informatorischen Besprechungen über die planmäßige Abwanderung der Juden. 

Berichterstattung für die deutsche Presse gesperrt.“  (Bohrmann/Toepser-

Ziegert:2001, S. 539)  

Hypothese: Hier wird davon ausgegangen, dass die Anweisung befolgt wurde, in 

dem sie nicht in den Zeitungen erwähnt wurde. 

Die Hypothese der Forschungsfrage 10 konnte verifiziert werden, da sich zu dem 

Thema nichts in den drei Tageszeitungen finden ließ.  

14.11. Auswertung und Interpretation Forschungsfrage 11 

Forschungsfrage 11:  

Die Presseanweisung vom 8. Juni 1939 lautete: „Über die bevorstehende Rückkehr 

der in Cuba nicht zugelassenen jüdischen Emigranten darf nicht berichtet werden.“ 

(Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S. 550) 

Die Presseanweisung vom 10 Juni 1939 besagte: „Judenauswanderung: Es ist nicht 

zweckmäßig, wenn die Presse sich mit der Zurückweisung von ausgewanderten 

Juden durch andere Länder (z.B. Cuba) beschäftigt. Das hätte höchstens zur Folge, 

dass Juden in ihrem Auswanderungsentschluss wankend werden. Das gleiche gilt 

für Meldungen über Festnahmen von unerlaubt nach Palästina eingewanderten 

Juden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.559) 

Die Presseanweisung vom 21. Juli 1939 wies die Journalisten folgendermaßen an: 

„Es soll nichts über deutsche Besprechungen mit dem Evian-Ausschuss gebracht 

werden.“ (Bohrmann/Toepser-Ziegert:2001, S.724) 

Hypothese: Hier wird angenommen, dass die Presseanweisungen befolgt wurden 

und demnach nichts über diese Themen in den Zeitungen zu finden war.  

Die Hypothese der Forschungsfrage 11 konnte verifiziert werden, da sich zu den 

Themen der drei Presseanweisungen nichts in den drei Tageszeitungen finden ließ. 
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15.  Conclusio 

Gleich zu Beginn hat die Sichtung des Untersuchungsmaterial gezeigt, dass in den 

Jahren 1933 bis Anfang 1938 in Österreich noch keine Befolgung von 

Presseanweisungen stattfand, da das Land damals noch nicht unter dem NS-Regime 

stand und dahingehend auch noch nicht der Gleichschaltung der Presse unterlag und 

ganz im Gegenteil eher gegen das NS-Regime geschrieben wurde. Dies änderte sich 

nach dem 12. März 1938 schlagartig.  

Bei der Auswertung der empirischen Daten wurde hier gezeigt, dass 9 von den 12 

Forschungsfragen gänzlich verifiziert werden konnten und eine zum Großteil, zwei 

der Forschungsfragen wurden falsifiziert.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Großteil der Presseanweisungen ab 

1938 in Form von Zeitungsartikeln umgesetzt wurde oder eben, wenn von oben 

gewünscht, Themen verschwiegen wurden. Diese Erkenntnis ist, wenn auch 

schockierend, leider nicht überraschend, da die Presse zu dieser Zeit 

gleichgeschaltet war und somit den Weisungen vom Propagandaministerium und 

vor allem Dr. Joseph Goebbels unterstanden.  

Als am 20. Juni 1938 die Weisung erteilt wurde über die Emigration der Juden nach 

Berlin zu berichten, ist leicht ersichtlich, dass die Zeitungen den Weisungen folgten, 

da der „Völkische Beobachter“ binnen einem Tag und „Das Kleine Blatt“ und „Das 

Kleine Volksblatt“ binnen zweier Tage davon berichteten.  

In Bezug auf die Durchführung der Presseanweisung vom 15. Juli 1938, die 

berichtete, dass die Konferenz in Evian ohne erwähnenswerte Ergebnisse 

auseinandergegangen war, man aber schon darüber berichten könne, verhielten sich 

die Zeitungen unterschiedlich. Der „Völkische Beobachter“ hielt sich zwar 

einerseits an die Weisung und brachte etwas über das Thema, aber trotz des klar 

ausgedrückten Wunsches die Angelegenheit nicht allzu groß aufzumachen, 

platzierte er die Meldung auf der Titelseite. Aber da die ausdrücklich verbotenen 

Themen nicht veröffentlicht wurden, gilt diese Presseanweisung vom Völkischen 

Beobachter als eingehalten. „Das Kleine Blatt“ und „Das Kleine Volksblatt“ 

ignorierten die Weisung und veröffentlichten keinen Artikel dazu. All dies führte 

dazu, dass die Hypothese hier falsifiziert werden musste.  



144 

 

Im Falle der Forschungsfrage 7, der Presseanweisung vom 8. November lässt sich 

zunächst sagen, dass es sich um die meist umgesetzte Presseanweisung dieser 

Untersuchung handelt. Es wurde die Weisung erteilt das Attentat des Ernst Eduard 

vom Rath groß aufzumachen und intensiv zu behandeln.  

Die dazugehörige Hypothese konnte verifiziert werden, da das Thema äußerst 

ausführlich und lange andauernd behandelt wurde. Am längsten hat „Das Kleine 

Blatt“ davon berichtet (7 Tage), knapp gefolgt von dem „Kleinen Volksblatt“ (6 

Tage), wiederum knapp gefolgt von dem „Völkischen Beobachter“ (5 Tage). In 

dieser Zeit hat „Das Kleine Blatt“ 20 Artikel veröffentlicht, „Das Kleine Volksblatt“ 

14 Artikel und der „Völkische Beobachter“ 5 Artikel, wobei bei allen drei Blättern 

die Artikel zumeist auf der ersten Seite  gebracht wurden und so die Wichtigkeit der 

Nachricht, wie gewünscht, zum Ausdruck gebracht wurde.  

In der Forschungsfrage 8 wurden zwei Presseanweisungen zusammengefasst, da die 

Presseanweisung vom 17. November 1938 zeigt, dass die ihr vorhergegangene 

Presseanweisung vom 15. November nicht zufriedenstellend umgesetzt worden war. 

Beide Anweisungen verlangen, dass die Zeitung gefüllt werden müsse mit der 

Nachricht, dass kein Land die Juden aufnehmen möchte.  

Trotz zweimaligen Hinweisens wurde die Anweisung nicht gänzlich erfüllt, da die 

Journalisten angewiesen wurden, mindestens eine Woche lang dieses Thema groß 

aufzumachen.  

Am ehesten hielt sich noch „Das Kleine Volksblatt“ an die Weisung, in dem es neun 

Artikel veröffentlichte, jedoch aufgeteilt auf lediglich drei Tage, „Das Kleine 

Volksblatt“ veröffentlichte nur vier Artikel, aufgeteilt auf lediglich zwei Tage und 

der „Völkische Beobachter“ brachte nur zwei Artikel aufgeteilt auf nur zwei Tage. 

Aufgrund all dieser Fakten lässt sich die Hypothese hier nur falsifizieren. 

Die Forschungsfrage 9, mit der dazugehörigen Presseanweisung vom 19. November 

1938, die aufzeigt, dass die Presseanweisungen von 15. und 17. November 1938 

nicht zufriedenstellend umgesetzt wurden und nochmals darauf hinweist, dass die 

Artikel in ihrem Tenor eindeutig gegen Juden sprechen sollten. Die dazugehörige 

Hypothese ließ sich verifizieren, da alle drei Zeitungen der Weisung folgten und 

zwei bis drei Artikel, in großer Aufmachung, dazu veröffentlichten. 
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Bei den Forschungsfragen 10 und 11 handelt es sich um Presseanweisungen, die 

explizit verlangen, keinerlei Informationen, die durch diese Anweisungen an die 

Journalisten gelangten, zu veröffentlichen. Da sich alle drei Zeitungen daran hielten, 

lassen sich hier beide Hypothesen verifizieren.  

Die Analyse und die folgende Interpretation der Forschungsfragen bestätigen die 

Vermutung, dass die Journalisten zum Großteil den Weisungen folgten und sie 

zumeist schnellstmöglich umsetzten. Die Vermutung, dass der „Völkische 

Beobachter“ jeweils am schnellsten reagiert hat, hat sich bewahrheitet, wobei aber 

der Unterschied zu den anderen beiden Blättern nicht sonderlich groß war.  

Bezieht man die theoretischen Grundlagen, die in Kapitel 9 ausgeführt wurden mit 

ein, so kann man erkennen, dass die beiden gegenübergestellten Schulen (siehe 

Kapitel 9.6.1. und 9.6.2.)  gut auf diese Arbeit umgelegt werden können. Die 

Leipziger Schule, begründet von Hans Amandus Münster, versuchte sich an einer 

Definition des Mediensystems im Zweiten Weltkrieg: „Freiwillige Unterordnung 

unter die neue Idee ist der erste Grundsatz des Journalismus im neuen Staat. Hat er 

den Sinn einer neuen Zeit verstanden, ist er innerlich überzeugt, dass es keinen 

anderen Weg aus dem Chaos mehr gibt, so wird er jeden Augenblick – auch ohne 

Befehl aus Berlin – von selbst die Antwort auf die Tagesfragen finden.“ (Münster 

zit. in Bussemer, 2008, S. 197) Hier zeigt Münster, das Journalisten zu dieser Zeit 

nur eines tun konnten, und zwar sich dem Regime unterstellen und - zutiefst 

überzeugt - der Führungselite unterzuordnen und deren Anweisungen und Wünsche 

ungefragt zu übernehmen und zu verbreiten. Ein Journalist hatte damals keine 

Möglichkeit eigenständige Gedanken zu formulieren oder gar zu vertreiben, sie 

sollten gut geölte Maschinen sein, die nach dem Wunsch anderer laufen ohne 

Schwierigkeiten zu machen. Münster geht noch einen Schritt weiter und sagt: „Ein 

Journalist, der nicht an den Nationalsozialismus glaubt, hat deshalb an unseren 

deutschen Zeitungen in Zukunft nichts mehr zu suchen!“ (Münster, zit. in Bussemer: 

2008, S. 197) Dieser Satz spiegelt die Meinung von Hitler und Goebbels äußerst 

treffend wieder.  

Die Schule der normativen Publizistik, begründet von Emil Dovifat, besagt, dass der 

Journalismus die Aufgabe habe, die Leser zu führen und nicht allein ein 

Informationspool für Rezipienten zu sein, an dem sie sich nach Belieben bedienen 
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können. Die Presse stellte sich für ihn einem Führungsmittel gleich und er lehnte  

den freien Zugang zu den Medien entschieden ab. Dies führte dazu, dass er die 

„Grundgesetze der Massenführung“ entwickelte. Der erste Grundsatz, „Der 

Grundsatz der Vereinfachung“, besagt, dass Journalisten Inhalte so vereinfacht 

darzustellen haben, dass der ungebildete Leser versteht, der gebildete Leser jedoch 

interessiert bleibt. Der Grundsatz des „hämmernden Wiederholens“ ist für Dovifat, 

die ständige Wiederholung des Inhaltes, bis die sich im Kopf der Rezipienten 

festgesetzt hat. Sein letzter Grundsatz der „gefühlsmäßigen Steigerung“ besagt, dass 

der Rezipient für die Inhalte emotionalisiert werden müsse, um die Umsetzung der 

Propaganda zu ermöglichen.  

Diese Grundsätze von Dovifat ähneln erschreckend stark den Ansichten von Dr. 

Goebbels und auch von Adolf Hitler. Vor allem Goebbels setzte diese Taktiken in 

seinen Konferenzen und Anweisungen um.  

Was diese Arbeit schließlich noch zeigt ist, dass totalitäre Regime in erster Linie 

versuchen, durch Beeinflussung der Medien ihre Macht zu festigen und zu erhalten. 

Dass dies in einigen Ländern Europas gerade wieder geschieht ist leider 

erschreckende Realität. 
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16.  Anhang 

16.1. Begriffserklärung 

BDM – Bund deutscher Mädel 

DNB – Deutsches Nachrichtenbüro 

Gestapo – Geheime Staatspolizei 

HJ – Hitlerjugend 

KZ - Konzentrationslager 

NS – Nationalsozialismus 

NSDAP – Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

NSKK – Nationalsozialistische Kraftfahrkorps 

RAVAG – Radio Verkehrs AG 

SA – Sturmabteilung 

SD - Sicherheitsdienst 

SS – Schutzstaffel 
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16.4. Untersuchungsmaterial 

16.4.1. „Völkischer Beobachter“ 

Die Ausgaben des Völkischen Beobachters wurden in der Österreichischen 

Nationalbibliothek auf Mikrofilm gesichtet.  

Folgende Ausgaben wurden bei dieser Arbeit verwendet: 

1. 21 Juni 1938  S. 1 

2. 21. Juni 1938  S. 2 

3. 23. Juni 1938  S. 1 

4. 23. Juni 1938  S. 2 

5. 16. Juli 1938  S. 1 

6. 16. Juli 1938  S. 2 

7. 17. Juli 1938  S. 1 

8. 23. Juli 1938  S. 1 

9. 9. November 1938 S. 1 

10. 11. November 1938 S. 1 

11. 12. November 1938 S. 1 

12. 13. November 1938 S. 1 

13. 14. November 1938 S. 1 

14. 16. November 1938 S. 1 

15. 16. November 1938 S. 2 

16. 20. November 1938 S. 1 

17. 20. November 1938 S. 2 

18. 7. Juli 1939   S. 1 
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16.4.2. „Das Kleine Blatt“ 

Die Zeitung „Das Kleine Blatt“ wurde bei ANNO (AustriaN Newspapers Online, 

ein Projekt der Österreichischen Nationalbank) gesichtet. 

Folgende Ausgaben fanden in dieser Arbeit Anwendung: 

1. 21. August 1933 S. 1 

2. 23. August 1933 S. 2 

3. 13. März 1934 S. 5 

4. 14. März 1934 S. 2 

5. 23. Juni 1938  S. 5 

6. 16. Juli 1938  S. 2 

7. 9. November 1938 S. 5 

8. 9. November 1938 S. 6 

9. 9. November 1938 S. 7 

10. 10. November 1938 S. 1 

11. 10. November 1938 S. 3 

12. 10. November 1938 S. 4 

13. 11. November 1938  S. 1 

14. 11. November 1938 S. 2 

15. 11. November 1938 S. 3 

16. 11. November 1938 S. 4 

17. 12. November 1938 S. 1 

18. 12. November 1938 S. 2 

19. 12. November 1938 S. 5 

20. 13. November 1938 S. 2 

21. 13. November 1938  S. 4 

22. 13. November 1938  S. 5 

23. 14. November 1938 S. 1 

24. 14. November 1938  S. 2 

25. 15. November 1938 S. 2 

26. 15. November 1938 S. 3 

27. 16. November 1938  S. 1 

28. 16. November 1938  S. 2 
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29. 16. November 1938 S. 5 

30. 18. November 1938  S. 2 

31. 20. November 1938  S. 2 

32. 21. November 1938 S. 1 

33. 23. November 1938  S. 2 

34. 8. Juli 1938  S. 4 
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16.4.3. „Das Kleine Volksblatt“ 

Die Zeitung „Das Kleine Volksblatt“ wurde bei ANNO (AustriaN Newspapers 

Online, ein Projekt der Österreichischen Nationalbank) gesichtet. 

Folgende Ausgaben fanden in dieser Arbeit Anwendung: 

1. 23. Juni 1938  S. 1 

2. 23. Juni 1938  S. 3 

3. 16. Juli 1938  S. 2 

4. 16. Juli 1938  S. 3 

5. 16. Juli 1938  S. 8 

6. 9. November 1938 S. 5 

7. 9. November 1938 S. 8 

8. 9. November 1938 S. 10 

9. 10. November 1938 S. 2 

10. 10. November 1938 S. 5 

11. 11. November 1938 S. 1 

12. 11. November 1938 S. 2 

13. 12. November 1938 S. 1 

14. 12. November 1938 S. 1 

15. 12 November 1938 S. 2 

16. 12. November 1938  S. 3 

17. 13. November 1938 S. 2 

18. 13. November 1938 S. 2 

19. 14. November 1938 S. 1 

20. 14 November 1938 S. 2 

21. 16. November 1938 S. 1 

22. 16. November 1938 S. 2 

23. 16. November 1938 S. 3 

24. 16. November 1938 S. 4 

25. 16. November 1938 S. 7 

26. 16. November 1938  S. 11 

27. 18. November 1938 S. 5 

28. 19. November 1938  S 2 
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29. 19. November 1938 S. 4 

30. 20. November 1938 S. 2 

31. 20. November 1938 S. 4 

32. 8. Juli 1939   S. 4 
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17.  Abstract Deutsch 

Die vorliegende Arbeit trägt den Titel „Die Flucht vor dem NS Regime- Eine 

inhaltsanalytische Studie über jüdische Flüchtlinge/Emigranten in 

Presseanweisungen und Zeitungsartikeln für die Jahre 1933 – 1939“. 

Im Fokus steht eine Inhaltsanalyse, die die von Dr. Joseph Goebbels erteilten 

Presseanweisungen über jüdische Flüchtlinge/Emigranten in den Jahren vor dem 

Zweiten Weltkrieg untersucht. Es wird aufgezeigt wie diese Presseanweisungen in 

Österreich in den Jahren 1933 bis 1939 von den Tageszeitungen („Völkischer 

Beobachter“, „Das Kleine Blatt“ und „Das Kleine Volksblatt“) umgesetzt worden 

sind. Im Laufe der Arbeit werden Parallelen und Gegensätze der drei 

Tageszeitungen aufgezeigt. Grundlegend kann gesagt werden, dass das 

Propagandasystem aus Sicht der Nationalsozialisten sehr gut funktioniert hat.  

Eben dieses Propagandasystem wird im Laufe der Arbeit vorgestellt, es wird 

gezeigt was es bezweckte und wie dies umgesetzt wurde. In Zeiten wie heute soll 

diese Arbeit auch dem Zwecke dienen, daran zu erinnern, was einmal war und nie 

wieder sein sollte.  
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18.  Abstract English 

The thesis at hand with the title „Escaping National Socialism in Austria – a 

newspaper analysis on Jewish refugees in „press-instructions“ and newspapers in 

the years 1933 to 1939“.  

Main focus is the content analysis, which analyses the “press-instruction” by Dr. 

Joseph Goebbels on Jewish refugees in the years before World War II. It shows 

how these “press-instructions” were used by the newspapers “Völkischer 

Beobachter”, “Das Kleine Blatt” and “Das Kleine Volksblatt”, in the years 1933 to 

1939. This thesis shows the similarities and opposites of those newspapers. 

This thesis gives insights into the propaganda system; it shows why it is used and 

how it is used. In times like these it is important to remember and never forgot what 

once was and shall never be again. 

 

 


